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Aufgrund des § 2 Abs. 4 des Landesgebührengesetzes vom 
3. Dezember 1974 (GVBl. S. 578), zuletzt geändert durch das 
Gesetz vom 13. Juni 2017 (GVBl. S. 106), wird im Einverneh-
men mit dem Ministerium der Finanzen verordnet:

§  1

Für Amtshandlungen des Landesamtes für Soziales, Jugend 
und Versorgung als überörtliche Betreuungsbehörde nach § 1 
Abs. 2 des Landesgesetzes zur Ausführung des Betreuungs-
rechts vom 19. Februar 2010 (GVBl. S. 42, BS 404-1) in der 
jeweils geltenden Fassung nach der Betreuerregistrierungsver-
ordnung (BtRegV) vom 13. Juli 2022 (BGBl. I S. 1154) in der 
jeweils geltenden Fassung sind folgende Gebühren zu erhe-
ben:
1. Anerkennung eines betreuungsspezifischen 

Studiengangs nach § 5 Abs. 2 Satz 1 
BtRegV 1 524,00 EUR,

2. Anerkennung einer betreuungsspezifischen 
Aus- oder Weiterbildung nach § 5 Abs. 3 
BtRegV 1 524,00 EUR,

3. Anerkennung von Sachkundelehrgängen:
a) Anerkennung eines Sachkundelehrgangs 

nach § 8 Abs. 1 BtRegV 1 524,00 EUR,
b) Anerkennung eines Sachkundelehrgangs 

mit bis zu zwei Modulen nach § 8 
Abs. 6 BtRegV 762,00 EUR,

c) Anerkennung eines Sachkundelehrgangs 
mit mehr als zwei Modulen nach § 8 
Abs. 6 BtRegV 1 524,00 EUR,

4. Verlängerung der Anerkennung von Sach-

kundelehrgängen und Modulen:
a) Verlängerung der Anerkennung eines 

Sachkundelehrgangs nach § 8 Abs. 5 
BtRegV 762,00 EUR,

b) Verlängerung der Anerkennung eines 
Moduls eines Sachkundelehrganges 
nach § 8 Abs. 6 BtRegV 381,00 EUR,

c) Verlängerung der Anerkennung von 
mehr als einem Modul eines Sachkunde-
lehrganges nach § 8 Abs. 6 BtRegV 762,00 EUR.

§  2

Soweit Amtshandlungen in dem Besonderen Gebührenver-
zeichnis nach § 1 nicht aufgeführt sind, werden Gebühren 
nach vergleichbaren Gebührentatbeständen des Besonderen 
Gebührenverzeichnisses erhoben. Lässt sich ein vergleich-
barer Gebührentatbestand nicht feststellen, ist eine Gebühr 
nach dem Zeitaufwand von Personal einschließlich der Sach-
kosten zu erheben. Bei der Ermittlung der Gebühren nach 
dem Zeitaufwand sind für den Personalaufwand einschließ-
lich Sachkosten die in § 2 der Landesverordnung über die Ge-
bühren für Amtshandlungen allgemeiner Art (Allgemeines 
Gebührenverzeichnis) vom 8. November 2007 (GVBl. S. 277, 
BS 2013-1-1) in der jeweils geltenden Fassung aufgeführten 
Beträge zugrunde zu legen; der Zeitaufwand bemisst sich je 
angefangener Viertelstunde.

§  3

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

L a n d e s v e r o r d n u n g
über Gebühren für Amtshandlungen nach der Betreuerregistrierungsverordnung

(Besonderes Gebührenverzeichnis)
Vom 23. April 2024

Mainz, den 23. April 2024 
Der Minister für Arbeit, Soziales, 

Transformation und Digitalisierung 
Alexander S c h w e i t z e r
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L a n d e s v e r o r d n u n g
über die Zuständigkeiten nach dem Wohngeldgesetz

Vom 15. Mai 2024

Aufgrund
des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Verkündungsge-
setzes vom 3. Dezember 1973 (GVBl. S. 375), geändert durch 
Artikel 23 des Gesetzes vom 7. Februar 1983 (GVBl. S. 17), 
BS 114-1,

des § 2 Abs. 4 der Gemeindeordnung in der Fassung vom 
31. Januar 1994 (GVBl. S. 153), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133), BS 2020-1, 
und

des § 2 Abs. 7 der Landkreisordnung in der Fassung vom 
31. Januar 1994 (GVBl. S. 188), zuletzt geändert durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 24. Mai 2023 (GVBl. S. 133), BS 2020-2,
verordnet die Landesregierung:

§  1

(1)	Zuständige Stelle für den Vollzug des Wohngeldgesetzes 
gemäß § 24 Abs. 1 Satz 1 des Wohngeldgesetzes vom 24. Sep-
tember 2008 (BGBl. I S. 1856) in der jeweils geltenden Fassung 
ist die Kreisverwaltung, in kreisfreien und großen kreisange-
hörigen Städten die Stadtverwaltung. Die zuständigen Stellen 
nehmen die Aufgabe als Auftragsangelegenheit wahr.

(2)	Soweit die Kreisverwaltung nach Absatz 1 zuständig ist, 
nimmt auch die Gemeindeverwaltung der verbandsfreien 
Gemeinde oder die Verbandsgemeindeverwaltung die An-
träge, die nicht über den Onlinedienst Wohngeld eingereicht 
werden, entgegen und leitet diese an die zuständige Kreisver-
waltung weiter. Die verbandsfreien Gemeinden und die Ver-
bandsgemeinden nehmen die Aufgabe als Auftragsangelegen-
heit wahr.

(3)	Fachaufsichtsbehörde ist die Aufsichts- und Dienstleis-
tungsdirektion. Oberste Fachaufsichtsbehörde ist das für das 
Wohngeldrecht zuständige Ministerium.

§  2

Örtlich zuständig ist die Stelle, in deren Bezirk sich die Woh-
nung befindet, für die Wohngeld beantragt wird.

§  3

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkündung in 
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Landesverordnung über die Zustän-
digkeiten nach dem Wohngeldgesetz vom 11. September 1978 
(GVBl. S. 643), zuletzt geändert durch Artikel 162 des Geset-
zes vom 12. Oktober 1999 (GVBl S. 325), BS 402-11, außer 
Kraft.

Mainz, den 15. Mai 2024 
Die Ministerpräsidentin 

Malu D r e y e r
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S c h u l o r d n u n g 
für den inklusiven Unterricht 

an öffentlichen Schulen 
Vom 16. Mai 2024

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Geltungsbereich und Grundsätze

§ 1	 Geltungsbereich
§ 2	 Grundsatz
§ 3	 Aufgaben und Ziele
§ 4	 Inklusiver Unterricht

Teil 2 
Schülerinnen und Schüler

§ 5	 Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen
§ 6	 Beratung und Unterstützung durch die Schule
§ 7	 Individuelle Förderplanung

Teil 3 
Eltern und Schule

§ 8	 Eltern mit Behinderungen
§ 9	 Zusammenwirken von Eltern und Schule
§ 10	 Beratung der Eltern durch die Schule

Teil 4 
Schulverhältnis

§ 11	 Anmeldung, Zurückstellung und Grundsätze des Schul-
besuchs

§ 12	 Teilnahme am Unterricht

Teil 5 
Sonderpädagogische Maßnahmen, Nachteilsausgleich

Abschnitt 1 
Sonderpädagogische Maßnahmen

§ 13	 Sonderpädagogische Maßnahmen
§ 14	 Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung
§ 15	 Sonderpädagogische Bildungsangebote

Abschnitt 2 
Nachteilsausgleich

§ 16	 Grundsatz
§ 17	 Begriffsbestimmung
§ 18	 Verfahren
§ 19	 Maßnahmen des Nachteilsausgleichs
§ 20	 Gewährung
§ 21	 Dokumentation

Teil 6 
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs

§ 22	 Grundsatz
§ 23	 Einleitung des Verfahrens
§ 24	 Kooperatives Konsultationsgespräch
§ 25	 Information und Beteiligung der Eltern
§ 26	 Mitwirkung des schulärztlichen Dienstes
§ 27	 Sonderpädagogische Diagnostik und sonderpädagogi-

sches Gutachten
§ 28	 Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs, 

Festlegung der zu besuchenden Schule

§ 29	 Schülerinnen und Schüler mit nicht ausreichenden 
Deutschkenntnissen

Teil 7 
Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpäda-

gogischem Förderbedarf

Abschnitt 1 
Unterricht

§ 30	 Zielgleicher Unterricht
§ 31	 Zieldifferenter Unterricht
§ 32	 Unterrichtsangebot im zieldifferenten Unterricht

Abschnitt 2 
Schulverhältnis

§ 33	 Besuch der Eingangsstufe
§ 34	 Verlängerung des Schulbesuchs
§ 35	 Verkürzung des Schulbesuchs
§ 36	 Übergang von der Sekundarstufe I in das Berufsvorbe-

reitungsjahr mit inklusivem Unterricht
§ 37	 Schulwechsel bei Fortbestehen des sonderpädagogi-

schen Förderbedarfs
§ 38	 Überprüfung des Förderschwerpunkts ganzheitliche 

Entwicklung, Wechsel des Förderschwerpunkts oder 
Bildungsgangs

§ 39	 Überprüfung des Förderschwerpunkts Lernen, Wech-
sel des Förderschwerpunkts oder Bildungsgangs

§ 40	 Aufhebung des sonderpädagogischen Förderbedarfs in 
den Förderschwerpunkten Sprache, sozial-emotionale 
Entwicklung, motorische Entwicklung, Sehen sowie 
Hören und Kommunikation sowie der festgelegten ziel-
differenten Bildungsgänge

Abschnitt 3 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung 

im zieldifferenten Unterricht

§ 41	 Grundsätze der Leistungsfeststellung und Leistungsbe-
urteilung

§ 42	 Hausaufgaben
§ 43	 Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen
§ 44	 Leistungsbeurteilung

Abschnitt 4 
Zeugnisse, Aufsteigen in die nächste Klassenstufe, 

Schulabschlüsse im zieldifferenten Unterricht

§ 45	 Arten und Inhalte von Zeugnissen, Zeugnisausgabe
§ 46	 Form der Leistungsbeurteilung in den Zeugnissen
§ 47	 Bewertung von Mitarbeit und Verhalten
§ 48	 Aufsteigen in die nächste Klassenstufe
§ 49	 Abschlüsse

Teil 8 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 50	 Übergangsbestimmungen
§ 51	 Änderung der Übergreifenden Schulordnung
§ 52	 Änderung der Schulordnung für die öffentlichen 

Grundschulen
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§ 53	 Änderung der Schulordnung für die öffentlichen be-
rufsbildenden Schulen

§ 54	 Inkrafttreten

Aufgrund des § 14 a Abs. 3 Satz 2, des § 53 Abs. 1 in Verbin-
dung mit § 45 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4, des § 59 Abs. 4 Satz 4 und 
des § 67 Abs. 8 des Schulgesetzes vom 30. März 2004 (GVBl. 
S. 239), zuletzt geändert durch § 80 des Gesetzes vom 7. De-
zember 2022 (GVBl. S. 413), BS 223-1, wird im Benehmen mit 
dem Landeselternbeirat verordnet:

Teil 1 
Geltungsbereich und Grundsätze

§  1 
G e l t u n g s b e r e i c h

(1) Diese Schulordnung gilt für die öffentlichen allgemeinbil-
denden und berufsbildenden Schulen.

(2) Sie regelt die Grundsätze von Bildung und Erziehung von 
Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen. 

(3) Diese Schulordnung ergänzt die Schulordnung für die 
Schule der besuchten Schulart, die zur Anwendung kommt, 
soweit diese Schulordnung nichts anderes bestimmt.

(4) Darüber hinaus regelt diese Schulordnung entsprechend 
§ 1 Abs. 2 Satz 4 des Schulgesetzes (SchulG) die Rechte von 
Eltern mit Behinderungen in der Zusammenarbeit mit der 
Schule.

(5) Die §§ 2 bis 5, 8, 16 bis 21, 38 bis 40 und 45 bis 49 gelten 
nach Maßgabe der §§ 50 und 53 im Rahmen des § 18 Abs. 2 
und 3 des Privatschulgesetzes in der Fassung vom 4. Septem-
ber 1970 (GVBl. S. 372, BS 223-7) und des § 16 der Landes-
verordnung zur Durchführung des Privatschulgesetzes vom 
21. Juli 2011 (GVBl. S. 291, BS 223-7-1) in ihrer jeweils gelten-
den Fassung auch für die entsprechenden staatlich anerkann-
ten Ersatzschulen in freier Trägerschaft.

§  2 
G r u n d s a t z

(1) Inklusive Bildung ist auf die Heterogenität der Schülerin-
nen und Schüler ausgerichtet. Sie eröffnet Schülerinnen und 
Schülern mit Behinderungen den gleichberechtigten und bar-
rierefreien Zugang zu allen Angeboten des Unterrichts und 
des Schullebens.

(2) Die Schule soll daher unter Ausschöpfung aller der Schule 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten und Maßnahmen die 
Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen unter Berück-
sichtigung der individuellen Ausgangslage so fördern, dass ein 
hohes Maß an aktiver Teilhabe am Lernen und am Schulleben 
ermöglicht wird.

§  3 
A u f g a b e n  u n d  Z i e l e

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen haben das 
Recht, nach den Regelungen dieser Schulordnung allgemeine 
Schulen zu besuchen. Sie werden dort gemeinsam mit Schü-
lerinnen und Schülern ohne Behinderungen unterrichtet und 
individuell gefördert.

(2) Alle Schulen wirken an der Entwicklung eines inklusi-
ven Schulsystems mit (§ 1 Abs. 2 Satz 4 SchulG), indem alle 
Lehrkräfte die Belange der Schülerinnen und Schüler sowie 
der Eltern mit Behinderungen bei der Umsetzung ihres schul-

gesetzlichen Auftrags zu Bildung und Erziehung berücksich-
tigen. Die pädagogischen Ziele und Schwerpunkte nach § 23 
Abs. 2 SchulG berücksichtigen den Grundsatz der Inklusion 
und dienen der Entwicklung eines inklusiven Schulsystems.

(3) Bildung und Erziehung basieren auf den Grundsätzen 
der Anerkennung von Individualität sowie der Teilhabe, der 
Selbstbestimmung und der Selbstverantwortlichkeit der Schü-
lerinnen und Schüler mit Behinderungen. Schulische Teilhabe 
wird insbesondere durch individuelle Förderung einschließ-
lich sonderpädagogischer Maßnahmen ermöglicht.

(4) Bildung und Erziehung sind auf eine umfassende Persön-
lichkeitsentwicklung, den Erwerb lebenspraktischer, sozialer, 
kognitiver, sprachlich-kommunikativer und personaler Kom-
petenzen sowie auf die Fähigkeit zu einer so weitestmöglichen 
selbstbestimmten Lebensführung und einer aktiven Teilhabe 
an der Gesellschaft ausgerichtet.

(5) Schulen nehmen Schülerinnen und Schüler mit ihren 
Stärken, Neigungen und Kompetenzen wahr und messen sie 
an ihren eigenen Möglichkeiten. Sie bieten den Schülerin-
nen und Schülern die Möglichkeit, eigene Individualität im 
Tun zu erleben und Gestaltende ihres Lernens zu sein. Sie 
ermöglichen Schülerinnen und Schülern, in Lernprozessen 
sowohl die eigenen als auch zunehmend die Bedürfnisse an-
derer wahrzunehmen und zu berücksichtigen. Sie unterstüt-
zen Schülerinnen und Schüler dabei, umsichtiges, gewaltfreies 
und verantwortungsvolles Handeln zu lernen.

(6) Alle Schulen bieten dazu individualisierte und binnendiffe-
renzierte Lernformen und gezielte Fördermaßnahmen sowie 
Beratung von Schülerinnen und Schülern und Eltern an.

§  4 
I n k l u s i v e r  U n t e r r i c h t

(1) Alle Schulen und alle Lehrkräfte sind inklusivem Unter-
richt (§ 14 a Abs. 1 Satz 1 SchulG) verpflichtet. Dieser ist ge-
kennzeichnet durch gemeinsames Lernen von Schülerinnen 
und Schülern mit und ohne Behinderungen. Es handelt sich 
um eine allgemeinpädagogische Aufgabe für alle Lehrkräfte, 
bei der die Schulen nach näherer Regelung in dieser Schul-
ordnung sonderpädagogische Beratung und Unterstützung 
erhalten.

(2) Im inklusiven Unterricht achten Lehrkräfte darauf, dass 
der Heterogenität und den individuellen Lernausgangslagen 
aller Schülerinnen und Schüler entsprochen wird. Für Schü-
lerinnen und Schüler mit Behinderungen werden die erfor-
derlichen Maßnahmen in einem individuellen Förderplan 
verankert.

(3) Inklusiver Unterricht ermöglicht den gleichberechtigten 
Zugang zu schulischen Bildungsangeboten und ist auf die 
Gestaltung von individuell förderlichen Lern- und Entwick-
lungsbedingungen ausgerichtet. Angemessene Vorkehrungen 
ermöglichen individuellen Zugang zu Bildungsangeboten. 
Entwicklungsorientierte Kompetenzförderung ermöglicht 
Aktivität und Teilhabe; sie begleitet Schülerinnen und Schü-
ler mit Behinderungen auf ihrem Weg zum selbstbestimmten 
Lernen und eröffnet allen Schülerinnen und Schülern Mög-
lichkeiten, sich in das gemeinsame Lernen einzubringen.

(4) Sonderpädagogische Bildungs-, Beratungs- und Unterstüt-
zungsangebote sichern die gemeinsame Bildung und Erzie-
hung ab und ermöglichen qualitativ hochwertiges gemein-
sames Lernen, bei dem die Schülerinnen und Schüler ihre 
Fähigkeiten und Fertigkeiten entfalten können.
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(5) Schülerinnen und Schülern mit Behinderungen wird er-
möglicht, lebenspraktische Fähigkeiten und soziale Kom-
petenzen zu erwerben, um ihre volle und gleichberechtigte 
schulische Teilhabe zu erleichtern. Hierzu zählen beispiels-
weise das Erlernen von Brailleschrift, alternativer Schrift, er-
gänzenden oder alternativen Formen, Mitteln und Formaten 
der Kommunikation, das Erlernen der Deutschen Gebärden-
sprache, der Erwerb von Orientierungs- und Mobilitätsfähig-
keiten, der Austausch mit Menschen mit vergleichbarem Er-
fahrungshintergrund und die Begegnung mit Rollenmodellen. 
Dazu können diese Schülerinnen und Schüler im inklusiven 
Unterricht auch an speziell ausgerichteten Unterrichtsange-
boten teilnehmen, die auch in Form von zeitlich befristeten 
Kursen oder als schulübergreifender Unterricht organisiert 
werden können. Dabei arbeiten die Schulen mit den Förder- 
und Beratungszentren zusammen.

(6) Inklusiver Unterricht kann nach Entscheidung der Schul-
behörde gemäß § 31 zieldifferent ausgerichtet sein.

Teil 2 
Schülerinnen und Schüler

§  5 
S c h ü l e r i n n e n  u n d  S c h ü l e r 

m i t  B e h i n d e r u n g e n

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen sind Kinder, 
Jugendliche und Heranwachsende, die körperliche, seelische, 
geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen oder Beeinträchtigun-
gen der Sprach- und Kommunikationsentwicklung haben, die 
sie in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der 
vollen, wirksamen und gleichberechtigten schulischen Teilha-
be hindern können.

(2) Die Regelungen für Schülerinnen und Schüler mit Be-
hinderungen gelten auch für Schülerinnen und Schüler mit 
besonderen Unterstützungsbedarfen im schulischen Lernen, 
mit Lernstörungen oder chronischen Erkrankungen, die sie 
in Wechselwirkung mit verschiedenen Barrieren an der vol-
len, wirksamen und gleichberechtigten schulischen Teilhabe 
hindern können.

(3) Schülerinnen und Schüler im Sinne von Absatz 1 und 2 
können solche sein, bei denen nach näherer Regelung dieser 
Schulordnung sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt 
wurde, und auch Schülerinnen und Schüler, bei denen kein 
sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde.

§  6 
B e r a t u n g  u n d  U n t e r s t ü t z u n g 

d u r c h  d i e  S c h u l e

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen erhalten 
gemäß § 31 Abs. 1 Satz 3 SchulG altersgemäße und behinde-
rungsgerechte Hilfen durch die Schule, um ihre Rechte wahr-
nehmen zu können, insbesondere ihre Meinung in allen sie 
berührenden Angelegenheiten gleichberechtigt zu äußern, in 
den Vertretungen für Schülerinnen und Schüler mitzuwirken 
und sich an schulischen Gestaltungsprozessen zu beteiligen.

(2) Wenn es für die Berücksichtigung der Belange von Schü-
lerinnen und Schülern mit Behinderungen erforderlich ist, 
informieren die Schulen im Einvernehmen mit den Eltern 
die Mitschülerinnen und Mitschüler, die Lehrkräfte sowie 
das sonstige schulische Personal über die Auswirkungen der 
Behinderungen und die angemessenen Vorkehrungen. Die be-
troffenen Schülerinnen und Schüler sind in geeigneter Weise 
einzubeziehen.

(3) Die zuständigen Lehrkräfte wirken auf Einladung der zu-
ständigen Kostenträger an einzelfallbezogenen Berufswege-
planungen, die zur Verbesserung der Integration junger Men-
schen mit Behinderungen in den allgemeinen Arbeitsmarkt 
dienen, insbesondere in Berufswegekonferenzen mit.

(4) Die zuständigen Lehrkräfte wirken an einzelfallbezogenen 
Fallkonferenzen auf Einladung der Jugendhilfe zur Abstim-
mung von Leistungen nach § 2 Abs. 2 nach dem Achten Buch 
Sozialgesetzbuch und schulischen Maßnahmen mit.

§  7 
I n d i v i d u e l l e  F ö r d e r p l a n u n g

(1) Die Lehrkräfte, die die Schülerin oder den Schüler mit 
Behinderungen unterrichten, erstellen nach gemeinsamer Be-
ratung einen individuellen Förderplan. § 18 Abs. 2 gilt ent-
sprechend.

(2) Die Förderplanung unterstützt die Strukturierung indivi-
dueller Lernprozesse. Dazu werden im Förderplan die kom-
petenzorientierten Ziele der Förderung auf der Grundlage der 
Lernausgangslage der Schülerin oder des Schülers mit Behin-
derungen definiert. Durch die Dokumentation entsprechen-
der Förder- und Unterstützungsmaßnahmen sowie deren 
Ergebnisse wird zielgerichtete Förderung nachvollziehbar. 
Die Förderplanung dient als Grundlage zur Evaluierung der 
individuellen Entwicklungsfortschritte der Schülerin oder des 
Schülers mit Behinderungen. Der Förderplan erfasst Entschei-
dungen über einen gewährten Nachteilsausgleich.

(3) Die Eltern sind gemäß § 9 zu beteiligen. Die betroffenen 
Schülerinnen und Schüler sind in geeigneter Weise einzube-
ziehen. 

(4) Der Förderplan ist für eine entwicklungsgemäße För-
derung regelmäßig auf die Erreichbarkeit der Ziele und die 
Wirksamkeit der Umsetzungsmaßnahmen zu überprüfen. Er 
wird mindestens halbjährlich erörtert und fortgeschrieben.

Teil 3 
Eltern und Schule

§  8 
E l t e r n  m i t  B e h i n d e r u n g e n

(1) Eltern mit Behinderungen haben das Recht die Schule zu 
informieren, wenn sie bei der Wahrnehmung ihrer Eltern-
rechte behinderungsbedingte Hilfen benötigen. Die Schule 
stellt den Eltern nach Maßgabe der §§ 6 bis 9 des Landesinklu-
sionsgesetzes vom 17. Dezember 2020 (GVBl. S. 719, BS 87-1) 
in der jeweils geltenden Fassung die geeigneten Kommunika-
tionshilfen im und außerhalb des Verwaltungsverfahrens zur 
Verfügung.

(2) Die Kommunikationshilfen im Rahmen von Verwaltungs-
verfahren zählen gemäß § 75 Abs. 2 Nr. 6 SchulG zu dem 
vom Schulträger zu tragenden Geschäftsbedarf. Die außer-
halb eines Verwaltungsverfahrens für Kommunikationshilfen 
entstehenden Kosten trägt gemäß § 7 Abs. 4 Satz 1 Nr. 1 und 
Satz 2 des Landesinklusionsgesetzes das Land.

§  9 
Z u s a m m e n w i r k e n  v o n  E l t e r n  u n d  S c h u l e

Die gemeinsame Bildungs- und Erziehungsaufgabe verpflich-
tet Schule und Eltern zu vertrauensvoller Zusammenarbeit 
auch bei der individuellen Förderplanung nach § 7. Diese 
erfolgt im Benehmen mit den Eltern; dabei fließen die Vor-
stellungen der Eltern zur Lebens- und Erziehungsplanung 
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ihres Kindes mit ein. Die Eltern können eine Person ihres 
Vertrauens einbeziehen; sie erhalten eine Ausfertigung des 
Förderplans.

§  1 0 
B e r a t u n g  d e r  E l t e r n  d u r c h  d i e  S c h u l e

(1) Eltern haben Anspruch auf Beratung zu der individuellen 
und inklusiven Schullaufbahn ihres Kindes mit Behinderun-
gen durch die besuchte Schule oder die zuständige Grund-
schule. Bei Bedarf wirken die Förder- und Beratungszentren 
und die Schulbehörde mit. Förder- und Beratungszentren 
oder die an der Schule tätigen Förderschullehrkräfte beraten 
die Eltern insbesondere zur Überwindung von behinderungs-
bedingten Problemen im inklusiven Unterricht.

(2) Beim Übergang von Schülerinnen und Schülern mit fest-
gestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf von der Pri-
marstufe in die Sekundarstufe I informiert die Grundschule 
die Eltern, welche wohnortnahen Schulen der Sekundarstufe 
I mit inklusivem Unterricht gemäß § 14 a SchulG beauftragt 
sind. Eltern erhalten Beratungs- und Informationsangebote 
zur Ausübung ihres Wahlrechts nach § 59 Abs. 4 SchulG.

Teil 4 
Schulverhältnis

§  1 1 
A n m e l d u n g ,  Z u r ü c k s t e l l u n g  u n d 

G r u n d s ä t z e  d e s  S c h u l b e s u c h s

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen besuchen 
die zuständige Grundschule oder eine weiterführende Schule 
nach Wahl der Eltern gemäß § 10 der Übergreifenden Schul-
ordnung vom 12. Juni 2009 (GVBl. S. 224, BS 223-1-35) in 
der jeweils geltenden Fassung oder eine berufsbildende Schule 
nach den jeweils geltenden Aufnahmeregelungen.

(2) Alle nach § 57 SchulG schulpflichtigen Kinder mit offen-
sichtlicher oder vermuteter Behinderung werden an der zu-
ständigen Grundschule zum Schulbesuch angemeldet. Diese 
entscheidet auch über Anträge auf Zurückstellung zum Schul-
besuch im Benehmen mit der Schulärztin oder dem Schularzt.

(3) Abweichend von Absatz 1 besuchen Schülerinnen und 
Schüler, bei denen die Schulbehörde sonderpädagogischen 
Förderbedarf feststellt, aufgrund des § 59 Abs. 4 SchulG nach 
Entscheidung der Eltern eine Schule mit inklusivem Unter-
richt gemäß § 14 a SchulG oder eine Förderschule; die kon-
kret zu besuchende Schule legt die Schulbehörde gemäß § 28 
Abs. 4 und 5 fest. Die aufnehmende Schule bestätigt der zu-
letzt besuchten Schule oder der zuständigen Grundschule die 
Anmeldung.

(4) Wenn Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem son-
derpädagogischem Förderbedarf nach dem inklusiven Unter-
richt in der Grundschule nach Entscheidung ihrer Eltern eine 
weiterführende Schule mit inklusivem Unterricht nach § 14 a 
SchulG besuchen sollen, werden sie von ihren Eltern zu den 
jeweiligen Anmeldeterminen an einer Schule der Sekundar-
stufe I, die mit der Durchführung des inklusiven Unterrichts 
gemäß § 14 a SchulG in der Sekundarstufe I beauftragt ist, 
angemeldet. § 28 Abs. 4 Satz 2 gilt entsprechend. Wenn der 
sonderpädagogische Förderbedarf aufgehoben wurde, erfolgt 
die Anmeldung an einer weiterführenden Schule der Sekun-
darstufe I entsprechend Absatz 1.

(5) Die Schulen der Sekundarstufe I mit inklusivem Unter-
richt erstellen eine Übersicht der angemeldeten Schülerinnen 

und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischem Förder-
bedarf und legen der Schulbehörde einen mit den anderen 
Schulen, die für einen Schulbesuch dieser Schülerinnen und 
Schüler in Betracht kommen, abgestimmten Vorschlag für die 
Aufnahme vor. Dabei sind die von der Schulbehörde vorge-
gebenen Aufnahmekriterien zu beachten. Die Eltern und die 
für die Beförderung der Schülerinnen und Schüler zuständi-
gen Träger sind von der Schulbehörde anzuhören. Nach Ent-
scheidung der Schulbehörde gemäß § 59 Abs. 4 Satz 3 SchulG 
erfolgt die Aufnahme durch die Schulleiterin oder den Schul-
leiter.

(6)  Zu den für die schulische Arbeit notwendigen Daten, die 
bei einem Schulwechsel auf Anforderung der aufnehmenden 
Schule zu übermitteln sind, gehören insbesondere auch För-
derpläne und die Regelungen zum Nachteilsausgleich.

§  1 2 
T e i l n a h m e  a m  U n t e r r i c h t

(1) Schülerinnen und Schüler mit Behinderungen haben 
grundsätzlich einen gleichberechtigten Anspruch auf unge-
hinderten Zugang zu allen schulischen Bildungsangeboten 
und entsprechend zur vollen Teilhabe am Unterricht und 
am Schulleben. Die Schule schöpft dazu alle innerschulischen 
Möglichkeiten und Fördermaßnahmen aus und bezieht bei 
Bedarf weitere Unterstützungsangebote mit ein. Ausnah-
men davon bedürfen einer besonderen Begründung und sind 
grundsätzlich nur von vorübergehender Dauer.

(2) Ist eine Schülerin oder ein Schüler mit Behinderungen 
nicht in der Lage, eine Schule in vollem Umfang zu besuchen, 
kann die wöchentliche Dauer des Schulbesuchs abweichend 
von der Stundentafel festgelegt werden. 

(3) Die Entscheidung nach Absatz 1 und 2 trifft die Schulbe-
hörde nach Anhörung oder auf Antrag der Eltern; bei Schü-
lerinnen und Schülern mit Erkrankungen sowie mit körperli-
chen oder geistigen Beeinträchtigungen ist das Benehmen mit 
dem Gesundheitsamt erforderlich.

(4) Die Schulen entwickeln Konzepte, die der Hinführung zur 
Teilnahme am Unterricht gemäß Stundentafel dienen. Dabei 
sollen Jugendhilfe und Eingliederungshilfe, Eltern und Schu-
le zusammenwirken. Es sollen auch die Möglichkeiten des 
Hausunterrichts oder von digitalen Lehr- und Lernformen an 
Stelle des Präsenzunterrichts geprüft werden. Die Konzepte 
werden der Schulbehörde vorgelegt.

Teil 5 
Sonderpädagogische Maßnahmen, Nachteilsausgleich

Abschnitt 1 
Sonderpädagogische Maßnahmen 

§  1 3 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  M a ß n a h m e n

(1) Sonderpädagogische Maßnahmen ergänzen die pädagogi-
sche Arbeit der allgemeinen Schule und tragen dazu bei, den 
individuellen Bildungsanspruch der Schülerinnen und Schüler 
mit Behinderungen zu erfüllen und das Erreichen eines Schul-
abschlusses zu ermöglichen.

(2) Sonderpädagogische Maßnahmen umfassen sonderpäda-
gogische Bildungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebote. 
Sie sind auf die Gestaltung von förderlichen schulischen Lern- 
und Entwicklungsbedingungen für Schülerinnen und Schüler 
mit Behinderungen ausgerichtet.
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(3) Die sonderpädagogischen Maßnahmen können spezifi-
sche Ausprägungen und Schwerpunkte haben. Die Schwer-
punkte beziehen sich auf die Lernentwicklung, die geistige 
Entwicklung, die emotionale und soziale Entwicklung, die 
körperliche und motorische Entwicklung, die Entwicklung 
der Wahrnehmung sowie die Entwicklung des sprachlichen 
und kommunikativen Handelns; sie sind in der Regel mitei-
nander verbunden. Sie unterstützen auch beim Erwerb von 
Kompetenzen im Hinblick auf Aktivität und Teilhabe, insbe-
sondere zur Orientierung und Mobilität, zur verbalen, non-
verbalen, manuellen oder schriftlichen Kommunikation oder 
zur selbstständigen Lebensgestaltung.

(4) Die Schule bezieht Unterstützungsangebote anderer Leis-
tungserbringer mit ein.

§  1 4 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  B e r a t u n g 

u n d  U n t e r s t ü t z u n g

(1) Sonderpädagogische Beratungs- und Unterstützungsange-
bote dienen dazu, die Schulen bei der angemessenen Berück-
sichtigung der Auswirkungen einer Behinderung im Unter-
richt und bei der Leistungsfeststellung zu unterstützen. Sie 
richten sich an Lehrkräfte, Schülerinnen und Schüler mit 
Behinderungen sowie Eltern. Sie werden durch Förder- und 
Beratungszentren erbracht.

(2) Die Schulen melden ihren Unterstützungsbedarf beim 
Förder- und Beratungszentrum an. Es ist nicht erforderlich, 
das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen För-
derbedarfs nach § 28 einzuleiten. Die Schulen beschreiben die 
Situation und formulieren ihre Fragestellung. Dies betrifft 
vor allem auch Schülerinnen und Schüler in den Klassenstu-
fen 1 und 5, für die gemäß § 23 Abs. 6 grundsätzlich kein 
Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen Förder-
bedarfs eingeleitet wird.

(3) Die vom Förder- und Beratungszentrum beauftragte 
Lehrkraft und die beteiligten Lehrkräfte legen die auf den 
jeweiligen Einzelfall abgestimmten Ziele fest, planen die er-
forderlichen Maßnahmen und vereinbaren den Zeitrahmen. 
Planungen und Ergebnisse werden schriftlich festgehalten.

(4) Die Maßnahmen umfassen insbesondere individuelle, auf 
sonderpädagogischer Diagnostik basierende Bildungsangebo-
te, präventive Maßnahmen sowie die Beratung von Lehrkräf-
ten und anderen Beteiligten.

(5) Die Schulen informieren die Eltern in einer Klassenel-
ternversammlung darüber, dass für die Schule ein sonderpä-
dagogisches Beratungs- und Unterstützungsangebot durch 
Förder- und Beratungszentren möglich ist. Sollen besondere 
individuell abgestimmte Maßnahmen durch Förderschullehr-
kräfte für eine Schülerin oder einen Schüler erfolgen, sind die-
se den Eltern durch die Schule zu erläutern.

§  1 5 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  B i l d u n g s a n g e b o t e

(1) Sonderpädagogische Bildungsangebote erhalten Schüle-
rinnen und Schüler mit festgestelltem sonderpädagogischem 
Förderbedarf.

(2) Im Förderschwerpunkt motorische Entwicklung sind sie 
auf schulische Bildung und Erziehung unter Berücksichtigung 
der Auswirkung einer körperlichen und motorischen Beein-
trächtigung ausgerichtet; der Unterricht findet zielgleich in 
den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizier-

ter Sekundarabschluss I oder zieldifferent in den Bildungsgän-
gen Lernen und ganzheitliche Entwicklung statt.

(3) Im Förderschwerpunkt Sprache sind sie auf schulische Bil-
dung und Erziehung unter Berücksichtigung der Auswirkun-
gen einer sprachlichen Beeinträchtigung ausgerichtet; der Un-
terricht findet zielgleich im Bildungsgang Grundschule statt.

(4) Im Förderschwerpunkt Sehen sind sie auf Förderung der 
Wahrnehmung ausgerichtet und bieten Unterricht unter 
Berücksichtigung der Auswirkungen einer Blindheit oder 
Sehbeeinträchtigung; der Unterricht findet zielgleich in den 
Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizierter 
Sekundarabschluss I oder zieldifferent in den Bildungsgängen 
Lernen und ganzheitliche Entwicklung statt.

(5) Im Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung 
sind sie auf schulische Bildung und Erziehung unter Berück-
sichtigung einer Beeinträchtigung der sozialen und emotiona-
len Entwicklung ausgerichtet; der Unterricht findet zielgleich 
in den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifi-
zierter Sekundarabschlusses I oder zieldifferent im Bildungs-
gang Lernen statt.

(6) Im Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation sind 
sie auf Förderung der Kommunikation ausgerichtet und bie-
ten Unterricht unter Berücksichtigung der Auswirkungen ei-
ner Hörbeeinträchtigung; der Unterricht findet zielgleich in 
den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qualifizier-
ter Sekundarabschluss I oder zieldifferent in den Bildungsgän-
gen Lernen und ganzheitliche Entwicklung statt.

(7) Im Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung sind 
sie ganzheitlich auf Aktivität und Teilhabe ausgerichtet und 
bieten Unterricht unter Berücksichtigung der Auswirkungen 
einer kognitiven Beeinträchtigung; der Unterricht findet ziel-
different im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung statt.

(8) Im Förderschwerpunkt Lernen sind sie auf Lernen und 
Wissensanwendung unter Berücksichtigung einer Lern- und 
Entwicklungsbeeinträchtigung ausgerichtet; der Unterricht 
findet zieldifferent im Bildungsgang Lernen statt.

(9)  Die sonderpädagogischen Bildungsgänge Lernen und 
ganzheitliche Entwicklung vermitteln eine den individuellen 
Fähigkeiten entsprechende schulische Bildung und führen zu 
jeweils eigenen Schulabschlüssen. Sie bieten den Schülerinnen 
und Schülern im Rahmen ihrer individuellen Möglichkeiten 
Anschlussmöglichkeiten zum Erwerb des Abschlusses der Be-
rufsreife.

Abschnitt 2 
Nachteilsausgleich

§  1 6 
G r u n d s a t z

(1) Alle Lehrkräfte berücksichtigen bei der Gestaltung des 
Unterrichts und bei Leistungsfeststellungen die besonderen 
Belange von Schülerinnen und Schülern mit Behinderun-
gen; diesen sind zum Ausgleich von behinderungsbedingten 
Auswirkungen auf schulische Teilhabe die erforderlichen 
Maßnahmen des Nachteilsausgleichs zu gewähren, damit sie 
gleichberechtigt im Unterricht mitarbeiten und ihre Leis-
tungsfähigkeit zeigen können (§ 3 Abs. 5 SchulG).

(2) Der Anspruch auf Gewährung von Nachteilsausgleich gilt 
auch für Abschlussprüfungen an allgemeinbildenden und be-
rufsbildenden Schulen und wird bei diesen Prüfungen gemäß 
der Abiturprüfungsordnung vom 21. Juli 2010 (GVBl. S. 222, 
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BS 223-1-12) und der Prüfungsordnung für die berufsbilden-
den Schulen vom 29. April 2011 (GVBl. S. 108, BS 223-1-36) 
in ihrer jeweils geltenden Fassung gewährt.

§  1 7 
B e g r i f f s b e s t i m m u n g

Nachteilsausgleich sind alle notwendigen und geeigneten 
Maßnahmen, die es Schülerinnen und Schülern mit Behinde-
rungen ermöglichen, Zugang zum Unterricht, zu Leistungs-
feststellungen und Prüfungen zu finden und ihr tatsächliches 
Leistungsvermögen nachzuweisen, ohne dass die Lernanfor-
derungen reduziert werden und von den allgemeinen Grund-
sätzen der Leistungsbeurteilung abgewichen wird.

§  1 8 
V e r f a h r e n

(1) Bei der Gestaltung des Unterrichts und bei Leistungs-
feststellungen ist es dauernde Aufgabe aller Lehrkräfte, die 
möglichen Auswirkungen einer Behinderung in den Blick zu 
nehmen und die erforderlichen Maßnahmen des Nachteils-
ausgleichs zu gewähren. Dabei sind die Auswirkungen einer 
Behinderung im jeweiligen schulischen Kontext und bezogen 
auf den Einzelfall zu betrachten, nicht die Behinderungen 
nach ihrer Art und ihren Symptomen. Die Notwendigkeit 
eines gewährten Nachteilsausgleichs ist regelmäßig zu über-
prüfen.

(2) Bei der Beurteilung der Auswirkungen einer Behinderung 
auf schulisches Lernen holt die Schule sonderpädagogische Be-
ratung durch Förderschullehrkräfte der Schule oder durch das 
Förder- und Beratungszentrum ein.

(3) Beantragen die Eltern oder die volljährige Schülerin oder 
der volljährige Schüler die Gewährung von Nachteilsaus-
gleich, so ist dies zu begründen und die Behinderungen und 
ihre Auswirkungen sind glaubhaft zu machen. In diesen Fäl-
len kann die Schule die Vorlage einer ärztlichen Bescheini-
gung verlangen.

§  1 9 
M a ß n a h m e n  d e s  N a c h t e i l s a u s g l e i c h s

(1) Zu den Maßnahmen des Nachteilsausgleichs gehören 
insbesondere die Anpassung äußerer Rahmenbedingungen 
behinderungsspezifische pädagogische Maßnahmen sowie 
methodisch-didaktische Konzepte.

(2) Unter der Voraussetzung, dass die Chancengleichheit der 
Mitschülerinnen und Mitschüler gewahrt bleibt, können er-
forderlichenfalls auch Ersatzleistungen vorgesehen werden, 
die es der Schülerin oder dem Schüler mit Behinderungen er-
möglichen, die gleichen Anforderungen in anderer Weise zu 
erbringen.

§  2 0 
G e w ä h r u n g

(1) Die in der Klasse unterrichtenden Lehrkräfte entscheiden 
im Benehmen mit den Eltern oder den volljährigen Schüle-
rinnen und Schülern mit Behinderungen über die Grundsät-
ze, nach denen Maßnahmen des Nachteilsausgleichs für die 
Schülerin oder den Schüler festgelegt werden. Die betroffenen 
Schülerinnen und Schüler sind in geeigneter Weise einzube-
ziehen; diese können eine Person ihres Vertrauens hinzuzie-
hen.

(2) Unter Beachtung dieser Grundsätze entscheidet die unter-
richtende Lehrkraft über die bei der Gestaltung des Unter-

richts und bei der Leistungsfeststellung jeweils erforderlichen 
Maßnahmen des Nachteilsausgleichs.

(3) Die Lehrkraft ist verantwortlich, dass die fachlichen An-
forderungen unverändert eingehalten werden. Die Fachkon-
ferenz oder die Fachberaterinnen und Fachberater für das je-
weilige Fach können zur Beratung einbezogen werden.

§  2 1 
D o k u m e n t a t i o n

Die Grundsätze, nach denen Maßnahmen des Nachteilsaus-
gleichs gewährt werden, werden dokumentiert; die Eltern 
oder die volljährige Schülerin oder der volljährige Schüler er-
halten eine Ausfertigung. Der Nachteilsausgleich wird nicht 
auf dem Zeugnis vermerkt.

Teil 6 
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs

§  2 2 
G r u n d s a t z

(1) Das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs dient der Entscheidungsfindung, ob für eine 
Schülerin oder einen Schüler der allgemeinbildenden Schulen 
im Hinblick auf volle schulische Teilhabe und einen erfolgrei-
chen Bildungsweg sonderpädagogische Bildungsangebote in 
einem Förderschwerpunkt gemäß § 15 erforderlich sind. Zu-
ständig ist die Schulbehörde. Sie beauftragt Förderschullehr-
kräfte mit der Durchführung der sonderpädagogischen Dia- 
gnostik und Erstellung eines sonderpädagogischen Gutach-
tens.

(2) Die im Rahmen dieses Verfahrens erforderlichen perso-
nenbezogenen Daten von Schülerinnen und Schülern, Eltern 
und Lehrkräften dürfen durch die Schulbehörde und die Schu-
len automatisiert verarbeitet werden. Die betroffenen Perso-
nen sind zur Angabe der Daten verpflichtet. Die öffentlichen 
Schulen sind verpflichtet, das vom zuständigen Ministerium 
zur Verfügung gestellte Onlineportal zu nutzen.

(3) Während des Schulbesuchs kann das Verfahren zur Fest-
stellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs nur eingelei-
tet werden, wenn sich aus dem individuellen Förderplan und 
der individuellen Lernprozessbegleitung Anhaltspunkte dafür 
ergeben, dass eine Schülerin oder ein Schüler sonderpädagogi-
sche Bildungsangebote benötigt.

§  2 3 
E i n l e i t u n g  d e s  V e r f a h r e n s

(1) Das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs kann auf Antrag der Schule nach Anhörung 
der Eltern oder auf Antrag der Eltern für Schülerinnen und 
Schüler mit Behinderungen eingeleitet werden.

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter der besuchten Schule 
oder der Grundschule, an der das Kind zum Schulbesuch an-
gemeldet wurde, leitet den Antrag mit folgenden Daten der 
Schülerin oder des Schülers der Schulbehörde zu:
1.	 Familienname,
2.	 Vorname,
3.	 Geburtsdatum,
4.	 Geburtsort,
5.	 Geschlecht,
6.	 Anschrift,
7.	 Namen und Anschrift der Eltern mit Telekommunikati-

onsverbindung und E-Mail-Adresse,
8.	 Dauer des Besuchs einer Tageseinrichtung für Kinder, mit 
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Zustimmung der Eltern Informationen zur vorschulischen 
Bildung,

9.	 bisherige Schullaufbahn (Beginn der gesetzlichen Schul-
pflicht, derzeitiges Schulbesuchsjahr, derzeitige Klassen-
stufe, Zurückstellung vom Schulbesuch, Klassenwiederho-
lung, besuchte Schulen).

(3) Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:
1.	 Förderbericht und Förderplan mit einer Beschreibung der 

unterrichtlichen Maßnahmen, die im Rahmen der indivi-
duellen Förderplanung durchgeführt wurden, nach Art, 
Umfang und Ergebnissen, der Ergebnisse der Gespräche 
und Zusammenarbeit mit den Eltern sowie sonstiger Bera-
tungsgespräche und außerschulischer Fördermaßnahmen,

2.	 Schülerakte.

(4) Wird das Verfahren bei zum Schulbesuch angemeldeten 
Kindern eingeleitet, sind Angaben der Eltern zur vorschuli-
schen Bildung oder mit Zustimmung der Eltern Informatio-
nen von außerschulischen oder vorschulischen Einrichtungen 
erforderlich.

(5) Für zum Schulbesuch angemeldete Kinder sowie für Schü-
lerinnen und Schüler, die eine Schule der Primarstufe oder 
Sekundarstufe I besuchen, ist der Antrag bis zu Beginn der 
Herbstferien zu stellen.

(6)  Für Schülerinnen und Schüler, die die Klassenstufe 1 oder 
die Klassenstufe 5 besuchen, kann kein Antrag gestellt wer-
den. Über Ausnahmen entscheidet die Schulbehörde.

(7) Wird der Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwick-
lung vermutet, wird das Verfahren nur eingeleitet, wenn fol-
gende Angaben vorliegen:
1.	 Ergebnisse der an der Schule durchgeführten pädagogi-

schen Maßnahmen,
2.	 Ergebnisse der Beratung durch das Förder- und Beratungs-

zentrum,
3.	 Name und Anschrift des zuständigen Jugendamts.
Zusätzlich sind Angaben erforderlich, ob und welche Leistun-
gen nach § 2 Abs. 2 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch von 
den Eltern beantragt oder bewilligt wurden. Über Ausnah-
men entscheidet die Schulbehörde.

(8) Wird der Förderschwerpunkt Lernen vermutet, kann das 
Verfahren bei zum Schulbesuch angemeldeten Kindern und 
bei Schülerinnen und Schülern ab Klassenstufe 7 nur mit Zu-
stimmung der Schulbehörde eingeleitet werden; bei Schüle-
rinnen und Schülern ab Klassenstufe 7 muss zuvor das Förder- 
und Beratungszentrum einbezogen werden.

(9) Wird der Förderschwerpunkt Sprache vermutet, kann das 
Verfahren nur bei der Anmeldung zum Schulbesuch eingelei-
tet werden; über Ausnahmen in der Klassenstufe 1 entscheidet 
die Schulbehörde.

(10) Mangelnde Kenntnisse der deutschen Sprache, fehlende 
Schulerfahrung bei Zuzug aus dem Ausland, chronische Er-
krankungen oder Lernschwierigkeiten oder Lernstörungen 
in einzelnen Funktionsbereichen sind kein hinreichender 
Grund für die Einleitung des Verfahrens.

§  2 4 
K o o p e r a t i v e s  K o n s u l t a t i o n s g e s p r ä c h

(1) Das Verfahren ist dialogisch angelegt. Es beginnt mit einem 
kooperativen Konsultationsgespräch, in dem die Klassenlehr-
kraft der von der Schulbehörde beauftragten Förderschullehr-
kraft die bisherige Förderplanung sowie die tatsächlich durch-

geführten Maßnahmen und deren Ergebnisse im Hinblick 
auf die erworbenen Kompetenzen und Fähigkeiten mit der 
Klassenlehrkraft erläutert. Bei zum Schulbesuch angemelde-
ten Kindern beauftragt die Schulleitung eine Lehrkraft, die 
das kooperative Konsultationsgespräch führt. Hierbei kön-
nen andere Personen, die an der Bildung oder Förderung der 
Schülerin oder des Schülers bisher beteiligt waren, einbezogen 
werden.

(2) Die Förderschullehrkraft kann die Beendigung des Verfah-
rens oder die Erhebung eines behinderungsbedingten Unter-
stützungsbedarfs empfehlen; hierüber entscheidet die Schul-
behörde nach Anhörung der Eltern.

(3) Zeichnet sich bei einem Verfahren mit vermutetem För-
derschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung Bedarf nach 
einer stationären oder teilstationären Maßnahme nach den 
Leistungen nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 des Achten Buchs 
Sozialgesetzbuch ab, beruft die Schulbehörde eine Fallkonfe-
renz ein, um die vorgenannten Leistungen von Schule und 
Jugendhilfe aufeinander abzustimmen. An der Fallkonferenz 
sollen alle Personen und Institutionen beteiligt werden, deren 
Tätigkeit für die Lebenssituation der Schülerin oder des Schü-
lers wesentlich ist oder die an der Bildung oder Förderung 
der Schülerin oder des Schülers bisher beteiligt waren oder 
zukünftig beteiligt sein sollen; die Schülerin oder der Schüler 
ist in geeigneter Weise einzubeziehen.

(4) Wird das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogi-
schen Förderbedarfs durch die Schulbehörde beendet, erfolgt 
die erforderliche individuelle Förderung durch die besuchte 
Schule oder die Grundschule, an der das Kind zum Schulbe-
such angemeldet wurde; die beauftragte Förderschullehrkraft 
soll der Schule Hinweise zur weiteren individuellen Förde-
rung geben. Die Schule holt zur Unterstützung bei der indi-
viduellen Förderplanung sonderpädagogische Beratung durch 
Förderschullehrkräfte der Schule oder durch das Förder- und 
Beratungszentrum ein.

§  2 5 
I n f o r m a t i o n  u n d  B e t e i l i g u n g  d e r  E l t e r n

(1) Die besuchte Schule oder die Grundschule, an der das Kind 
zum Schulbesuch angemeldet wurde, informiert die Eltern 
über das Verfahren zur Feststellung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs, die schulärztliche Untersuchung sowie ihre 
Mitwirkungsmöglichkeiten und ihre Rechte. Die Eltern sind 
verpflichtet, die Durchführung der sonderpädagogischen Di-
agnostik zu unterstützen und soweit erforderlich mitzuwir-
ken.

(2) Nach dem kooperativen Konsultationsgespräch infor-
miert die besuchte Schule oder die Grundschule, an der das 
Kind angemeldet ist, gemeinsam mit der beauftragten Förder-
schullehrkraft die Eltern über die schulischen Angebote im 
inklusiven Unterricht und in der Förderschule und erläutert 
ihnen ihr Wahlrecht gemäß § 59 Abs. 4 SchulG. 

(3) Alle Einladungen erfolgen schriftlich. Einladungen und In-
formationen sind zu dokumentieren. Dies gilt auch, wenn die 
Eltern anberaumte Termine nicht wahrnehmen.

§  2 6 
M i t w i r k u n g  d e s  s c h u l ä r z t l i c h e n  D i e n s t e s

(1) Soweit die Schulbehörde es für erforderlich hält, veranlasst 
sie eine schulärztliche Untersuchung. Die Untersuchung um-
fasst die Feststellung des körperlichen Entwicklungsstands, 
die Beurteilung der allgemeinen gesundheitlich bedingten 
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Leistungsfähigkeit einschließlich der Sinnesorgane und deren 
Auswirkungen auf schulisches Lernen sowie Beeinträchti-
gungen oder Behinderungen aus medizinischer Sicht und die 
angemessenen Vorkehrungen bei der Bewältigung des Schul-
wegs und der Schülerbeförderung.

(2) Die Schulbehörde meldet dem Gesundheitsamt die Schüle-
rin oder den Schüler namentlich mit der Anschrift der Eltern 
und der Art der offensichtlichen oder vermuteten Behinde-
rungen.

(3) Darüber hinaus wirken die Schulärztinnen und Schulärzte 
auf Anfrage bei der Bewertung und Zusammenfassung von 
medizinischen Gutachten oder Befundberichten mit.

(4) Das Ergebnis der schulärztlichen Untersuchung nach Ab-
satz 1 Satz 2 wird der Schulbehörde mitgeteilt.

§  2 7 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  D i a g n o s t i k  u n d 

s o n d e r p ä d a g o g i s c h e s  G u t a c h t e n

(1) Die beauftragte Förderschullehrkraft führt die sonder-
pädagogische Diagnostik durch und erstellt ein sonderpä-
dagogisches Gutachten. Sind von der Schulbehörde weitere 
Förderschullehrkräfte mit ergänzender sonderpädagogischer 
Diagnostik beauftragt, erstellen diese ein ergänzendes Gutach-
ten.

(2) Die sonderpädagogische Diagnostik basiert auf einer Kind-
Umfeld-Analyse, beschreibt die Ressourcen des Kindes und 
nimmt die Auswirkungen einer Behinderung auf schulisches 
Lernen und auf das Erreichen von schulischen Bildungsab-
schlüssen in den Blick. Dazu können auch standardisierte 
Testverfahren zur Anwendung kommen.

(3) Dabei werden die Kompetenzen und Lernbedürfnisse der 
Schülerin oder des Schülers und der zum Schulbesuch ange-
meldeten Kinder im Hinblick auf Aktivität und Teilhabe ins-
besondere in folgenden Lebensbereichen erhoben:
1.	 Lernen und Wissensanwendung,
2.	 Kommunikation und Konversation,
3.	 Motorik und Bewegung,
4.	 interpersonelle Interaktionen und Beziehungen.
Diese werden pädagogisch interpretiert und der sich daraus 
ergebende Bedarf an sonderpädagogischen Maßnahmen wird 
beschrieben. Informationen zur Selbstversorgung im schuli-
schen Alltag werden bei Bedarf aufgenommen.

(4) Bei der sonderpädagogischen Diagnostik ist der Sprachsi-
tuation der Schülerin oder des Schülers Rechnung zu tragen, 
die Kommunikation in Deutscher Gebärdensprache, mit 
lautsprachbegleitenden Gebärden oder über andere geeignete 
Kommunikationsformen ist zu berücksichtigen. Bei Bedarf 
ist eine Lehrkraft oder Vertrauensperson hinzuzuziehen, die 
die Herkunftssprache der Schülerin oder des Schülers spricht.

(5) Die beauftragte Förderschullehrkraft berücksichtigt bei 
der sonderpädagogischen Diagnostik auch die Ergebnisse des 
kooperativen Konsultationsgesprächs, von anerkannten Test-
verfahren sowie der sonderpädagogischen Beratung und Un-
terstützung durch das Förder- und Beratungszentrum. 

(6) Die Ergebnisse der durchgeführten sonderpädagogischen 
Diagnostik werden in einem sonderpädagogischen Gutachten 
zusammengefasst. Ergänzende Gutachten durch weitere För-
derschullehrkräfte sind beizufügen. Mit Einverständnis der 
Eltern können Angaben über die frühkindliche oder außer-
schulische Bildung und Betreuung gemacht werden.

(7) Das sonderpädagogische Gutachten schließt mit einer der 
folgenden Empfehlungen für die Schulbehörde ab, die jeweils 
zu begründen sind:
1.	 kein sonderpädagogischer Förderbedarf,
2.	 sonderpädagogischer Förderbedarf im Förderschwerpunkt 

Lernen, Sprache oder ganzheitliche Entwicklung,
3.	 sonderpädagogischer Förderbedarf im Förderschwerpunkt 

motorische Entwicklung, Sehen, Hören und Kommunika-
tion oder sozial-emotionale Entwicklung und in einem der 
nach § 15 vorgesehenen Bildungsgänge.

Ergänzend kann die Erhebung eines Bedarfs an sonderpäda-
gogischer Beratung und Unterstützung gemäß § 14, insbeson-
dere bei Autismus-Spektrum-Störungen, empfohlen werden.

(8) Es sind die im Einzelfall erforderlichen Rahmenbedingun-
gen zu beschreiben, die bei der Festlegung der konkret zu 
besuchenden Schule zu berücksichtigen sind. Dazu gehören 
bei Bedarf auch Informationen zur Selbstversorgung im schu-
lischen Alltag.

(9) Von den Eltern vorgelegte Gutachten, sofern sie für die 
Entscheidung der Schulbehörde von Bedeutung sind, werden 
dem sonderpädagogischen Gutachten beigefügt.

(10) Das sonderpädagogische Gutachten und die Möglichkei-
ten der Förderung sind mit den Eltern durch die Schulbehör-
de zu besprechen. Das Ergebnis dieser Besprechung ist schrift-
lich festzuhalten. Im Falle einer Empfehlung gemäß Absatz 7 
Satz 1 Nr. 2 oder 3 sollen die Eltern auch ihren Wunsch über 
den Förderort gemäß § 59 Abs. 4 Satz 2 SchulG mitteilen.

(11) Das sonderpädagogische Gutachten, vorliegende weitere 
Gutachten, das Ergebnis der Besprechung mit den Eltern und 
deren Wunsch über den Förderort sind der Schulbehörde un-
verzüglich zuzuleiten.

§  2 8 
F e s t s t e l l u n g  d e s  s o n d e r p ä d a g o g i s c h e n 

F ö r d e r b e d a r f s ,  F e s t l e g u n g  d e r  z u 
b e s u c h e n d e n  S c h u l e

(1) Die Schulbehörde entscheidet nach Anhörung der Eltern, 
ob und in welchem Förderschwerpunkt sonderpädagogischer 
Förderbedarf vorliegt. Die Eltern teilen bei dieser Anhörung 
ihre Entscheidung nach § 59 Abs. 4 Satz 2 SchulG mit. Bei 
Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfs in den 
Förderschwerpunkten motorische Entwicklung, Sehen, Hö-
ren und Kommunikation oder sozial-emotionale Entwick-
lung legt die Schulbehörde zusätzlich einen der nach § 15 
vorgesehenen Bildungsgänge fest. Die Entscheidung ist zu be-
gründen, mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu versehen und 
den Eltern zuzustellen. Die Eltern erhalten eine Ausfertigung 
des sonderpädagogischen Gutachtens. Die beteiligten Schulen 
werden von den Entscheidungen unterrichtet.

(2) Wenn die Eltern mit der beabsichtigten Feststellung eines 
sonderpädagogischen Förderbedarfs in einem bestimmten 
Förderschwerpunkt oder mit der beabsichtigten Festlegung 
des Bildungsganges nicht einverstanden sind, kann die Schul-
behörde vor ihrer Entscheidung eine Fachkommission zur 
Beratung einberufen. Mitglieder der Fachkommission sind 
die Eltern der Schülerin oder des Schülers, die mit der sonder-
pädagogischen Diagnostik beauftragte Lehrkraft oder beauf-
tragten Lehrkräfte, die Schulleiterin oder der Schulleiter der 
besuchten Schule oder die Grundschule, an der das Kind zum 
Schulbesucht angemeldet wurde sowie die für die beteiligten 
Schulen zuständigen Vertreterinnen und Vertreter der Schul-
behörde. Außerschulische Einrichtungen und Institutionen 
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gemäß § 19 SchulG oder andere Expertinnen und Experten 
können einbezogen werden.

(3) Die Schulbehörde kann die Feststellung eines sonderpäda-
gogischen Förderbedarfs in einem bestimmten Förderschwer-
punkt befristen. Die Feststellung eines sonderpädagogischen 
Förderbedarfs im Förderschwerpunkts Sprache ist nur für die 
Klassenstufen 1 und 2 möglich. Die Verpflichtung zur Bera-
tung über einen Wechsel des Bildungsgangs (§ 38) oder über 
einen Wechsel zum zielgleichen Unterricht (§ 39) bleibt un-
berührt.

(4) Entsprechend der Entscheidung der Eltern nach § 59 
Abs. 4 Satz 2 SchulG legt die Schulbehörde nach § 59 Abs. 4 
Satz 3 SchulG die zu besuchende Schule mit inklusivem Un-
terricht oder die zu besuchende Förderschule fest. Im Falle 
eines damit verbundenen Schulwechsels haben die Eltern in-
nerhalb von 14 Tagen ihr Kind für das folgende Schuljahr an 
der von der Schulbehörde festgelegten Schule anzumelden.

(5) Haben die Eltern keine Entscheidung nach § 59 Abs. 4 
Satz 2 SchulG getroffen, teilt ihnen die Schulbehörde gemäß 
ihrer Festlegung nach § 59 Abs. 4 Satz 3 SchulG infrage kom-
menden Schulen mit. Die Eltern haben innerhalb von 14 Ta-
gen ihr Kind für das folgende Schuljahr an einer der von der 
Schulbehörde festgelegten Schule anzumelden

(6) Ist ein Wechsel des Förderortes erforderlich, erfolgt die 
individuelle Förderung durch die besuchte Schule. Dies gilt 
auch wenn die Schulbehörde keinen sonderpädagogischen 
Förderbedarf feststellt. Dabei werden die Ergebnisse des son-
derpädagogischen Gutachtens einbezogen. § 24 Abs. 4 Satz 1 
Halbsatz 2 und Satz 2 gilt entsprechend. Stellt die Schulbehör-
de fest, dass ein Bedarf an sonderpädagogischer Beratung und 
Unterstützung gemäß § 14 besteht, beauftragt sie das zustän-
dige Förder- und Beratungszentrum entsprechend.

(7) Wenn im Einzelfall nach Entscheidung der Jugendhilfe 
eine stationäre oder teilstationäre Leistung nach § 2 Abs. 2 
Nr. 4 und 5 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch gewährt wer-
den soll und die Eltern für ihr Kind die Aufnahme in einer 
Schule mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Ent-
wicklung wünschen, kann die Schulbehörde auf der Grund-
lage von vorliegenden Berichten, der Ergebnisse aus der 
Fallkonferenz und medizinischen Gutachten sonderpädagogi-
schen Förderbedarf im Förderschwerpunkt sozial-emotionale 
Entwicklung feststellen und den Bildungsgang festlegen.

(8) In den Fällen des Absatzes 7 kann der sonderpädagogische 
Förderbedarf jeweils nur befristet für längstens zwölf Mona-
te festgestellt werden; der Zeitraum ist möglichst in Abstim-
mung mit der Jugendhilfe festzulegen. Eine Verlängerung der 
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs ist auf 
der Grundlage der Berichte der besuchten Schule über die 
Ergebnisse der Förderung und nach Maßgabe des Satzes  1 
möglich.

(9) Wird die Leistung nach § 2 Abs. 2 Nr. 4 und 5 des Achten 
Buchs Sozialgesetzbuch oder das Schulverhältnis mit einer 
Schule mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Ent-
wicklung beendet, entscheidet die Schulbehörde aufgrund der 
vorliegenden Berichte und Zeugnisse und nach einer Fallkon-
ferenz entsprechend § 24 Abs. 3 über den weiteren Schulbe-
such.

§  2 9 
S c h ü l e r i n n e n  u n d  S c h ü l e r  m i t 

n i c h t  a u s r e i c h e n d e n  D e u t s c h k e n n t n i s s e n

(1) Für Schülerinnen und Schüler, die nicht über ausreichen-

de Deutschkenntnisse verfügen, kann kein Verfahren zur 
Feststellung eines sonderpädagogischen Förderbedarfes im 
Förderschwerpunkt Lernen oder Sprache eingeleitet werden. 
Über Ausnahmen entscheidet die Schulbehörde.

(2) Liegt bei Schülerinnen und Schülern, die nicht über aus-
reichende Deutschkenntnisse verfügen, eine umfängliche 
körperliche oder geistige Behinderung, eine Sehschädigung 
oder Hörschädigung vor, wird abweichend von §§ 22 Abs. 2 
Satz  3, 23 bis 28 das Verfahren zur Feststellung des sonder-
pädagogischen Förderbedarfs von der besuchten Schule wie 
folgt durchgeführt:
1.	 die besuchte Schule oder die Grundschule, an der das Kind 

zum Schulbesucht angemeldet wurde, legt der Schulbe-
hörde die vorliegenden Gutachten und medizinischen Be-
richte zusammen mit einem Bericht über den bisherigen 
Verlauf des Schulbesuchs vor,

2.	 die Schulbehörde beauftragt eine Förderschule mit der 
Erhebung des behinderungsbedingten Unterstützungsbe-
darfs im Hinblick auf schulisches Lernen,

3.	 auf Grundlage der Nummern 1 und 2 entscheidet die 
Schulbehörde nach Maßgabe des § 28 Abs. 1 und 4,

4.	 die Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs in 
einem bestimmten Förderschwerpunkt und die Feststel-
lung des Bildungsganges sind in der Regel auf sechs Mo-
nate befristet und können um bis zu sechs weitere Monate 
verlängert werden,

5.	 die Schulbehörde legt die Zeitabstände für die regelmäßige 
Vorlage von Berichten über die Lernentwicklung fest,

6.	 entsprechend der Entscheidung der Eltern nach § 59 Abs. 4 
Satz  2 SchulG legt die Schulbehörde nach § 59 Abs.  4 
Satz 3 SchulG die zu besuchende Schule mit inklusivem 
Unterricht oder die zu besuchende Förderschule sowie al-
tersentsprechend die zu besuchende Klassenstufe fest; nach 
Vollendung des 18. Lebensjahres kann die Schülerin oder 
der Schüler nicht mehr in eine Förderschule oder in eine 
Schule der Sekundarstufe I mit inklusiven Unterricht auf-
genommen werden,

7.	 zum Ende der Befristung nach Nummer 4 legt die besuch-
te Schule – gegebenenfalls mit Unterstützung des Förder- 
und Beratungszentrums – einen Bericht vor, der die Kom-
petenzen, die Lernentwicklung und die Auswirkungen der 
Behinderungen auf schulisches Lernen beschreibt; §  27 
Abs. 3 gilt entsprechend; die Förderschullehrkraft gibt 
eine Empfehlung an die Schulbehörde, ob die befristete 
Entscheidung nach den Nummern 3 und 4 auch künftig 
den individuellen Möglichkeiten der Schülerin oder des 
Schülers entspricht,

8.	 auf Grundlage der Nummer 7 entscheidet die Schulbe-
hörde in der Regel abschließend nach Maßgabe des § 28 
Abs. 1, 3 und 4.

Teil 7 
Schülerinnen und Schüler mit festgestelltem 

sonderpädagogischem Förderbedarf

Abschnitt 1 
Unterricht

§  3 0 
Z i e l g l e i c h e r  U n t e r r i c h t

(1) In den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qua-
lifizierter Sekundarabschluss I findet zielgleicher Unterricht 
statt. In diesen Bildungsgängen gelten die Regelungen für Un-
terricht, Förderung, Leistungsfeststellung und -beurteilung, 
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Zeugnisse und Versetzung sowie Schulabschlüsse nach der 
Schulordnung für öffentlichen Grundschulen vom 10. Okto-
ber 2008 (GVBl. S. 219, BS 223-1-37) und der Übergreifenden 
Schulordnung vom 12. Juni 2009 (GVBl. S. 224, BS 223-1-35) 
in ihrer jeweils geltenden Fassung.

(2) Die Feststellung sonderpädagogischen Förderbedarfs wird 
nicht auf dem Zeugnis vermerkt.

(3) Bei der Bewertung von Mitarbeit und Verhalten sind die 
Auswirkungen einer Behinderung angemessen zu berücksich-
tigen. Mit Zustimmung der Eltern oder der volljährigen Schü-
lerinnen und Schüler kann die Bewertung von Mitarbeit und 
Verhalten verbal erfolgen.

§  3 1 
Z i e l d i f f e r e n t e r  U n t e r r i c h t

In den Förderschwerpunkten Lernen und ganzheitliche Ent-
wicklung findet zieldifferenter Unterricht statt; dies gilt ent-
sprechend in Förderschwerpunkten, die diese Bildungsgänge 
führen. Auf dem Zeugnis wird vermerkt, dass der Unterricht 
zieldifferent erfolgt; der jeweilige Bildungsgang ist anzugeben.

§  3 2 
U n t e r r i c h t s a n g e b o t  i m  z i e l d i f f e r e n t e n 

U n t e r r i c h t

(1) Im zieldifferenten Unterricht werden die Schülerinnen 
und Schüler in den Fächern und Lernbereichen der besuchten 
Schulart unterrichtet. Bei Schulen mit äußerer Leistungsdiffe-
renzierung legt die Schulleiterin oder der Schulleiter fest, in 
welchen Klassen oder Kursen die Schülerin oder der Schüler 
unterrichtet wird.

(2) Unterricht und Erziehung richten sich nach den Bil-
dungsstandards, Rahmenplänen und Lehrplänen, die an die 
Bildungserfordernisse der Schülerinnen und Schüler in den 
Bildungsgängen Lernen und ganzheitliche Entwicklung ange-
passt werden. Der Unterricht beruht auf einer den Lernpro-
zess begleitenden pädagogischen Diagnostik, Dokumentation 
der Lernentwicklung sowie sonderpädagogischen Bildungsan-
geboten.

(3) Alle Schülerinnen und Schüler nehmen in den Klassen-
stufen 7 bis 9 an der schulischen Berufsvorbereitung teil; die 
Maßnahmen werden individuell ausgerichtet.

(4) Die Berufsorientierungsmaßnahmen im Bildungsgang 
ganzheitliche Entwicklung werden in den Klassenstufen 10 
bis 12 fortgesetzt und intensiviert. In diesen Klassenstufen 
werden schwerpunktmäßig Maßnahmen der Kompetenz- 
und Potenzialanalyse und zur Vorbereitung des Übergangs in 
eine berufliche Tätigkeit durchgeführt.

Abschnitt 2 
Schulverhältnis

§  3 3 
B e s u c h  d e r  E i n g a n g s s t u f e

Die Eingangsstufe in den Bildungsgängen Grundschule und 
Lernen kann im Einzelfall auf Beschluss der Klassenkonfe-
renz ohne Anrechnung auf die Dauer des Schulbesuchs drei 
Schuljahre umfassen, sofern keine Zurückstellung vom Schul-
besuch erfolgte.

§  3 4 
V e r l ä n g e r u n g  d e s  S c h u l b e s u c h s

(1) In den Bildungsgängen Grundschule, Berufsreife und qua-

lifizierter Sekundarabschluss I sowie im Bildungsgang Lernen 
der Förderschwerpunkte motorische Entwicklung, Sehen, 
Hören und Kommunikation können entweder die Primar-
stufe oder die Sekundarstufe I um ein Schuljahr verlängert 
werden, ohne dass dies auf die Dauer des Schulbesuchs an-
gerechnet wird, sofern keine Verlängerung des Besuchs der 
Eingangsstufe nach § 33 erfolgte.

(2) Schülerinnen und Schülern im Bildungsgang Lernen soll 
die Gelegenheit gegeben werden, im Rahmen einer Schul-
zeitverlängerung von bis zu zwei Schuljahren den Abschluss 
der Berufsreife zu erwerben, sofern gemäß § 39 Abs. 1 ein 
Wechsel zum zielgleichen Unterricht möglich ist. Diese Schü-
lerinnen und Schüler können auch in die im 10. Schuljahr an 
Realschulen plus gemäß § 79 der Übergreifenden Schulord-
nung eingerichtete besondere Klasse zur Erlangung der Quali-
fikation der Berufsreife aufgenommen werden.

(3) Auf Antrag der Eltern kann die Schulbehörde für Schüle-
rinnen und Schüler im Bildungsgang ganzheitliche Entwick-
lung die Schulzeit um bis zu drei Schuljahre verlängern (§ 61 
Abs. 2 SchulG). Dazu legt die Schule der Schulbehörde zum 
Termin der Halbjahreszeugnisse der 12. Klassenstufe folgende 
Unterlagen vor:
1.	 Jahreszeugnis der Klassenstufe 11 und Halbjahreszeugnis 

der Klassenstufe 12,
2.	 Berufswahlportfolio,
3.	 Ergebnisse einer im Zusammenhang mit Berufsorientie-

rungsmaßnahmen durchgeführten Berufswegekonferenz.

(4) Die Verlängerung soll nur gewährt werden, wenn sie für 
die Vorbereitung und die Gestaltung des Übergangs in eine 
angepasste Beschäftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
oder in einem Inklusionsbetrieb erforderlich ist. Ausnahmen 
sind im begründeten Einzelfall möglich.

§  3 5 
V e r k ü r z u n g  d e s  S c h u l b e s u c h s

Eine Schülerin oder ein Schüler im Bildungsgang ganzheitli-
che Entwicklung kann frühestens nach 10 Schulbesuchsjah-
ren gemäß § 60 Abs. 2 Nr. 4 SchulG auf Antrag der Eltern 
vom weiteren Schulbesuch befreit werden, insbesondere um 
ein berufsqualifizierendes Angebot wahrnehmen zu können. 
Dazu legt die Schule zum Termin der Halbjahreszeugnisse 
folgende Unterlagen vor:
1.	 aktuelles Jahreszeugnis und Halbjahreszeugnis,
2.	 Berufswahlportfolio,
3.	 Ergebnisse einer im Zusammenhang mit Berufsorientie-

rungsmaßnahmen durchgeführten Berufswegekonferenz.

§  3 6 
Ü b e r g a n g  v o n  d e r  S e k u n d a r s t u f e  I 

i n  d a s  B e r u f s v o r b e r e i t u n g s j a h r 
m i t  i n k l u s i v e m  U n t e r r i c h t

(1) Schülerinnen und Schüler im Bildungsgang ganzheitliche 
Entwicklung, die nach der Klassenstufe 9 den inklusiven Un-
terricht fortsetzen wollen, besuchen das Berufsvorbereitungs-
jahr an einer berufsbildenden Schule, die mit der Durchfüh-
rung des inklusiven Unterrichts beauftragt ist, nach Maßgabe 
des § 4 Abs. 5 der Landesverordnung über das Berufsvorbe-
reitungsjahr an Berufsschulen vom 7. Juli 2022 (GVBl. S. 257, 
BS 223-1-39).

(2) Die besuchte Schule informiert die Eltern spätestens zum 
Termin der Ausgabe des Jahreszeugnisses der Klassenstufe 8 
über die Möglichkeit zur Fortsetzung des inklusiven Unter-
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richts im Berufsvorbereitungsjahr. Die Schulen bieten den 
Eltern Beratung zur Wahl der Schullaufbahn an.

§  3 7 
S c h u l w e c h s e l  b e i  F o r t b e s t e h e n  d e s 

s o n d e r p ä d a g o g i s c h e n  F ö r d e r b e d a r f s

(1) Der Schulwechsel im Rahmen des § 59 Abs. 4 SchulG 
während des Fortbestehens des sonderpädagogischen Förder-
bedarfs soll möglichst an Schnittstellen erfolgen, insbesondere 
nach der Primarstufe oder der Orientierungsstufe; er erfolgt 
grundsätzlich zum folgenden Schuljahr.

(2) Die Eltern oder die volljährigen Schülerinnen und Schü-
ler teilen der besuchten Schule ihre Entscheidung über den 
Schulwechsel bis spätestens zu Beginn der Weihnachtsferien 
mit. Diese informiert die Schulbehörde. § 11 Abs. 3 findet 
Anwendung.

(3) Sofern der Wechsel von der Förderschule in den inklusi-
ven Unterricht nach der Klassenstufe 4 erfolgen soll, findet 
§ 11 Abs. 4 und 5 Anwendung.

(4) Abgebende und aufnehmende Schule planen und begleiten 
den Wechsel.

§  3 8 
Ü b e r p r ü f u n g  d e s  F ö r d e r s c h w e r p u n k t s 

g a n z h e i t l i c h e  E n t w i c k l u n g ,  W e c h s e l  d e s 
F ö r d e r s c h w e r p u n k t s  o d e r  B i l d u n g s g a n g s

(1) Für Schülerinnen und Schüler im Förderschwerpunkt 
ganzheitliche Entwicklung berät die Zeugniskonferenz bei 
Bedarf oder auf Antrag der Eltern zum Termin der Halb-
jahreszeugnisse, ob ein Wechsel in den Förderschwerpunkt 
Lernen erfolgen kann. Zum Termin der Halbjahreszeugnisse 
in den Klassenstufen 4 und 6 muss die Zeugniskonferenz da-
rüber beraten.

(2) Das Ergebnis der Beratung und die Begründung sind 
schriftlich festzuhalten. Die Schulleitung informiert die El-
tern und hört sie an. Das Ergebnis der Anhörung wird doku-
mentiert. Die Schule legt der Schulbehörde die Empfehlung 
der Zeugniskonferenz zum Wechsel des Förderschwerpunkts 
zusammen mit dem letzten Jahreszeugnis, dem aktuellen 
Halbjahreszeugnis, dem Förderplan und dem Ergebnis der 
Anhörung der Eltern zur Entscheidung vor. Der Wechsel 
wird zum Beginn des nächsten Schuljahres wirksam.

(3) Die Absätze 1 und 2 gelten für den Wechsel in den Bil-
dungsgang Lernen innerhalb der besuchten Schule entspre-
chend.

§  3 9 
Ü b e r p r ü f u n g  d e s  F ö r d e r s c h w e r p u n k t s 

L e r n e n ,  W e c h s e l  d e s  F ö r d e r s c h w e r p u n k t s 
o d e r  B i l d u n g s g a n g s

(1) Der Förderschwerpunkt Lernen oder der Bildungsgang 
Lernen in anderen Förderschwerpunkten ist aufzuheben, so-
bald das Bildungsziel der Grundschule oder Berufsreife auch 
mithilfe anderer Fördermaßnahmen erreicht werden kann. 
Die Zeugniskonferenz berät jeweils zu den Terminen der 
Halbjahreszeugnisse über den Wechsel zum zielgleichen Un-
terricht. Darüber hinaus können die Eltern die Aufhebung 
des Förderschwerpunkts Lernen beantragen; hierüber berät 
die jeweils nächste Zeugniskonferenz.

(2) Empfiehlt die Zeugniskonferenz einen Wechsel zum ziel-
gleichen Unterricht, entscheidet die Schulleitung nach Anhö-

rung der Eltern. Der Wechsel wird zum Beginn des nächsten 
Schuljahres wirksam. Die Schülerin oder der Schüler kann 
zur Vorbereitung des Übergangs bereits nach den Osterferien 
den Unterricht an der aufnehmenden Schule ganz oder teil-
weise besuchen.

(3) Mit dem Wechsel zum zielgleichen Unterricht wird der 
sonderpädagogische Förderbedarf im Förderschwerpunkt 
Lernen oder der Bildungsgang Lernen aufgehoben.

(4) Schülerinnen und Schüler, die am inklusiven Unterricht 
teilgenommen haben, verbleiben in der Regel nach dem 
Wechsel zum zielgleichen Unterricht an der besuchten Schu-
le; sie können nach Entscheidung der Eltern auch eine andere 
Schule besuchen. Zur Erleichterung des Übergangs zum ziel-
gleichen Unterricht können sie auf Antrag der Eltern freiwil-
lig um ein Schuljahr zurücktreten; die Entscheidung trifft die 
Schule.  Im Falle eines Schulwechsels ist die Entscheidung im 
Benehmen mit der abgebenden Schule zu treffen. Die Anmel-
determine für die Aufnahme in die Orientierungsstufe gemäß 
§ 12 Abs. 3 der Übergreifenden Schulordnung gelten entspre-
chend. Abgebende und aufnehmende Schule planen und be-
gleiten den Wechsel. § 28 Abs. 6 findet Anwendung. 

(5) Die Schulleiterin oder der Schulleiter dokumentiert die 
Entscheidungen nach den Absätzen 1 bis 4 und legt sie zum 
Ende des Schuljahres der Schulbehörde vor.

(6) Über den Wechsel aus dem Förderschwerpunkts Lernen 
in den Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung ent-
scheidet die Schulbehörde auf der Grundlage eines sonder-
pädagogischen Gutachtens und unter Berücksichtigung der 
Zeugnisse, der Förderpläne und vorliegender anderer Gutach-
ten. Das Verfahren bestimmt sich nach den §§ 22 bis 28.

(7) Ein Wechsel aus dem Förderschwerpunkt Lernen in den 
Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung ist letztmals 
nach der Orientierungsstufe möglich. Über Ausnahmen aus 
besonderen Gründen im Einzelfall entscheidet die Schulbe-
hörde.

§  4 0 
A u f h e b u n g  d e s  s o n d e r p ä d a g o g i s c h e n 
F ö r d e r b e d a r f s  i n  d e n  F ö r d e r s c h w e r - 
p u n k t e n  S p r a c h e ,  s o z i a l - e m o t i o n a l e 

E n t w i c k l u n g ,  m o t o r i s c h e  E n t w i c k l u n g , 
S e h e n  s o w i e  H ö r e n  u n d  K o m m u n i k a t i o n 

s o w i e  d e r  f e s t g e l e g t e n  z i e l d i f f e r e n t e n 
B i l d u n g s g ä n g e

(1) Über die Aufhebung des sonderpädagogischen Förderbe-
darfs in den Förderschwerpunkten Sprache, sozial-emotionale 
Entwicklung, motorische Entwicklung, Sehen sowie Hören 
und Kommunikation sowie der festgelegten zieldifferenten 
Bildungsgänge berät die Zeugniskonferenz bei Bedarf oder auf 
Antrag der Eltern. Das Ergebnis der Beratung und die Begrün-
dung sind schriftlich festzuhalten.

(2) Empfiehlt die Zeugniskonferenz die Aufhebung des son-
derpädagogischen Förderbedarfs, entscheidet die Schulleitung 
nach Anhörung der Eltern. Die Aufhebung wird zum Beginn 
des nächsten Schuljahres wirksam; über Ausnahmen entschei-
det die Schulbehörde. § 39 Abs. 5 gilt entsprechend.

(3) Schülerinnen oder Schüler, die eine Förderschule besucht 
haben, werden nach Aufhebung des sonderpädagogischen 
Förderbedarfs von den Eltern an einer Grundschule oder 
einer Schule der Sekundarstufe I angemeldet. Der Wechsel 
erfolgt zum Beginn des nächsten Schuljahres; über Ausnah-
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men entscheidet die Schulbehörde. Die Förderschule erstellt 
auf der Grundlage der Zeugnisse und des Förderplans einen 
Vorschlag für die Klasseneinstufung. Schülerinnen und Schü-
ler, die eine Klassenstufe der Sekundarstufe I besucht haben, 
erhalten eine Empfehlung für den Bildungsgang.

(4) Abgebende und aufnehmende Schule bereiten den Wech-
sel nach Absatz 3 vor; insbesondere kann die Schülerin oder 
der Schüler zur Vorbereitung des Übergangs bereits nach den 
Osterferien den Unterricht an der aufnehmenden Schule ganz 
oder teilweise besuchen.

Abschnitt 3 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung im 

zieldifferenten Unterricht

§  4 1 
G r u n d s ä t z e  d e r  L e i s t u n g s f e s t s t e l l u n g 

u n d  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Leistungsfeststellungen werden von pädagogischen Ge-
sichtspunkten bestimmt. Sie sollen die individuelle Leistungs-
bereitschaft steigern und den Schülerinnen und Schülern 
die Möglichkeit bieten, ihre Leistungsfähigkeit zu erleben. 
Mündliche und praktische Arbeitsformen haben bei der Er-
arbeitung und Sicherung von Unterrichtsinhalten und bei der 
Leistungsbeurteilung in der Primarstufe aller Bildungsgänge 
besonderes Gewicht. Zur Feststellung des individuellen Leis-
tungsstandes dient auch die Lernprozessbeobachtung.

(2) Leistungsbeurteilung erfolgt kompetenzorientiert und 
als individuelle pädagogische Leistungsbeurteilung. Sie dient 
dem Aufbau und der Sicherung von Leistungsbereitschaft 
und wirkt unterstützend bei der Entwicklung eines positiven 
Selbstbildes der eigenen Kompetenzen und Fähigkeiten. Die 
Schule entspricht dem durch differenzierte Leistungsanforde-
rungen, Leistungsfeststellungen und Leistungsbeurteilungen. 
Der Unterricht muss genügend bewertungsfreie Abschnitte 
enthalten.

§  4 2 
H a u s a u f g a b e n

Umfang und Schwierigkeitsgrad der Hausaufgaben sind auf 
die individuelle Förderplanung abzustimmen; sie können des-
halb nach Art und Umfang unterschiedlich sein.

§  4 3 
K l a s s e n a r b e i t e n  u n d  s c h r i f t l i c h e 

Ü b e r p r ü f u n g e n

(1) Anzahl und Anforderungen richten sich nach den indivi-
duellen Lernvoraussetzungen der Schülerinnen und Schüler 
und nach der individuellen Förderplanung; sie sind entspre-
chend differenziert zu planen.

(2) Zur Verteilung und Terminierung der Klassenarbeiten 
und schriftlichen Überprüfungen gelten die Regelungen der 
besuchten Schule.

(3) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung sollen die 
Schülerinnen und Schüler an individualisierten Klassenarbei-
ten und schriftlichen Überprüfungen teilnehmen; die Ent-
scheidung trifft die Klassenkonferenz auf der Grundlage der 
individuellen Förderplanung.

§  4 4 
L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Der kompetenzorientierten Leistungsbeurteilung liegen 

die individuelle Lernausgangslage und die individuelle Kom-
petenzentwicklung sowie die individuelle Leistungsbereit-
schaft als Bewertungsmaßstab zugrunde.

(2) Die Leistungsbeurteilung erfolgt als verbale Beschreibung 
und als pädagogische, an den individuellen Möglichkeiten ori-
entierte Gesamtwürdigung der Leistung der Schülerin oder 
des Schülers.

(3) Soweit in einzelnen Fächern oder Lernbereichen zielglei-
cher Unterricht stattfindet, erfolgt die Leistungsbeurteilung 
nach den für den jeweiligen Bildungsgang geltenden Regelun-
gen.

(4) Die Lern- und Leistungsentwicklung in der Integrierten 
Fremdsprachenarbeit ist in einem Portfolio zu dokumentie-
ren.

Abschnitt 4 
Zeugnisse, Aufsteigen in die nächste Klassenstufe, 

Schulabschlüsse im zieldifferenten Unterricht

§  4 5 
A r t e n  u n d  I n h a l t e  v o n  Z e u g n i s s e n , 

Z e u g n i s a u s g a b e

(1) Im inklusiven Unterricht werden Halbjahreszeugnisse und 
Jahreszeugnisse nach den Vorgaben der besuchten Schulart 
ausgestellt und ausgegeben. Sie enthalten einen Zusatz über 
die Teilnahme am zieldifferenten Unterricht im Bildungsgang 
Lernen oder ganzheitliche Entwicklung.

(2) Schülerinnen und Schüler, die eine Schule mit einem Ab-
schluss gemäß § 49 verlassen, erhalten ein Abschlusszeugnis.

(3) Schülerinnen und Schüler, die nach Abschluss des Bil-
dungsgangs Lernen im Rahmen einer Schulzeitverlängerung 
den Abschluss der Berufsreife anstreben, erhalten am Ende 
der Klassenstufe 9 ein Abschlusszeugnis.

(4) Schülerinnen und Schüler, die den Abschluss der Berufsrei-
fe nach Schulzeitverlängerung um ein Schuljahr nicht erreicht 
haben, erhalten ein Abgangszeugnis.

§  4 6 
F o r m  d e r  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g 

i n  d e n  Z e u g n i s s e n

(1) Die Leistungsbeurteilung erfolgt als verbale Beschreibung 
der Kompetenzentwicklung sowie der Mitarbeit und des Ver-
haltens.

(2) Soweit in einzelnen Fächern oder Lernbereichen die Leis-
tungsbeurteilung gemäß § 44 Abs. 3 zielgleich erfolgt, ist der 
jeweilige Bildungsgang anzugeben.

(3) Zum Abschluss des Bildungsgangs ganzheitliche Entwick-
lung erfolgt ergänzend eine Beschreibung der personalen und 
sozialen Kompetenzen sowie der individuellen Fähigkeiten 
zur Partizipation am Arbeits- und Berufsleben.

§  4 7 
B e w e r t u n g  v o n  M i t a r b e i t  u n d  V e r h a l t e n

Bei der Bewertung von Mitarbeit und Verhalten sind Alter, 
Entwicklungsstand und Auswirkungen einer Behinderung 
angemessen zu berücksichtigen.

§  4 8 
A u f s t e i g e n  i n  d i e  n ä c h s t e  K l a s s e n s t u f e

In den Bildungsgängen Lernen und ganzheitliche Entwick-
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lung steigt jede Schülerin und jeder Schüler zu Beginn des 
neuen Schuljahres in die nächste Klassenstufe auf.

§  4 9 
A b s c h l ü s s e

(1) Im Bildungsgang Lernen erhalten Schülerinnen und Schü-
ler nach Besuch der Klassenstufe 9 den Abschluss im Bildungs-
gang Lernen, wenn nach Feststellung der Klassenkonferenz 
eine Leistungsbeurteilung in den Pflichtfächern oder Wahl-
pflichtfächern erfolgen kann. Im Zeugnis wird vermerkt, dass 
die Schülerin oder der Schüler eine besondere Form der Be-
rufsreife im Bildungsgang Lernen erlangt hat.

(2) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung erhalten 
Schülerinnen und Schüler in der Regel nach Besuch der Klas-
senstufe 12 ein Abschlusszeugnis im Bildungsgang ganzheit-
liche Entwicklung, das die erworbenen Kenntnisse, Fähig-
keiten und Fertigkeiten sowie die individuellen Fähigkeiten 
zur Partizipation am Arbeits- und Berufsleben beschreibt. Im 
Zeugnis wird vermerkt, dass die Schülerin oder der Schüler 
eine besondere Form der Berufsreife im Bildungsgang ganz-
heitliche Entwicklung erlangt hat.

(3) Im Falle des § 34 wird ein Abschlusszeugnis erst mit Ablauf 
der Verlängerung des Schulbesuchs, im Falle des § 35 bereits 
nach Beendigung der verkürzten Schulbesuchszeit ausgestellt.

Teil 8 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§  5 0 
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Abweichend von § 14 werden in Regionen, in denen noch 
keine Förderschule als Förder- und Beratungszentrum beauf-
tragt ist, die integrierten Fördermaßnahmen gemäß § 1 Abs. 8 
der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-
40, fortgeführt. Die integrierten Fördermaßnahmen aufgrund 
des § 29 der Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen 
vom 10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 
223-1-37, werden fortgeführt, ausgenommen in den Regionen 
des Worms-Dauner-Modells (Vulkaneifelkreis, Stadt Landau), 
dort entscheidet die Schulbehörde über die künftige Organi-
sationsform.

(2) Die Leistungsbeurteilung und die Form der Leistungsbe-
urteilung in Zeugnissen in der Sekundarstufe I des Förder-
schwerpunkts Lernen werden abweichend von den §§ 44 und 
46 schrittweise beginnend in den Klassenstufen 5 und 6 im 
Schuljahr 2024/2025 eingeführt; in den Klassenstufen 7 bis 10 
gelten weiterhin die Regelungen nach §§ 47 und 55 Abs.  3 
der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40.

§  5 1 
Ä n d e r u n g  d e r  Ü b e r g r e i f e n d e n 

S c h u l o r d n u n g

Die Übergreifende Schulordnung vom 12. Juni 2009 (GVBl. 
S. 224), zuletzt geändert durch Artikel 3 der Verordnung vom 
6. Dezember 2021 (GVBl. S. 631), BS 223-1-35, wird wie folgt 
geändert:

1.	 § 10 Abs. 3 und § 47 werden gestrichen. Die Inhaltsüber-
sicht wird entsprechend geändert.

2.	 § 33 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
	 „(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen 

festen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
besuchen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das 
gilt auch für Kinder von Gewerbetreibenden mit festem 
Wohnsitz, die ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kin-
der sie dabei begleiten. Die Kinder beruflich Reisender, 
ihre Eltern und die zuständigen Lehrkräfte sind verpflich-
tet, das vom fachlich zuständigen Ministerium zur Verfü-
gung gestellte digitale onlinebasierte Lernmanagementsys-
tem mit integrierter Stammdatenverwaltung zu nutzen. 
Der Schulbesuch, die erarbeiteten Unterrichtsinhalte, die 
Ergebnisse der Leistungsfeststellungen und individuelle 
Lernpläne für die Reise sind in dem integrierten digitalen 
Schultagebuch zu dokumentieren. Weitere verpflichtend 
zu nutzende Funktionalitäten des Lernmanagementsys-
tems sind eine geschützte Informations- und Kommunika-
tionsplattform.“

§  5 2 
Ä n d e r u n g  d e r  S c h u l o r d n u n g  f ü r 
d i e  ö f f e n t l i c h e n  G r u n d s c h u l e n

Die Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen vom 
10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 3 der Verordnung von 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 
223-1-37, wird wie folgt geändert:

1.	 § 10 wird wie folgt geändert:
a)	 Absatz 1 Satz 3 wird gestrichen.
b)	 Absatz 4 erhält folgende Fassung:
	 „(4) Bei Kindern mit vermutetem sonderpädagogischem 

Förderbedarf beantragt die Grundschule nach den Re-
gelungen der Schulordnung für den inklusiven Unter-
richt an öffentlichen Schulen vom 16. Mai 2024 (GVBl. 
S. 143, BS 2023-1-2) die Einleitung des Verfahrens zur 
Feststellung des sonderpädagogischen Förderbedarfs.“

2.	 § 15 wird gestrichen.

3.	 § 19 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
	 „(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen 

festen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, 
besuchen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das 
gilt auch für Kinder von Gewerbetreibenden mit festem 
Wohnsitz, die ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kin-
der sie dabei begleiten. Die Kinder beruflich Reisender, 
ihre Eltern und die zuständigen Lehrkräfte sind verpflich-
tet, das vom fachlich zuständigen Ministerium zur Verfü-
gung gestellte digitale onlinebasierte Lernmanagementsys-
tem mit integrierter Stammdatenverwaltung zu nutzen. 
Der Schulbesuch, die erarbeiteten Unterrichtsinhalte, die 
Ergebnisse der Leistungsfeststellungen und individuelle 
Lernpläne für die Reise sind in dem integrierten digitalen 
Schultagebuch zu dokumentieren. Weitere verpflichtend 
zu nutzende Funktionalitäten des Lernmanagementsys-
tems sind eine geschützte Informations- und Kommunika-
tionsplattform.“

4.	 § 28 Abs. 3 erhält folgende Fassung:
	 „(3) Die Förderung erfolgt, je nach Ausprägung der Lern-

schwierigkeiten und Lernstörungen, in gestufter Form, 
vorrangig durch klasseninterne Differenzierungsmaßnah-
men und nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden Leh-
rerwochenstunden durch zusätzliche Förderung mit Dop-
pelbesetzung oder in Kleingruppen. Die Schulen können 
sonderpädagogische Beratung und Unterstützung beim 
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zuständigen Förder- und Beratungszentrum anfragen.“

5.	 § 29 wird gestrichen.
	 Die Inhaltsübersicht wird entsprechend den vorstehenden 

Nummern 1a, 2 und 5 geändert.

§  5 3 
Ä n d e r u n g  d e r  S c h u l o r d n u n g  f ü r  d i e 

ö f f e n t l i c h e n  b e r u f s b i l d e n d e n  S c h u l e n

Die Schulordnung für die öffentlichen berufsbildenden Schu-
len vom 9. Mai 1990 (GVBl. S. 127), zuletzt geändert durch 
§ 12 der Verordnung vom 7. Juli 2022 (GVBl. S. 257), BS 223-
1-41 wird wie folgt geändert:

§ 19 Abs. 4 erhält folgende Fassung:
„(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen 
festen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, besu-
chen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch 
für Kinder von Gewerbetreibenden mit festem Wohnsitz, die 

ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei be-
gleiten. Die Kinder beruflich Reisender, ihre Eltern und die 
zuständigen Lehrkräfte sind verpflichtet, das vom fachlich zu-
ständigen Ministerium zur Verfügung gestellte digitale online-
basierte Lernmanagementsystem mit integrierter Stammda-
tenverwaltung zu nutzen. Der Schulbesuch, die erarbeiteten 
Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse der Leistungsfeststellungen 
und individuelle Lernpläne für die Reise sind in dem inte-
grierten digitalen Schultagebuch zu dokumentieren. Weitere 
verpflichtend zu nutzende Funktionalitäten des Lernmanage-
mentsystems sind eine geschützte Informations- und Kommu-
nikationsplattform.“

§  5 4 
I n k r a f t t r e t e n

Es treten in Kraft:
1.	 der § 51 Nr. 2, § 52 Nr. 3 und § 53 am 1. Januar 2025,
2.	 die Verordnung im Übrigen am 1. August 2024.

Mainz, den 16. Mai 2024 
Die Ministerin für Bildung 

Stefanie H u b i g
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S c h u l o r d n u n g
für die öffentlichen Förderschulen

(FöSchulO)
Vom 16. Mai 2024

Inhaltsübersicht

Teil 1 
Förderschule, Förder- und Beratungszentrum

Abschnitt 1 
Auftrag und Formen der Förderschule

§ 1	 Auftrag
§ 2	 Formen der Förderschule

Abschnitt 2 
Förder- und Beratungszentrum

§ 3	 Auftrag
§ 4	 Verfahren
§ 5	 Pädagogisch-fachliches Konzept
§ 6	 Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung

Teil 2 
Schülerinnen, Schüler und Schule

§ 7	 Recht auf Bildung und Erziehung, Mitgestaltung des 
Schullebens

§ 8	 Beratung und Unterstützung durch die Schule
§ 9	 Information durch die Schule
§ 10	 Meinungsäußerung, Bekanntmachung
§ 11	 Schülerzeitung
§ 12	 Schülervereinigungen, Arbeits- und Spielgruppen
§ 13	 Benutzung schulischer Einrichtungen

Teil 3 
Eltern und Schule

§ 14	 Zusammenwirken von Eltern und Schule
§ 15	 Eltern im Unterricht

Teil 4 
Schulverhältnis

§ 16	 Zuständige Schule
§ 17	 Aufnahme
§ 18	 Aufnahme in besonderen Fällen
§ 19	 Zurückstellung vom Schulbesuch
§ 20	 Wechsel der Förderschule
§ 21	 Beendigung des Schulverhältnisses

Teil 5 
Bildungsgänge und Förderschwerpunkte

§ 22	 Bildungsgänge
§ 23	 Bildungsgang Grundschule
§ 24	 Bildungsgang Berufsreife und Bildungsgang qualifizier-

ter Sekundarabschluss I
§ 25	 Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache
§ 26	 Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen
§ 27	 Schule mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Ent-

wicklung
§ 28	 Schulen mit den Förderschwerpunkten motorische 

Entwicklung, Sehen oder Hören und Kommunikation
§ 29	 Schule mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale 

Entwicklung

Teil 6 
Unterricht, Förderung, Ganztagsschule

Abschnitt 1 
Unterricht

§ 30	 Teilnahme am Unterricht und an sonstigen Schulveran-
staltungen

§ 31	 Unterrichtszeit
§ 32	 Unterrichtsangebot
§ 33	 Aufsicht
§ 34	 Schulversäumnisse
§ 35	 Beurlaubung, schulfreie Tage
§ 36	 Nichtteilnahme am Sportunterricht
§ 37	 Religions- und Ethikunterricht

Abschnitt 2 
Unterrichtsangebot

§ 38	 Grundsatz
§ 39	 Berufsorientierung

Abschnitt 3 
Förderung

§ 40	 Förderung von Schülerinnen und Schülern mit Migrati-
onshintergrund

Abschnitt 4 
Ganztagsschule

§ 41	 Ganztagsschule

Teil 7 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung

§ 42	 Grundlagen des Unterrichts
§ 43	 Grundlagen der Leistungsfeststellung und Leistungsbe-

urteilung
§ 44	 Hausaufgaben
§ 45	 Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen
§ 46	 Leistungsbeurteilung
§ 47	 Bekanntgabe der Leistungsbeurteilung, Rückgabe von 

Arbeiten der Schülerinnen und Schüler

Teil 8 
Zeugnisse

§ 48	 Begriff des Zeugnisses
§ 49	 Grundsatz
§ 50	 Arten und Inhalt der Zeugnisse, Zeugnisausgabe
§ 51	 Festsetzung der Zeugnisnoten und der verbalen Leis-

tungsbeurteilung
§ 52	 Bewertung von Mitarbeit und Verhalten
§ 53	 Zeugnisausstellung

Teil 9 
Abstimmungen

§ 54	 Abstimmungsverfahren der Klassenkonferenz

Teil 10 
Datenverarbeitung, Datenschutz

§ 55	 Verarbeitung personenbezogener Daten
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§ 56	 Sicherung und Aufbewahrung personenbezogener Da-
ten

Teil 11 
Schulgesundheitspflege

§ 57	 Schulärztliche Betreuung, Schutz vor ansteckenden 
Krankheiten

§ 58	 Maßnahmen wegen Gefährdung der Gesundheit ande-
rer Schülerinnen und Schüler

§ 59	 Rauch- und alkoholfreie Schule

Teil 12 
Schulpsychologie

§ 60	 Schulpsychologinnen und Schulpsychologen

Teil 13 
Störung der Ordnung

§ 61	 Verstöße gegen die Ordnung in der Schule
§ 62	 Anwendung von Ordnungsmaßnahmen
§ 63	 Maßnahmenkatalog
§ 64	 Verfahrensbestimmungen zu den Ordnungsmaßnah-

men nach § 63 Abs. 1
§ 65	 Ausschluss auf Zeit oder auf Dauer von der Schule ge-

mäß § 63 Abs. 3
§ 66	 Flankierende Maßnahmen bei drohendem Schulaus-

schluss

Teil 14 
Hausrecht der Schule

§ 67	 Hausordnung
§ 68	 Werbung, Zuwendungen
§ 69	 Sammlungen
§ 70	 Gewerbliche Betätigung, Vertrieb von Gegenständen
§ 71	 Veranstaltungen schulfremder Personen

Teil 15 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§ 72	 Geltung für Schulen in freier Trägerschaft
§ 73	 Förderzentren Daun, Gerolstein und Worms
§ 74	 Übergangsbestimmungen
§ 75	 Inkrafttreten

Aufgrund des § 8 Abs. 2, des § 36 Abs. 4, des § 53 Abs. 1, des 
§ 55 Abs. 6, des § 67 Abs. 8 und des § 92 Abs. 6 Satz 5 des 
Schulgesetzes vom 30. März 2004 (GVBl. S. 239), zuletzt geän-
dert durch § 80 des Gesetzes vom 7. Dezember 2022 (GVBl. 
S. 413), BS 223-1, wird gemäß § 45 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2, 4 und 
5 des Schulgesetzes im Benehmen mit dem Landeselternbeirat 
verordnet:

Teil 1 
Förderschule, Förder- und Beratungszentrum

Abschnitt 1 
Auftrag und Formen der Förderschule

§  1 
A u f t r a g

(1) Die Förderschule hat den Auftrag, sonderpädagogische 
Bildungs-, Beratungs- und Unterstützungsangebote zur Ver-
fügung zu stellen.

(2) Sie bietet Unterricht für Schülerinnen und Schüler mit fest-
gestelltem sonderpädagogischem Förderbedarf, deren Eltern 
gemäß § 59 Abs. 4 des Schulgesetzes (SchulG) den Förderort 

Förderschule gewählt haben, und berät in den eingerichteten 
sonderpädagogischen Förderschwerpunkten.

(3) Sie kann als Förder- und Beratungszentrum beauftragt 
sein.

§  2 
F o r m e n  d e r  F ö r d e r s c h u l e

(1) Förderschulen können mit folgenden Förderschwerpunk-
ten eingerichtet werden:
1.	 ganzheitliche Entwicklung,
2.	 Hören und Kommunikation,
3.	 Lernen,
4.	 motorische Entwicklung,
5.	 Sehen,
6.	 sozial-emotionale Entwicklung und
7.	 Sprache
(Förderschulformen).

(2) Die Zusammenfassung mehrerer Förderschulformen un-
ter einer Leitung ist möglich (§ 12 Abs. 1 Satz 3 SchulG). In 
diesen Fällen kann der Unterricht förderschwerpunktüber-
greifend organisiert werden.

(3) Die Schulen für gehörlose und für hörbehinderte Schü-
lerinnen und Schüler haben den Förderschwerpunkt Hören 
und Kommunikation; sie werden mit diesem Förderschwer-
punkt zu einer Schule mit einer Leitung zusammengefasst.

(4) Die Schulen für blinde und für sehbehinderte Schülerin-
nen und Schüler haben den Förderschwerpunkt Sehen; sie 
werden mit diesem Förderschwerpunkt zu einer Schule mit 
einer Leitung zusammengefasst.

Abschnitt 2 
Förder- und Beratungszentrum

§  3 
A u f t r a g

(1) Förderschulen, die gemäß § 92 Abs. 6 SchulG als Förder- 
und Beratungszentrum beauftragt sind, unterstützen gemäß 
§ 12 Abs. 2 SchulG alle Schularten bei Fragen des Unterrichts 
und der Erziehung von Schülerinnen und Schülern mit Be-
hinderungen.

(2) Beratung und Unterstützung beziehen sich auf alle son-
derpädagogischen sowie behinderungsspezifischen Fragestel-
lungen; sie dienen der Stärkung des inklusiven Unterrichts. 
Förder- und Beratungszentren unterstützen Schulen auch bei 
der Planung und Entscheidung über ihre präventiven Maß-
nahmen, mit denen diese drohenden Beeinträchtigungen ent-
gegenwirken.

(3) Förder- und Beratungszentren kooperieren untereinander 
und sind mit weiteren Förderschulen vernetzt, die bei der Er-
füllung des Auftrags als Förder- und Beratungszentrum mit-
wirken (Stammschulen für Beratung).

(4) Förder- und Beratungszentren organisieren die Vernetzung 
und den systematischen fachlichen Austausch der an Schwer-
punktschulen, Förderschulen und anderen Schulen tätigen 
Förderschullehrkräfte. Dazu werden regelmäßige Dienstbe-
sprechungen durchgeführt. Die entsprechenden Konzepte 
werden der Schulbehörde zur Genehmigung vorgelegt.

§  4 
V e r f a h r e n

(1) Die Beauftragung einer Förderschule als Förder- und Be-
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ratungszentrum erfolgt in der Regel auf Antrag des Schulträ-
gers.

(2) Inhalte des Antrags sind:
1.	 der Vorschlag für die Festlegung des Zuständigkeitsbe-

reichs,
2.	 die Begründung des schulischen Bedarfs auf der Grund-

lage der Schulentwicklungsplanung mit Gesamtschau der 
sonderpädagogischen Förderangebote im vorgeschlagenen 
Zuständigkeitsbereich,

3.	 die Beschreibung der Kooperation mit anderen Förder-
schulen und Benennung der beteiligten Schulen, der Ver-
teilung der Aufgaben sowie der fachlichen und regionalen 
Zuständigkeiten,

4.	 das Ergebnis der Abstimmung zwischen den Trägern öf-
fentlicher und privater Schulen,

5.	 das Ergebnis des Beteiligungsverfahrens gemäß § 92 Abs. 6 
SchulG und

6.	 das pädagogisch-fachliche Konzept der Förderschulen für 
das Handlungsfeld Beratung und Unterstützung.

(3) Die Entscheidung trifft die Schulbehörde nach dem schuli-
schen Bedürfnis und legt den Zuständigkeitsbereich fest (§ 92 
Abs. 6 Satz 1 und 4 SchulG). Die Festlegung berücksichtigt, 
ob das Förder- und Beratungszentrum regional oder überregi-
onal ausgerichtet ist. Dabei finden in angemessener Weise die 
Ausdehnung des vorgesehenen Zuständigkeitsbereichs und 
die Zahl der Schülerinnen und Schüler Berücksichtigung.

(4) Im Förderschwerpunkt Sehen können Förder- und Be-
ratungszentren mit Zustimmung des Schulträgers auch als 
Stützpunkt für Beratung in diesem Förderschwerpunkt be-
auftragt werden.

§  5 
P ä d a g o g i s c h - f a c h l i c h e s  K o n z e p t

(1) In das pädagogisch-fachliche Konzept sind alle sonderpä-
dagogischen Förderschwerpunkte und behinderungsspezifi-
schen Aufgabenfelder einzubeziehen.

(2) Mit Genehmigung der Schulbehörde können Förder- und 
Beratungszentren spezielle behinderungsspezifisch ausgerich-
tete Unterrichtsangebote in besonderen Organisationsformen 
konzipieren, insbesondere bezogen auf die Förderschwer-
punkte Hören und Kommunikation, Sehen sowie motori-
sche Entwicklung oder die schulische Berufsorientierung. 
Diese Angebote sollen als zeitlich begrenzte Kurse organisiert 
werden. Sie richten sich an Schülerinnen und Schüler im in-
klusiven Unterricht; sie können auch als schulübergreifende 
Unterrichtsangebote organisiert werden und Schülerinnen 
und Schüler an Förderschulen einbeziehen.

(3) Die Schulbehörde berät die Schulen bei der Erarbeitung 
des Konzepts und begleitet die Umsetzung in der Praxis; sie 
berät den Schulträger bei der Abstimmung der sonderpädago-
gischen Maßnahmen auf die regionalen Gegebenheiten.

§  6 
S o n d e r p ä d a g o g i s c h e  B e r a t u n g  u n d 

U n t e r s t ü t z u n g

(1) Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung durch 
Förder- und Beratungszentren sind ein ergänzendes Angebot 
für Schulen bezogen auf den Unterricht und die individuel-
le Förderplanung für einzelne Schülerinnen und Schüler, 
insbesondere für Schülerinnen und Schüler in den Klassen-
stufen 1 und 5, für die gemäß § 23 Abs. 7 der Schulordnung 
für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schulen vom 

16. Mai 2024 (GVBl. S. 143, BS 223-1-2) in der jeweils gelten-
den Fassung grundsätzlich kein Verfahren zur Feststellung 
des sonderpädagogischen Förderbedarfs eingeleitet wird. 
Hierzu gehören zum Beispiel individuelle, auf sonderpäda-
gogischer Diagnostik basierende Fördermaßnahmen im Un-
terricht, präventive Angebote, Anleitung und Beratung von 
Lehrkräften sowie Netzwerkarbeit und Kooperation mit 
Institutionen. Förderschullehrkräfte und die unterrichtenden 
Lehrkräfte wirken dabei zusammen.

(2) Die Beauftragung der Förderschullehrkräfte erfolgt durch 
die Schulleiterin oder den Schulleiter des Förder- und Bera-
tungszentrums oder der Stammschule für Beratung. Bei ent-
sprechendem Bedarf und Eignung können auch pädagogische 
Fachkräfte beauftragt werden.

(3) Sonderpädagogische Beratung und Unterstützung durch 
Förder- und Beratungszentren erfolgt auf Anfrage und ohne 
dass sonderpädagogischer Förderbedarf festgestellt wurde.

Teil 2 
Schülerinnen, Schüler und Schule

§  7 
R e c h t  a u f  B i l d u n g  u n d  E r z i e h u n g , 

M i t g e s t a l t u n g  d e s  S c h u l l e b e n s

(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen ihr Recht auf 
Bildung und Erziehung in der Schule (§ 3 SchulG) auf der 
Grundlage dieser Schulordnung wahr.

(2) Die Schule geht in ihrer Bildungs- und Erziehungsarbeit 
vom jeweiligen Entwicklungsstand der Schülerinnen und 
Schüler aus.

(3) Die Schule bietet den Schülerinnen und Schülern Hilfen 
und Orientierung, fördert ihre individuelle Entwicklung und 
bereitet auf berufliche und gesellschaftliche Teilhabe sowie 
selbstständige Lebensgestaltung vor. Sie leitet zur Übernahme 
von Werten, Einstellungen und Haltungen im Sinne des § 1 
SchulG an.

(4) Die Schule arbeitet mit Tageseinrichtungen für Kinder, 
Grundschulen, weiterführenden Schulen und berufsbilden-
den Schulen konzeptionell zusammen, um Übergänge zu 
ermöglichen und zu erleichtern. Sie fördert das Schulleben 
durch vielfältige Vorhaben.

(5) Die Schule beteiligt die Schülerinnen und Schüler an der 
Planung und Gestaltung des Unterrichts, des außerunterricht-
lichen Bereichs und der schulischen Gemeinschaft. Die Schü-
lerinnen und Schüler können für alle Bereiche des Schullebens 
Vorschläge unterbreiten.

(6) Die Schülerinnen und Schüler sollen lernen, gestellte An-
forderungen zunehmend selbstständig zu erfüllen, sich eigene 
Aufgaben zu stellen, eigene Leistungen zu erbringen und im 
Rahmen ihrer Möglichkeiten Pflichten zu übernehmen.

(7) Die Schülerinnen und Schüler sollen fähig werden, ihre 
Meinung frei und in Achtung vor der Überzeugung und den 
Rechten anderer zu vertreten.

(8) Die Schule beachtet gemäß § 1 Abs. 4 SchulG in ihrer 
Unterrichts- und Erziehungsarbeit die Gleichstellung der Ge-
schlechter (Gender-Mainstreaming).

§  8 
B e r a t u n g  u n d  U n t e r s t ü t z u n g  d u r c h  d i e 

S c h u l e

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf Bera-
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tung, Förderung sowie Unterstützung durch die Schule in 
allen für die Schullaufbahn und das Schulleben wesentlichen 
Fragen. In schulischen Problemlagen empfiehlt die Schule 
Ansprechpersonen.

(2) Die Schule arbeitet mit der Agentur für Arbeit zusammen 
und ermöglicht Berufsberatung.

(3) Konflikte der Schülerinnen und Schüler untereinander 
sollen möglichst offen in der Gruppe und mit der Klassenlei-
terin oder dem Klassenleiter angesprochen werden. Können 
die Schwierigkeiten so nicht behoben werden, sollen sich die 
Beteiligten oder auch die Eltern an die Schulleiterin oder den 
Schulleiter wenden.

(4) Fühlen sich Schülerinnen oder Schüler von einer Lehrkraft 
ungerecht behandelt, so sollen sie zunächst das klärende Ge-
spräch mit dieser suchen. Sie können ihr Anliegen auch mit 
einer anderen Lehrkraft, der Schulleiterin oder dem Schullei-
ter besprechen. Sie können eine Schülervertreterin oder einen 
Schülervertreter hinzuziehen.

§  9 
I n f o r m a t i o n  d u r c h  d i e  S c h u l e

(1) Die Schule hat die Schülerinnen und Schüler über allge-
meine Regelungen von grundsätzlicher Bedeutung, die sie be-
treffen, zu informieren.

(2) Die Bildungsstandards und schulart- und schulstufenspe-
zifischen Vorgaben für die einzelnen Unterrichtsfächer und 
Lernbereiche, das Qualitätsprogramm sowie das Amtsblatt 
des fachlich zuständigen Ministeriums stehen den Schülerin-
nen und Schülern auf Wunsch zur Einsichtnahme zur Ver-
fügung.

§  1 0 
M e i n u n g s ä u ß e r u n g ,  B e k a n n t m a c h u n g

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben in der Schule das 
Grundrecht auf freie Meinungsäußerung (Artikel 5 Abs. 1 
Satz 1 und Abs. 2 des Grundgesetzes). Innerhalb des Schulge-
ländes sind die Durchführung von Veranstaltungen und das 
Verteilen von Materialien zur Werbung für parteipolitische 
Ziele nicht zulässig.

(2) Verteilung, Bekanntmachung und Aushang von Flugblät-
tern, sonstigen Druckschriften und Mitteilungen von Schü-
lerinnen und Schülern in der Schule regelt die Schulleiterin 
oder der Schulleiter im Benehmen mit der Schülersprecherin 
oder dem Schülersprecher.

§  1 1 
S c h ü l e r z e i t u n g

(1) Die Schule leitet die Schülerinnen und Schüler an, im Rah-
men ihrer Möglichkeiten eine Schülerzeitung herauszugeben. 

(2) Schülerzeitungen sind periodische Druckschriften, die von 
Schülerinnen und Schülern einer oder mehrerer Schulen für 
Schülerinnen und Schüler herausgegeben werden und keinen 
kommerziellen Zwecken dienen.

(3) Die Herausgabe einer Schülerzeitung kann in alleiniger 
Verantwortung der Schülerinnen und Schüler oder im Rah-
men einer schulischen Veranstaltung erfolgen (§ 36 SchulG).

(4) Erfolgt die Herausgabe der Schülerzeitung in alleiniger 
Verantwortung der Schülerinnen und Schüler, so richtet sich 
ihre Verantwortung nach dem Presserecht und den allgemei-
nen Gesetzen. Die beabsichtigte Gründung ist der Schulleite-

rin oder dem Schulleiter anzuzeigen; diese oder dieser setzt 
die Eltern der Schülerinnen und Schüler von deren Absicht, 
in alleiniger Verantwortung eine Schülerzeitung herauszuge-
ben, in Kenntnis. Die Schülerinnen und Schüler können sich 
bei ihrer redaktionellen Tätigkeit durch eine Lehrkraft oder 
einen Elternteil ihres Vertrauens beraten lassen; diese Bera-
tung lässt die alleinige Verantwortung der Schülerinnen und 
Schüler für die Schülerzeitung unberührt.

(5) Die von der Schule angeleitete Herausgabe einer Schüler-
zeitung erfolgt im Rahmen einer schulischen Veranstaltung. 
Ihre Gründung und die Herausgabe einer einzelnen Nummer 
bedürfen keiner Genehmigung. Die beabsichtigte Gründung 
ist der Schulleiterin oder dem Schulleiter anzuzeigen. Sie oder 
er setzt die Eltern der Schülerinnen und Schüler von deren 
Absicht in Kenntnis, im Rahmen einer schulischen Veranstal-
tung eine Schülerzeitung herauszugeben. Die Schülerinnen 
und Schüler arbeiten mit der beratenden Lehrkraft zusammen 
(§ 36 Abs. 3 Satz 1 SchulG).

(6) Die Schule fördert die Arbeit der Schülerzeitung. Sie un-
terrichtet die Redaktion über alle die Schülerschaft betreffen-
den Belange. Sie stellt im Rahmen ihrer Möglichkeiten die 
Räume, nach Absprache mit dem Schulträger auch Geräte 
und Materialien für die Arbeit der Schülerzeitung bereit.

(7) Wird die Schülerzeitung im Rahmen einer schulischen 
Veranstaltung herausgegeben, kann im Einzelfall der Ver-
trieb auf dem Schulgelände bei Verstößen gegen die Grenzen 
der Meinungs- und Pressefreiheit oder den Erziehungs- und 
Bildungsauftrag der Schule eingeschränkt oder untersagt wer-
den. Diese Vertriebsbeschränkungen und Vertriebsverbote 
können nur ausgesprochen werden, wenn pädagogische Ein-
wirkungen wirkungslos geblieben sind; die Redaktion und die 
beratende Lehrkraft sind dazu von der Schulleiterin oder dem 
Schulleiter zu hören. Weiterhin sollen die Schulelternspreche-
rin oder der Schulelternsprecher und die Schülersprecherin 
oder der Schülersprecher gehört werden. Die Entscheidung 
der Schulleiterin oder des Schulleiters ist zu begründen und 
der Redaktion mitzuteilen. Erhebt diese Einwände, hat die 
Schulleiterin oder der Schulleiter umgehend die Entscheidung 
des Schulausschusses herbeizuführen; die Rechte der Schul-
aufsicht bleiben unberührt (§ 36 Abs. 3 Satz 4 und 5 SchulG).

§  1 2 
S c h ü l e r v e r e i n i g u n g e n ,  A r b e i t s -  u n d 

S p i e l g r u p p e n

(1) Vereinigungen, Arbeits- und Spielgruppen von Schüle-
rinnen und Schülern, deren Veranstaltungen nicht zu Schul-
veranstaltungen erklärt sind, erhalten vom Schulträger nach 
Möglichkeit Schulräume zur Verfügung gestellt, sofern für 
die Veranstaltung eine Verantwortliche oder ein Verantwort-
licher benannt ist.

(2) Veranstaltungen der politischen Schülervereinigungen 
sind keine Schulveranstaltungen.

§  1 3 
B e n u t z u n g  s c h u l i s c h e r  E i n r i c h t u n g e n

Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, schulische 
Einrichtungen pfleglich zu benutzen. Sie sind für die Sauber-
keit der Schulgebäude und des Schulgeländes mitverantwort-
lich. Sie haften gegenüber dem Schulträger für Schäden am 
Schulvermögen nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmun-
gen.
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Teil 3 
Eltern und Schule

§  1 4 
Z u s a m m e n w i r k e n  v o n  E l t e r n  u n d  S c h u l e

(1) Die gemeinsame Bildungs- und Erziehungsaufgabe ver-
pflichtet Schule und Eltern zu vertrauensvoller Zusammen-
arbeit. Das Zusammenwirken von Eltern und Schule richtet 
sich nach § 2 SchulG.

(2) Eltern sind die für die Person des Kindes Sorgeberechtig-
ten (§ 37 Abs. 2 SchulG).

(3) Die Eltern unterrichten im Interesse der Schülerin oder des 
Schülers die Schule, wenn besondere Umstände wie längere 
Krankheit, außergewöhnliche Entwicklungsstörungen oder 
besonders ungünstige häusliche Verhältnisse die schulische 
Entwicklung der Schülerin oder des Schülers beeinträchtigen; 
sie entscheiden im Rahmen ihres Erziehungsrechts, welche 
personenbezogenen Daten der Schülerin oder des Schülers sie 
insoweit übermitteln.

(4) Die Schule berät die Eltern in fachlichen, pädagogischen 
und schulischen Fragen, bei Erziehungs- und Lernschwierig-
keiten und bei der Schullaufbahn, insbesondere beim Über-
gang zu einem weiterführenden Bildungsgang. Sie unter-
richtet die Eltern möglichst frühzeitig über ein auffallendes 
Absinken der Leistungen und über sonstige wesentliche, die 
Schülerin oder den Schüler betreffende Vorgänge.

(5) Die Eltern haben Anspruch auf Unterrichtung über die 
Bewertungsmaßstäbe und auf Auskunft über den Leistungs-
stand und die Entwicklung ihres Kindes. Sie haben Anspruch 
auf Einsichtnahme in die ihr Kind betreffenden Unterlagen 
und Anspruch auf Auskunft über die ihr Kind betreffenden 
Daten und die Stellen, an die die Daten übermittelt worden 
sind. Ausgenommen von diesem Einsichts- und Auskunfts-
recht sind pädagogische Notizen der Lehrkräfte und den täg-
lichen Unterrichtsbetrieb begleitende Notizen.

(6) Jede Lehrkraft hält zur Unterrichtung und Beratung der 
Eltern regelmäßig Sprechstunden ab. Den Eltern ist auch au-
ßerhalb der Sprechstunden Gelegenheit zu einem Gespräch 
zu geben. Die Schule kann in regelmäßigen Abständen allge-
meine Elternsprechtage durchführen. Der Termin des Eltern-
sprechtags wird im Einvernehmen mit dem Schulelternbeirat 
festgelegt; der Elternsprechtag findet in der Regel in der un-
terrichtsfreien Zeit statt. Werden in der Schule mindestens 
einmal im Schuljahr protokollierte Gespräche mit Eltern 
und Schülerinnen und Schülern über das Lern-, Arbeits- und 
Sozialverhalten sowie über die Lernentwicklung (Lehrer-
Schüler-Eltern-Gespräche) geführt, kann auf Elternsprechtage 
verzichtet werden.

(7) Die Kenntnisnahme von schriftlichen oder elektronischen 
Mitteilungen der Schule sollen die Eltern schriftlich oder elek-
tronisch bestätigen.

(8) Die Schule hat die Eltern über allgemeine Regelungen von 
grundsätzlicher Bedeutung zu informieren. Die Bildungsstan-
dards und schulart- und schulstufenspezifischen Vorgaben für 
die einzelnen Unterrichtsfächer und Lernbereiche, das Quali-
tätsprogramm sowie das Amtsblatt des fachlich zuständigen 
Ministeriums stehen den Eltern auf Wunsch zur Einsichtnah-
me zur Verfügung.

(9) Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler werden 
nach Maßgabe des § 4 SchulG unterrichtet.

§  1 5 
E l t e r n  i m  U n t e r r i c h t

(1) Die Eltern haben einen Anspruch auf Teilnahme am Un-
terricht und an schulischen Veranstaltungen ihres Kindes 
nach Maßgabe des § 2 Abs. 5 SchulG. Mit Zustimmung des 
Schulelternbeirats (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 4 SchulG) trifft die 
Schulleiterin oder der Schulleiter nach Anhören der Gesamt-
konferenz Regelungen für den Unterrichtsbesuch; in der Se-
kundarstufe I oder Sekundarstufe II bedarf es zudem der Zu-
stimmung der Versammlung der Klassensprecherinnen und 
Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 4 SchulG).

(2) Für den Unterrichtsbesuch gelten folgende Grundsätze:

1.	 Der Unterrichtsbesuch ist insbesondere im Blick auf die 
Zahl der teilnehmenden Eltern und die Häufigkeit der Un-
terrichtsbesuche in der Klasse so zu gestalten, dass die ord-
nungsgemäße Erteilung des Unterrichts gesichert bleibt.

2.	 Über den Zeitpunkt des Unterrichtsbesuchs stimmen sich 
Eltern und Lehrkraft mindestens drei Unterrichtstage vor-
her ab.

3.	 Überprüfungen von Lehrkräften, Lehramtsanwärterinnen 
und Lehramtsanwärtern, die im Rahmen des Unterrichts 
vorgenommen werden, sowie punktuelle schriftliche und 
mündliche Leistungsfeststellungen der Schülerinnen und 
Schüler sind vom Unterrichtsbesuch ausgenommen.

(3) Die Eltern haben über personenbezogene Daten, die ihrer 
Bedeutung nach einer vertraulichen Behandlung bedürfen, 
Verschwiegenheit zu wahren.

(4) In geeigneten Fällen können Eltern in Absprache mit der 
Lehrkraft im Unterricht und in Absprache mit den Verant-
wortlichen an sonstigen Schulveranstaltungen mitarbeiten. 

Teil 4 
Schulverhältnis

§  1 6 
Z u s t ä n d i g e  S c h u l e

(1) Die Schülerinnen und Schüler besuchen die Schule, in 
deren Einzugsbereich sie wohnen. Aus wichtigem pädagogi-
schem oder organisatorischem Grund kann die Schulbehörde 
eine Förderschule mit einem anderen Förderschwerpunkt 
oder in einen anderen Einzugsbereich festlegen.

(2) Die Schulbehörde hört vor der Entscheidung nach § 59 
Abs. 4 Satz 3 SchulG den Schulträger und den Träger der 
Schülerbeförderung an und teilt diesen ihre Entscheidung 
über die zu besuchende Förderschule mit.

(3) Nachdem die Schulbehörde die zu besuchende Förder-
schule gemäß § 59 Abs. 4 Satz 3 SchulG festgelegt hat, melden 
die Eltern ihr Kind an dieser Schule an. 

(4) Die Aufnahme erfolgt in die Klassenstufe, die dem Alter 
entspricht.

(5) Die Aufnahme einer Schülerin oder eines Schülers erfolgt 
zu Beginn des Schuljahres. Eine Aufnahme zu einem anderen 
Zeitpunkt ist nur aus wichtigem Grund zulässig; die Entschei-
dung trifft die Schulbehörde.

(6) Die Aufnahme in die Schule mit dem Förderschwerpunkt 
Sprache ist nur in die Klassenstufe 1 zulässig.

(7) Die aufnehmende Schule bestätigt der zuletzt besuchten 
Schule oder der zuständigen Grundschule, bei der das Kind 
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zum Schulbesuch angemeldet wurde, die Aufnahme der Schü-
lerin oder des Schülers.

§  1 7 
A u f n a h m e

(1) Bei der Aufnahme sollen folgende Daten der Schülerinnen 
und Schüler erhoben werden:
1.	 Familienname,
2.	 Vorname,
3.	 Geburtsdatum,
4.	 Geburtsort,
5.	 Geschlecht,
6.	 Anschrift,
7.	 Telekommunikationsverbindung und E-Mail-Adresse,
8.	 Religionszugehörigkeit,
9.	 Staatsangehörigkeit,
10.	Zuzugsdatum der nicht in Deutschland geborenen Kin-

der,
11.	vorherrschende Familiensprache,
12.	Beeinträchtigungen und Krankheiten, soweit sie für die 

Schule von Bedeutung sind,
13.	Anzahl der Geschwister, 
14.	Angaben über den Besuch einer Tageseinrichtung für Kin-

der, 
15.	Datum der Ersteinschulung.

(2) Darüber hinaus werden Familienname, Vorname, An-
schrift und Telekommunikationsverbindungen der Eltern 
und der Erziehungs- und Pflegebeauftragten (§ 37 Abs. 3 
SchulG) erhoben, ferner die Daten, die zur Herstellung des 
Kontakts in Notfällen erforderlich sind, sowie gegebenenfalls 
Angaben zum elterlichen Sorgerecht.

(3) Die Eltern sowie die volljährigen Schülerinnen und Schü-
ler sind verpflichtet, Veränderungen der Daten nach Absatz 1 
der Schule mitzuteilen.

(4) Auf Anforderung der aufnehmenden Schule sind die Da-
ten nach Absatz 1 und andere für die schulische Arbeit not-
wendige Daten zu übermitteln.

§  1 8 
A u f n a h m e  i n  b e s o n d e r e n  F ä l l e n

Hat für eine Schülerin oder einen Schüler, die oder der nach 
Entscheidung der Eltern eine Förderschule besuchen soll, 
zuvor kein öffentlich-rechtliches Schulverhältnis oder kein 
Schulvertragsverhältnis mit einer staatlich anerkannten Er-
satzschule in Rheinland-Pfalz bestanden, entscheidet die 
Schulbehörde über die zu besuchende Förderschule. § 16 gilt 
entsprechend.

§  1 9 
Z u r ü c k s t e l l u n g  v o m  S c h u l b e s u c h

(1) Auf Antrag der Eltern kann die Schulleiterin oder der 
Schulleiter im Benehmen mit der Schulärztin oder dem Schul-
arzt schulpflichtige Kinder, die bereits gemäß § 16 Abs. 3 an 
einer Förderschule angemeldet sind, aus wichtigem Grund 
vom Schulbesuch zurückstellen (§ 58 Abs. 2 Satz 1 und 2 
SchulG). Eine Zurückstellung soll in der Regel nur vorge-
nommen werden, wenn dies aus gesundheitlichen Gründen 
erforderlich ist (§ 58 Abs. 2 Satz 3 SchulG). Eine Zurückstel-
lung vom Schulbesuch allein wegen unzureichender Deutsch-
kenntnisse ist nicht zulässig. § 11 Abs. 2 der Schulordnung 
für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schulen bleibt 
unberührt.

(2) Der Antrag ist bis zum 15. Mai bei der Schule zu stellen 
und zu begründen. Die Entscheidung der Schulleiterin oder 
des Schulleiters wird den Eltern bis zum 15. Juni schriftlich 
mitgeteilt.

(3) Eine Zurückstellung ist gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1 SchulG 
nur einmal zulässig; sie kann nur für die Dauer eines ganzen 
Schuljahres ausgesprochen werden. Die Zeit der Zurückstel-
lung wird auf die Dauer des Schulbesuchs nicht angerechnet.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann den Besuch 
eines Förderschulkindergartens anordnen oder den Besuch 
einer Tageseinrichtung für Kinder empfehlen. 

§  2 0 
W e c h s e l  d e r  F ö r d e r s c h u l e

Bei einem Wohnsitzwechsel oder einer Änderung des gewöhn-
lichen Aufenthalts besucht die Schülerin oder der Schüler die 
Förderschule, in deren Einzugsbereich sich der neue Wohn-
sitz oder Aufenthaltsort befindet. § 16 gilt entsprechend.

§  2 1 
B e e n d i g u n g  d e s  S c h u l v e r h ä l t n i s s e s

Das Schulverhältnis endet mit dem Abschluss der Schullauf-
bahn, dem Abgang oder dem Ausschluss von der Schule.

Teil 5 
Bildungsgänge und Förderschwerpunkte 

§  2 2 
B i l d u n g s g ä n g e

Folgende Bildungsgänge können an Förderschulen eingerich-
tet werden:
1.	 im Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwicklung: der 

Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung,
2.	 im Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation: die 

Bildungsgänge Grundschule, Berufsreife, qualifizierter 
Sekundarabschluss I, Lernen und ganzheitliche Entwick-
lung,

3.	 im Förderschwerpunkt Lernen: der Bildungsgang Lernen,
4.	 im Förderschwerpunkt motorische Entwicklung: die Bil-

dungsgänge Grundschule, Berufsreife, qualifizierter Sekun-
darabschluss I, Lernen und ganzheitliche Entwicklung,

5.	 im Förderschwerpunkt Sehen: die Bildungsgänge Grund-
schule, Berufsreife, qualifizierter Sekundarabschluss I, Ler-
nen und ganzheitliche Entwicklung,

6.	 im Förderschwerpunkt sozial-emotionale Entwicklung: 
die Bildungsgänge Grundschule, Berufsreife, qualifizierter 
Sekundarabschluss I und Lernen,

7.	 im Förderschwerpunkt Sprache: der Bildungsgang Grund-
schule.

§  2 3 
B i l d u n g s g a n g  G r u n d s c h u l e

Für den Bildungsgang Grundschule gelten die Regelungen 
der Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen vom 
10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219, BS 223-1-37) in der jeweils 
geltenden Fassung zur Leistungsfeststellung und Leistungsbe-
urteilung, zu Zeugnissen, zum Aufsteigen im Klassenverband 
und zum erfolgreichen Besuch der Grundschule.

§  2 4 
B i l d u n g s g a n g  B e r u f s r e i f e  u n d  B i l d u n g s -
g a n g  q u a l i f i z i e r t e r  S e k u n d a r a b s c h l u s s  I

Für die Bildungsgänge Berufsreife und qualifizierter Sekun-
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darabschluss I gelten die für Integrative Realschulen maßgeb-
lichen Regelungen der Übergreifenden Schulordnung vom 
12. Juni 2009 (GVBl. S. 224, BS 223-1-35) in der jeweils gelten-
den Fassung zur Leistungsfeststellung und Leistungsbeurtei-
lung und zu Zeugnissen, Versetzungen und Schulabschlüssen. 
Der Unterricht zum Erwerb des qualifizierten Sekundarab-
schlusses I wird abweichend davon ausschließlich integrativ 
mit einer Fachleistungsdifferenzierung in klasseninternen 
Lerngruppen organisiert. Auch der Unterricht der Klassen-
stufe 10, die zum qualifizierten Sekundarabschluss I führt, fin-
det als klasseninterne Lerngruppe in Klassen der Klassenstufe 
9 statt.

§  2 5 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

S p r a c h e

(1) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache umfasst 
nur die Eingangsstufe (Klassenstufen 1 und 2) der Primarstufe. 
Die Schule legt die Förderung so an, dass der frühestmögli-
che Wechsel in die Grundschule erfolgt. Spätestens nach der 
Klassenstufe 2 wechseln alle Schülerinnen und Schüler in die 
Grundschule. Die Schule arbeitet mit Grundschulen zusam-
men, um den Übergang vorzubereiten und zu begleiten.

(2) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Sprache kann 
einen Förderschulkindergarten führen. Dieser ist organisa-
torisch in die Eingangsstufe integriert; der Einzugsbereich ist 
identisch mit dem der Schule. Der Förderschulkindergarten 
hat die Aufgabe, vom Schulbesuch zurückgestellte Kinder, für 
die nach § 19 Abs. 4 der Besuch eines Förderschulkindergar-
tens angeordnet wurde, so zu fördern, dass sie im folgenden 
Schuljahr erfolgreich am Unterricht im Bildungsgang Grund-
schule teilnehmen können.

§  2 6 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

L e r n e n

(1) Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen sind der 
Primarstufe (Klassenstufen 1 bis 4) und der Sekundarstufe I 
(Klassenstufen 5 bis 9) zugeordnet.

(2) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen ermög-
licht den Anschluss an den Erwerb der Berufsreife.

(3) Sie bereitet Schülerinnen und Schüler darauf vor, auch 
nach dem Erwerb der besonderen Form der Berufsreife in 
Klassenstufe 9 im Rahmen einer Schulzeitverlängerung (§ 34 
der Schulordnung für den inklusiven Unterricht an öffentli-
chen Schulen) die Berufsreife zu erwerben. Die Schülerinnen 
und Schüler werden im Unterricht auf die erhöhten Anforde-
rungen im Bildungsgang Berufsreife vorbereitet.

(4) Die Schule mit dem Förderschwerpunkt Lernen arbeitet 
mit Schulen der Sekundarstufe I zusammen, um den Über-
gang zu diesen Schulen und den Erwerb der Berufsreife vor-
zubereiten und zu begleiten.

§  2 7 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

g a n z h e i t l i c h e  E n t w i c k l u n g

Schulen mit dem Förderschwerpunkt ganzheitliche Entwick-
lung sind der Primarstufe (Klassenstufen 1 bis 4), der Sekun-
darstufe I (Klassenstufen 5 bis 9) und der Sekundarstufe II 
(Klassenstufen 10 bis 12) zugeordnet.

§  2 8 
S c h u l e n  m i t  d e n  F ö r d e r s c h w e r p u n k t e n 

m o t o r i s c h e  E n t w i c k l u n g ,  S e h e n  o d e r 
H ö r e n  u n d  K o m m u n i k a t i o n

Schulen mit dem Förderschwerpunkt motorische Entwick-
lung, Schulen mit dem Förderschwerpunkt Sehen sowie 
Schulen mit dem Förderschwerpunkt Hören und Kommu-
nikation sind im Bildungsgang Grundschule der Primarstufe 
und im Bildungsgang Berufsreife und in der Klassenstufe 10 
zum Erwerb des qualifizierten Sekundarabschlusses I der Se-
kundarstufe I zugeordnet. Für die Bildungsgänge Lernen und 
ganzheitliche Entwicklung gelten die §§ 26 und 27 entspre-
chend.

§  2 9 
S c h u l e  m i t  d e m  F ö r d e r s c h w e r p u n k t 

s o z i a l - e m o t i o n a l e  E n t w i c k l u n g

Schulen mit dem Förderschwerpunkt sozial-emotionale Ent-
wicklung sind im Bildungsgang Grundschule der Primarstufe 
und im Bildungsgang Berufsreife der Sekundarstufe I zugeord-
net. Für den Bildungsgang Lernen gilt § 26 entsprechend.

Teil 6 
Unterricht, Förderung, Ganztagsschule

Abschnitt 1 
Unterricht

§  3 0 
T e i l n a h m e  a m  U n t e r r i c h t  u n d 

a n  s o n s t i g e n  S c h u l v e r a n s t a l t u n g e n

(1) Die Schülerinnen und Schüler sind verpflichtet, den Un-
terricht und die sonstigen für verbindlich erklärten Schulver-
anstaltungen zu besuchen. Die Verpflichtung erstreckt sich 
auch auf die Teilnahme an internationalen, länderübergreifen-
den, landes- sowie schulinternen Vergleichsuntersuchungen. 
Die Schulleiterin oder der Schulleiter, die Lehrkräfte und die 
Eltern überwachen den Schulbesuch.

(2) An Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen sind Schulver-
anstaltungen nur in besonderen Fällen mit Zustimmung der 
Schulleiterin oder des Schulleiters zulässig. Die Teilnahme ist 
freiwillig. Den Schülerinnen und Schülern ist Gelegenheit 
zum Besuch des Gottesdienstes zu geben.

(3) Über Schulveranstaltungen außerhalb der regelmäßigen 
Unterrichtszeit sind die Eltern rechtzeitig zu unterrichten. 
Sofern eine Schülerbeförderung in Betracht kommt, ist auch 
der Träger der Schülerbeförderung zu unterrichten.

(4) Schulpflichtige Schülerinnen und Schüler, die keinen fes-
ten Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben, besu-
chen die Schule des jeweiligen Aufenthaltsortes. Das gilt auch 
für Kinder von Gewerbetreibenden mit festem Wohnsitz, die 
ein Reisegewerbe betreiben, wenn die Kinder sie dabei be-
gleiten. Die Kinder beruflich Reisender, ihre Eltern und die 
zuständigen Lehrkräfte sind verpflichtet, das vom fachlich zu-
ständigen Ministerium zur Verfügung gestellte digitale online-
basierte Lernmanagementsystem mit integrierter Stammda-
tenverwaltung zu nutzen. Der Schulbesuch, die erarbeiteten 
Unterrichtsinhalte, die Ergebnisse der Leistungsfeststellungen 
und individuelle Lernpläne für die Reise sind in dem inte-
grierten digitalen Schultagebuch zu dokumentieren. Weitere 
verpflichtend zu nutzende Funktionalitäten des Lernmanage-
mentsystems sind eine geschützte Informations- und Kommu-
nikationsplattform.
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(5) Erschweren außergewöhnliche wetterbedingte Umstände 
(z. B. Hochwasser, Glatteis oder Windbruch) den Schulbe-
such in erheblichem Maße, so entscheiden die Eltern, ob der 
Schulweg zumutbar ist. Fällt der gesamte Unterricht für die 
Schülerinnen und Schüler aus, so sollen die Eltern nach Mög-
lichkeit darüber unterrichtet werden. Die Grundsätze regelt 
die Schulleiterin oder der Schulleiter mit Zustimmung des 
Schulelternbeirats (§ 40 Abs. 6 Nr. 10 SchulG) unter Berück-
sichtigung der Belange des Trägers der Schülerbeförderung; 
in der Sekundarstufe I und Sekundarstufe II bedarf es zudem 
der Zustimmung der Versammlung der Klassensprecherinnen 
und Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 10 SchulG).

§  3 1 
U n t e r r i c h t s z e i t

(1) Die Schulleiterin oder der Schulleiter legt unter Berück-
sichtigung der Belange des Schulträgers nach Anhören der 
Gesamtkonferenz mit Zustimmung der Klassensprecherin-
nen und Klassensprecher und des Schulelternbeirats sowie 
im Benehmen mit dem Träger der Schülerbeförderung die 
tägliche Unterrichts- und Pausenzeit fest. Rechnerisch sind 
für eine Unterrichtsstunde 45 Minuten anzusetzen. Es ist für 
ausreichend Pausen zu sorgen. 

(2) Die unterrichtende Lehrkraft gestaltet unter Beachtung 
der täglichen Gesamtunterrichtszeit und Gesamtpausenzeit 
und im Rahmen der schulischen Vereinbarungen die Dauer 
von Unterricht und Pausen nach pädagogischen Erfordernis-
sen.

(3) Wirtschaftlichen Erfordernissen im Zusammenhang mit 
der Schülerbeförderung ist Rechnung zu tragen, wenn nicht 
zwingende schulische Belange entgegenstehen. Schulen, für 
die ein gemeinsamer Schulbus eingesetzt wird, sollen sich bei 
der Festlegung von unterrichtsfreien Tagen abstimmen.

(4) Der Unterricht wird auf die Wochentage Montag bis 
Freitag verteilt (Fünf-Tage-Woche). Findet an einem Samstag 
eine verpflichtende Schulveranstaltung statt, kann die Schule 
hierfür einen anderen Unterrichtstag, der zeitlich nach der 
verpflichtenden Schulveranstaltung liegen muss, für schulfrei 
erklären.

(5) Der Unterricht soll nicht vor 7.45 Uhr beginnen. An 
Schulen in Halbtagsform soll der Unterricht für die Klassen-
stufen 1 und 2 nicht vor 12.00 Uhr enden, für die Klassenstu-
fen 3 und 4 nicht vor 13.00 Uhr (volle Halbtagsschule). Die 
Dauer des täglichen Unterrichts soll in der Primarstufe fünf 
und in der Sekundarstufe I sechs Unterrichtsstunden nicht 
überschreiten.

(6) Am letzten Unterrichtstag vor Beginn der Sommerferien 
und am Tag der Ausgabe der Halbjahreszeugnisse kann der 
Unterricht nach der vierten Unterrichtsstunde beendet wer-
den. Kann eine Schülerbeförderung zu diesem früheren Un-
terrichtsende durch den Träger der Schülerbeförderung nicht 
sichergestellt werden, sind die Schülerinnen und Schüler, die 
für die Rückkehr nach Hause auf die Schülerbeförderung an-
gewiesen sind, bis zum üblichen Unterrichtsende dieses Tages 
zu beaufsichtigen.

§  3 2 
U n t e r r i c h t s a n g e b o t

(1) Im Bildungsgang Grundschule, im Bildungsgang Berufs-
reife, im Bildungsgang qualifizierter Sekundarabschluss I und 
im Bildungsgang Lernen umfasst das Unterrichtsangebot in 
der Primarstufe die Unterrichtsfächer und Lernbereiche der 

Grundschule, in der Sekundarstufe I die Pflichtfächer und 
Wahlpflichtfächer der Realschule plus mit Ausnahme der 
zweiten Fremdsprache und der schuleigenen Wahlpflichtan-
gebote. Für den Unterricht in der Klassenstufe 10 zum Er-
werb des qualifizierten Sekundarabschlusses I gilt Satz 1 ent-
sprechend. Die zweite Fremdsprache kann auf der Grundlage 
eines schulischen Konzepts im Bedarfsfall mit Genehmigung 
der Schulbehörde angeboten werden.

(2) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung orientiert 
sich das Unterrichtsangebot an den individuellen Bildungs-
erfordernissen im Hinblick auf Aktivität und Teilhabe und 
ist ebenso an die Unterrichtsfächer und Lernbereiche der 
Grundschule sowie die Pflichtfächer und Wahlpflichtfächer 
der Realschule plus mit Ausnahme der zweiten Fremdsprache 
angelehnt. Der Unterricht wird überwiegend im Fächerver-
bund oder in Aktivitätsbereichen erteilt.

(3) Im Förderschwerpunkt Hören und Kommunikation soll 
die Deutsche Gebärdensprache als schuleigenes Wahlpflicht-
fach und in Bildungsgängen und Klassenstufen ohne Wahl-
pflichtfach als freiwillige Arbeitsgemeinschaft angeboten wer-
den.

(4) In allen Bildungsgängen können Förderunterricht und 
freiwillige Arbeitsgemeinschaften angeboten werden. Bei 
Arbeitsgemeinschaften, die den Einsatz eines zusätzlichen 
Schulbusses erforderlich machen, sollen sich die benachbarten 
Schulen auf einen Schultag verständigen. Die Festlegung ei-
ner freiwilligen Arbeitsgemeinschaft, für die ein zusätzlicher 
Schulbus eingesetzt werden soll, erfolgt im Benehmen mit 
dem Träger der Schülerbeförderung.

(5) Wahlpflichtfächer und die Teilnahme an Arbeitsgemein-
schaften können zu den von der Schule festgelegten Zeitpunk-
ten gewechselt werden. 

(6) Die Schulen ermöglichen darüber hinaus den Schülerinnen 
und Schülern mit speziellen Unterrichtsangeboten, lebens-
praktische Fähigkeiten und soziale Kompetenzen zu erwer-
ben, um ihre volle und gleichberechtigte schulische Teilhabe 
zu erleichtern, insbesondere das Erlernen von Brailleschrift, 
alternativer Schrift, ergänzenden oder alternativen Formen, 
Mitteln und Formaten der Kommunikation, das Erlernen der 
Deutschen Gebärdensprache sowie den Erwerb von Orientie-
rungs- und Mobilitätsfähigkeiten.

§  3 3 
A u f s i c h t

(1) Die Schülerinnen und Schüler unterliegen während der 
Unterrichtsstunden, der Pausen und Freistunden, während 
der Teilnahme an sonstigen schulischen Veranstaltungen so-
wie während einer angemessenen Zeit vor und nach diesen 
schulischen Veranstaltungen der Aufsicht der Schule. Das 
Gleiche gilt für die vor Unterrichtsbeginn und nach Unter-
richtsende in der Schule entstehenden Wartezeiten der Schü-
lerinnen und Schüler im Rahmen der allgemeinen Schülerbe-
förderung.

(2) Die Aufsicht kann durch die Schulleiterin oder den Schul-
leiter, die Lehrkräfte und die sonstigen mit der Aufsicht be-
trauten Personen – das können auch Eltern sein, die sich dazu 
bereit erklärt haben – ausgeübt werden. An die Weisungen 
dieser Personen sind die Schülerinnen und Schüler gebunden. 

(3) Die Schülerinnen und Schüler dürfen während der Schul-
zeit das Schulgelände nur mit Erlaubnis einer Lehrkraft ver-
lassen.
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§  3 4 
S c h u l v e r s ä u m n i s s e

(1) Sind Schülerinnen und Schüler verhindert, am Unterricht 
oder an sonstigen für verbindlich erklärten Schulveranstal-
tungen teilzunehmen, haben sie oder im Falle der Minderjäh-
rigkeit die Eltern die Schule unverzüglich zu benachrichtigen 
und die Gründe spätestens am dritten Tag schriftlich darzule-
gen. Die zusätzliche Vorlage von Nachweisen, in besonderen 
Fällen von ärztlichen, ausnahmsweise von schulärztlichen 
Attesten, kann verlangt werden. Bei unentschuldigtem Fern-
bleiben von minderjährigen Schülerinnen und Schülern sind 
die Eltern unverzüglich zu benachrichtigen.

(2) Das Fernbleiben vom Unterricht oder von sonstigen 
Pflichtveranstaltungen wird in der Schülerliste oder im Klas-
senbuch festgehalten.

§  3 5 
B e u r l a u b u n g ,  s c h u l f r e i e  T a g e

(1) Eine Beurlaubung vom Unterricht und von sonstigen für 
verbindlich erklärten schulischen Veranstaltungen kann aus 
wichtigem Grund erfolgen. Die aus religiösen Gründen erfor-
derliche Beurlaubung ist zu gewähren.

(2) Eine Beurlaubung von einzelnen Unterrichtsstunden ge-
währt die zuständige Lehrkraft. Bis zu drei Unterrichtstagen 
beurlaubt die Klassenleiterin oder der Klassenleiter, in ande-
ren Fällen die Schulleiterin oder der Schulleiter. Beurlaubun-
gen unmittelbar vor oder nach den Ferien sollen nicht aus-
gesprochen werden; Ausnahmen kann die Schulleiterin oder 
der Schulleiter gestatten. Die Vorlage einer schriftlichen oder 
elektronischen Begründung und die Vorlage von Nachweisen 
kann verlangt werden.

(3) Das fachlich zuständige Ministerium kann schulfreie Tage 
festlegen.

§  3 6 
N i c h t t e i l n a h m e  a m  S p o r t u n t e r r i c h t

(1) Schülerinnen und Schüler nehmen am Sportunterricht 
nicht teil, wenn ihr Gesundheitszustand dies erfordert. 

(2) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann in Abstim-
mung mit der Sportlehrkraft festlegen, dass die Schülerin oder 
der Schüler am Unterricht einer anderen Klasse teilnimmt.

(3) Die Vorlage einer schriftlichen Begründung und die Vor-
lage von Nachweisen, insbesondere von ärztlichen und aus-
nahmsweise auch von schulärztlichen Attesten, kann verlangt 
werden.

§  3 7 
R e l i g i o n s -  u n d  E t h i k u n t e r r i c h t

(1) Die Schülerinnen und Schüler nehmen am Religionsun-
terricht ihres Bekenntnisses teil. Die Teilnahme kann von 
den Eltern, ab der Vollendung des 14. Lebensjahres von den 
Schülerinnen und Schülern schriftlich abgelehnt werden. Die 
Abmeldung minderjähriger Schülerinnen und Schüler ist den 
Eltern mitzuteilen.

(2) Auf schriftlichen Antrag können Schülerinnen und Schü-
ler, die keiner Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören, 
am Religionsunterricht eines Bekenntnisses teilnehmen, wenn 
die betroffene Kirche oder Religionsgemeinschaft es gestattet. 
Dies gilt entsprechend für die Schülerinnen und Schüler, die 
einer Kirche oder Religionsgemeinschaft angehören, für die 
aber aus zwingenden Gründen Religionsunterricht ihres Be-

kenntnisses nicht eingerichtet werden kann. Die Entschei-
dung über die Teilnahme am Religionsunterricht trifft die 
für den Religionsunterricht zuständige Lehrkraft im Auftrag 
der Kirche oder Religionsgemeinschaft. Sofern minderjährige 
Schülerinnen und Schüler, die das 14. Lebensjahr nicht voll-
endet haben, den Antrag auf Teilnahme stellen, ist das Ein-
verständnis der Eltern einzuholen. Der Antrag soll zu Beginn 
eines Schulhalbjahres gestellt werden und kann in der Regel 
nur zu Beginn eines neuen Schulhalbjahres zurückgenommen 
werden. Die Leistungen der Schülerinnen und Schüler wer-
den bewertet.

(3) Im Einvernehmen mit den betroffenen Kirchen oder Reli-
gionsgemeinschaften können Regelungen für den Besuch des 
Religionsunterrichts eines anderen Bekenntnisses getroffen 
werden.

(4) Schülerinnen und Schüler, die am Religionsunterricht 
nicht teilnehmen, besuchen den Ethikunterricht. Schülerin-
nen und Schüler einer Religionsgemeinschaft, für die kein 
Religionsunterricht an der Schule eingerichtet ist und die in 
vergleichbarem Umfang an einem von der Schulbehörde als 
entsprechend anerkannten Unterricht teilnehmen, sind von 
der Pflicht zum Besuch des Ethikunterrichts befreit.

Abschnitt 2 
Unterrichtsangebot

§  3 8 
G r u n d s a t z

(1) Der Unterricht erfolgt im Klassenverband sowie in nach 
Neigung differenzierten Gruppen oder klasseninternen Lern-
gruppen.

(2) Beim Unterricht im Klassenverband soll durch innere Dif-
ferenzierung auf die unterschiedlichen Lernvoraussetzungen 
der Schülerinnen und Schüler eingegangen werden.

(3) In der Förderschule trägt die Klassenlehrkraft besondere 
pädagogische Verantwortung.

§  3 9 
B e r u f s o r i e n t i e r u n g

(1) Die Förderschule arbeitet mit anderen allgemeinbildenden 
Schulen, berufsbildenden Schulen und der Agentur für Arbeit 
zusammen und ermöglicht Maßnahmen zur Berufsberatung.

(2) Schulische Berufsorientierung findet für alle Schülerinnen 
und Schüler schwerpunktmäßig in den Klassenstufen 7 bis 9 
statt, dazu gehören insbesondere geeignete Formen des Pra-
xislernens.

(3) Im Bildungsgang ganzheitliche Entwicklung wird die schu-
lische Berufsorientierung in den Klassenstufen 10 bis 12 fort-
geführt und mit dem Ziel des Übergangs in eine berufliche 
Tätigkeit vertieft. Die Schulen bereiten auf diesen Übergang 
vor und wirken an der Gestaltung mit. Dabei arbeiten sie mit 
außerschulischen Einrichtungen und Institutionen gemäß 
§ 19 SchulG zusammen.

Abschnitt 3 
Förderung

§  4 0 
F ö r d e r u n g  v o n  S c h ü l e r i n n e n  u n d 

S c h ü l e r n  m i t  M i g r a t i o n s h i n t e r g r u n d

(1) Die Vermittlung der deutschen Sprache und eine rasche 
schulische Eingliederung von Schülerinnen und Schülern mit 
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Migrationshintergrund sind vordringliche pädagogische Auf-
gaben des Unterrichts. Schülerinnen und Schüler mit unzu-
reichenden Deutschkenntnissen sollen im Rahmen der per-
sonellen Möglichkeiten eine zusätzliche Förderung erhalten.

(2) Zur Förderung der sprachlichen und kulturellen Persön-
lichkeitsbildung soll den Schülerinnen und Schülern im Rah-
men der personellen und organisatorischen Möglichkeiten 
zusätzlich Unterricht in ihrer Herkunftssprache angeboten 
werden, der bei Versetzungen, Abschlüssen und Berechtigun-
gen berücksichtigt werden kann.

(3) Das Nähere regelt das fachlich zuständige Ministerium.

Abschnitt 4 
Ganztagsschule

§  4 1 
G a n z t a g s s c h u l e

(1) Die weiteren schulischen Angebote und die außerunter-
richtliche Betreuung in der Ganztagsschule (§ 14 SchulG) 
sollen in einem der pädagogischen Zielsetzung angemessenen 
Verhältnis zum Unterricht stehen. Die Festlegung der Un-
terrichtszeit und der Zeiten für weitere schulische Angebote 
gemäß § 14 Abs. 1 SchulG erfolgt nach § 31.

(2) Bei Ganztagsschulen in Angebotsform und in verpflichten-
der Form wird ein Mittagessen angeboten; bei Ganztagsschu-
len in offener Form kann ein Mittagessen angeboten werden.

(3) Für Ganztagsschulen in verpflichtender Form gilt § 31 mit 
folgender Maßgabe:
1.	 die Schulzeit an den Nachmittagen soll nicht vor 15.00 

Uhr und nicht nach 17.00 Uhr enden;
2.	 die tägliche Unterrichtszeit soll in der Primarstufe acht 

Unterrichtsstunden, in der Sekundarstufe I und in der Se-
kundarstufe II neun Unterrichtsstunden nicht überschrei-
ten;

3.	 der Samstag und mindestens der Nachmittag eines weite-
ren Tages müssen von verpflichtenden Veranstaltungen 
freigehalten werden.

(4) Für Ganztagsschulen in Angebotsform gilt Absatz 3 ent-
sprechend; die Schulzeit muss sich an vier Tagen einer Wo-
che über acht Stunden, in der Regel von 8.00 Uhr bis 16.00 
Uhr erstrecken. Die weiteren schulischen Angebote sollen 
unterrichtsbezogene Ergänzungen einschließlich pädagogi-
scher Unterstützung bei den Hausaufgaben, themenbezogene 
Vorhaben und Projekte, Förderung und Freizeitgestaltung 
umfassen.

(5) An Ganztagsschulen in offener Form richtet sich die Orga-
nisation des Unterrichts nach § 31.

(6) Eine Ganztagsschule in Angebotsform oder in verpflich-
tender Form kann zusätzlich außerunterrichtliche Betreuung 
im Rahmen einer Ganztagsschule in offener Form anbieten 
oder, in der Regel in Kooperation mit einem Hort, auch in 
den Ferien Betreuungsangebote vorhalten.

(7) Die Förderschulformen sind Ganztagsschulen in ver-
pflichtender Form; ausgenommen hiervon sind die Schulen 
mit dem Förderschwerpunkt Lernen, die in Halbtagsform 
oder als Ganztagsschulen geführt werden (§ 14 Abs. 4 Satz 1 
SchulG). Auf Antrag des Schulträgers können Ausnahmen 
von Satz 1 Halbsatz 1 zugelassen werden; die Entscheidung 
trifft die Schulbehörde (§ 14 Abs. 4 Satz 2 SchulG).

Teil 7 
Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung

§  4 2 
G r u n d l a g e n  d e s  U n t e r r i c h t s

(1) Unterricht zielt auf die ganzheitliche Förderung der Schü-
lerinnen und Schüler, er umfasst den kognitiven, den sozial-
emotionalen sowie den psychomotorischen Bereich. Jede 
Schülerin und jeder Schüler ist entsprechend den individuel-
len Lernvoraussetzungen und Entwicklungsmöglichkeiten zu 
fördern.

(2) Die oberste Schulbehörde legt insbesondere durch Bil-
dungsstandards, schulart- und schulstufenspezifische Vorga-
ben für die einzelnen Unterrichtsfächer und Lernbereiche 
sowie Stundentafeln das Nähere über die Bildungs-, Erzie-
hungs- und Lernziele fest. Die Schulen erstellen schuleigene 
Arbeitspläne, die sich an diesen Vorgaben orientieren und zu-
sammen mit der individuellen Förderplanung die Grundlagen 
des Unterrichts bilden.

(3) Für den zieldifferenten Unterricht gelten die Regelungen 
zur Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung der Schul-
ordnung für den inklusiven Unterricht an öffentlichen Schu-
len in der jeweils geltenden Fassung.

§  4 3 
G r u n d l a g e n  d e r  L e i s t u n g s f e s t s t e l l u n g  u n d 

L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung werden ge-
mäß § 25 Abs. 1 SchulG durch die pädagogische Verantwor-
tung und die Freiheit der Lehrkraft bestimmt. Leistungen von 
Schülerinnen und Schülern sind als Schritte und Resultate im 
Lernprozess zu sehen.

(2) Leistungsfeststellung und Leistungsbeurteilung dienen 
dem Aufbau und der Sicherung von Leistungsbereitschaft und 
Leistungsfähigkeit und der Förderung eines positiven Selbst-
bildes der eigenen Fähigkeiten. Die Schule entspricht dem 
durch differenzierte Leistungsanforderungen, Leistungsfest-
stellungen und Leistungsbeurteilungen. Leistungsfeststellung 
und Leistungsbeurteilung orientieren sich in erster Linie an 
den einzelnen Schülerinnen und Schülern und deren indivi-
duellem Lernfortschritt.

(3) Bei der Leistungsfeststellung und der Leistungsbeurteilung 
sind vielfältige mündliche, schriftliche und praktische Beiträ-
ge zu berücksichtigen. Alle zur Leistungsfeststellung herange-
zogenen Arbeitsformen müssen im Unterricht geübt worden 
sein.

(4) Die Leistungsbeurteilung erfolgt punktuell oder epochal.

§  4 4 
H a u s a u f g a b e n

(1) Die Schulen legen Grundsätze über den Umfang und die 
Verteilung von Hausaufgaben fest; die Beteiligungen nach 
§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 3 und § 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 3 SchulG 
sind zu beachten. Dabei berücksichtigen sie, dass Hausaufga-
ben selbstständig bewältigt werden können, der Leistungsfä-
higkeit und der Belastbarkeit der Schülerinnen und Schüler 
angemessen sind und Interessen und Neigungen der Schüle-
rinnen und Schüler einbezogen werden.

(2) Die Lehrkräfte berücksichtigen die tägliche Gesamtbelas-
tung der Schülerinnen und Schüler angemessen. In den Klas-
senstufen 1 und 2 soll für das Anfertigen der Hausaufgaben 
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insgesamt nicht mehr als eine halbe Stunde, in den Klassen-
stufen 3 und 4 nicht mehr als eine Stunde benötigt werden.

(3) Angefertigte Hausaufgaben werden im Unterricht bespro-
chen und zumindest stichprobenweise überprüft. Ein schrift-
liches Abfragen der Hausaufgaben darf sich höchstens auf die 
Hausaufgaben der letzten beiden Unterrichtsstunden bezie-
hen und nicht länger als zehn Minuten dauern.

(4) An Ganztagsschulen in verpflichtender Form ist in der Re-
gel von Hausaufgaben abzusehen. Während des Unterrichts 
sind entsprechende Phasen der Übung, Wiederholung, Ver-
tiefung oder Vorbereitung vorzusehen.

(5) Ferien sind von Hausaufgaben freizuhalten.

§  4 5 
K l a s s e n a r b e i t e n  u n d  s c h r i f t l i c h e 

Ü b e r p r ü f u n g e n

(1) Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen dienen 
der individuellen Leistungsfeststellung und Leistungsbeurtei-
lung.

(2) In den Klassenstufen 1 und 2 des Bildungsgangs Lernen ist 
von schriftlichen Überprüfungen abzusehen. In den Klassen-
stufen 3 und 4 dieses Bildungsgangs finden schriftliche Über-
prüfungen in den Fächern Deutsch und Mathematik statt und 
ab der Klassenstufe 5 finden schriftliche Überprüfungen zu-
nehmend auch in den anderen Fächern statt.

§  4 6 
L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

Die Leistungsbeurteilung erfolgt durch die unterrichtenden 
Lehrkräfte auf der Grundlage von Beurteilungskriterien, über 
die die Schülerinnen und Schüler informiert worden sind. 
Hält die Schulleiterin oder der Schulleiter in Ausnahmefällen 
die Änderung einer Leistungsbeurteilung für notwendig, ist 
das Einverständnis mit der Lehrkraft anzustreben. Kommt 
eine Einigung nicht zustande, entscheidet die Schulleiterin 
oder der Schulleiter im Benehmen mit der Klassenkonferenz.

§  4 7 
B e k a n n t g a b e  d e r  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g , 

R ü c k g a b e  v o n  A r b e i t e n  d e r  S c h ü l e r i n n e n 
u n d  S c h ü l e r

(1) Die Schülerinnen und Schüler haben das Recht auf Aus-
kunft über ihren Leistungsstand, die Bekanntgabe der Bewer-
tungsmaßstäbe und auf Begründung der Leistungsbeurteilung.

(2) Leistungsbewertungen für mündliche Leistungsnachwei-
se werden bis zum Ende der Unterrichtsstunde oder in der 
nächsten Unterrichtsstunde bekannt gegeben. Epochale Leis-
tungsbewertungen sind nach Abschluss der Unterrichtsein-
heit mitzuteilen.

(3) Klassenarbeiten und schriftliche Überprüfungen werden 
den Schülerinnen und Schülern ausgehändigt. Die Eltern 
minderjähriger Schülerinnen und Schüler sollen Kenntnis 
nehmen.

(4) Werden die Arbeiten nicht rechtzeitig zurückgegeben, 
kann die Aushändigung weiterer Arbeiten an die Schülerin 
oder den Schüler unterbleiben. Die Eltern minderjähriger 
Schülerinnen und Schüler sind davon zu unterrichten.

(5) Klassenarbeiten, schriftliche Überprüfungen und Schü-
lerarbeiten in den künstlerischen Fächern sind am Ende des 
Schuljahres zurückzugeben. Aus wichtigem Grund kann die 

Schule die Arbeiten länger behalten.

Teil 8 
Zeugnisse

§  4 8 
B e g r i f f  d e s  Z e u g n i s s e s

Das Zeugnis einer Schülerin oder eines Schülers ist ein ur-
kundlicher Nachweis, in dem die sozialen, methodischen 
und fachlichen Kompetenzen sowie die Leistungsbeurteilung 
in den Lernbereichen und Unterrichtsfächern (Pflichtfächer, 
Wahlpflichtfächer) und sonstige wichtige Aussagen über ei-
nen Unterrichtsabschnitt zusammengefasst werden.

§  4 9 
G r u n d s a t z

(1) Im Bildungsgang Berufsreife und im Unterricht in der 
Klassenstufe 10 zum Erwerb des qualifizierten Sekundarab-
schluss I werden die Zeugnisnoten durch eine verbale Beur-
teilung ergänzt.

(2) Wenn in einzelnen Fächern oder Lernbereichen die An-
forderungen des Bildungsgangs Grundschule oder Berufsreife 
erreicht werden, wird dies abweichend von § 44 Abs. 3 der 
Schulordnung für den inklusiven Unterricht an öffentlichen 
Schulen in der Leistungsbeurteilung entsprechend beschrie-
ben.

§  5 0 
A r t e n  u n d  I n h a l t  d e r  Z e u g n i s s e , 

Z e u g n i s a u s g a b e

(1) Zeugnisse werden als Halbjahreszeugnisse, Jahreszeugnis-
se, Abgangszeugnisse oder Abschlusszeugnisse ausgestellt. 

(2) In den Klassenstufen 1 und 2 wird in den Förderschwer-
punkten Lernen und ganzheitliche Entwicklung kein Halb-
jahreszeugnis ausgestellt.

(3) Zum Halbjahr der Klassenstufe 2 ist mit den Eltern ein 
Gespräch über das Lern-, Arbeits- und Sozialverhalten sowie 
über die Lernentwicklung in den Fächern und Lernbereichen 
zu führen und zu protokollieren (Lehrer-Schüler-Eltern-Ge-
spräch). Die Eltern sollen von dem Protokoll Kenntnis neh-
men. Sofern eine Teilnahme der Schülerin oder des Schülers 
an diesem Gespräch nicht angezeigt ist, wird mit der Schüle-
rin oder dem Schüler ein separates Gespräch geführt. Zum 
Halbjahr der anderen Klassenstufen kann ein Lehrer-Schüler-
Eltern-Gespräch anstelle eines Halbjahreszeugnisses geführt 
werden.

(4) Pflichtfächer und Wahlpflichtfächer sind als solche kennt-
lich zu machen.

(5) Eine Bemerkung über besondere Leistungen und Aktivi-
täten der Schülerinnen und Schüler im sozialen Bereich in-
nerhalb und außerhalb der Schule soll in das Zeugnis oder in 
eine Anlage zum Zeugnis aufgenommen werden, wenn die 
Schülerinnen und Schüler damit einverstanden sind oder es 
wünschen und, sofern erforderlich, belegen.

(6) Halbjahreszeugnisse und Jahreszeugnisse enthalten zusätz-
lich Angaben über Mitarbeit und Verhalten sowie Bemerkun-
gen, die für die Schullaufbahn der Schülerin oder des Schülers 
von Bedeutung sind.

(7) Ein Abgangszeugnis wird Schülerinnen und Schülern aus-
gestellt, die eine Schule ohne Abschluss verlassen. Liegt zum 
Zeitpunkt des Abgangs das letzte Halbjahreszeugnis oder 
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Jahreszeugnis weniger als acht Unterrichtswochen zurück, 
so ist der darin enthaltene Leistungsstand im Abgangszeug-
nis aufzuführen, sonst der Leistungsstand zum Zeitpunkt der 
Zeugnisausstellung.

(8) Halbjahreszeugnisse werden am letzten Freitag des Monats 
Januar, Jahreszeugnisse am letzten Unterrichtstag des Schul-
jahres ausgegeben.

(9) Ein Elternteil, im Falle der Volljährigkeit die Schülerin 
oder der Schüler selbst, bestätigt durch Unterschrift die 
Kenntnisnahme des Zeugnisses.

(10) Schülerinnen und Schüler der Abschlussklasse innerhalb 
der Sekundarstufe I sowie Schülerinnen und Schüler anderer 
Klassen der Sekundarstufe I oder der Sekundarstufe II, die die 
Schule verlassen, erhalten ihr Zeugnis bis zu einer Woche vor 
Beginn der Sommerferien.

§  5 1 
F e s t s e t z u n g  d e r  Z e u g n i s n o t e n  u n d  d e r 

v e r b a l e n  L e i s t u n g s b e u r t e i l u n g

(1) Die Leistungsbeurteilung erfolgt durch die Lehrkraft, die 
das Fach unterrichtet (Fachlehrkraft). Unterrichten Lehrkräf-
te gemeinsam, legen sie die Leistungsbeurteilung gemeinsam 
fest.

(2) Die Fachlehrkraft hat ihre Beurteilungsgrundlage auf Ver-
langen der Schulleiterin oder dem Schulleiter offenzulegen.

(3) Die Schulleiterin oder der Schulleiter achtet im Rahmen 
der Dienstordnung auf die Koordination der Leistungsbeur-
teilung.

§  5 2 
B e w e r t u n g  v o n  M i t a r b e i t  u n d  V e r h a l t e n

Mitarbeit und Verhalten werden aufgrund der Vorschläge der 
einzelnen Lehrkräfte durch die Klassenkonferenz unter Vor-
sitz der Schulleiterin oder des Schulleiters oder der Vertrete-
rin oder des Vertreters bewertet.

§  5 3 
Z e u g n i s a u s s t e l l u n g

(1) Die Zeugnisse enthalten die Bezeichnung der Schule (§ 91 
Abs. 5 SchulG), Vor- und Familiennamen der Schülerin oder 
des Schülers, Klasse und Schuljahr sowie die Bezeichnung als 
Halbjahres-, Jahres-, Abgangs- oder Abschlusszeugnis.

(2) Im Abschlusszeugnis und im Abgangszeugnis sind auch 
Geburtsdatum und Geburtsort der Schülerin oder des Schü-
lers anzugeben.

(3) Zeugnisse werden handschriftlich oder maschinell aus-
gefertigt und dürfen keine Korrektur enthalten. Sie werden 
handschriftlich von der Schulleiterin oder dem Schulleiter 
und von der Klassenleiterin oder dem Klassenleiter oder ihren 
Vertreterinnen oder Vertretern unterzeichnet. Bei Klassenlei-
tung durch eine pädagogische Fachkraft werden die Zeugnisse 
in Zusammenarbeit mit der zuständigen Förderschullehrkraft 
erstellt und von beiden unterzeichnet. Die Verwendung von 
Faksimilestempeln ist unzulässig. Die Zeugnisse tragen das 
Datum des Ausstellungstags. Abschlusszeugnisse und Ab-
gangszeugnisse sind mit dem Siegel der Schule zu versehen. 
Von Abgangszeugnissen und Abschlusszeugnissen verwahrt 
die Schule eine Zweitschrift. Die Angaben der übrigen Zeug-
nisse müssen aus den über die Schülerin oder den Schüler zu 
führenden Unterlagen ersichtlich sein.

(4) Die Fachbezeichnungen und das für die Leistungsbeurtei-
lung vorgesehene Feld sind bei Fächern, die nach der Stun-
dentafel nicht erteilt werden, bei Wahlpflichtfächern, die die 
Schülerin oder der Schüler nicht gewählt hat, sowie bei dem 
Fach Religion, wenn die Schülerin oder der Schüler vom Un-
terricht abgemeldet ist, zu streichen.

(5) Bei Fächern, in denen die Schülerin oder der Schüler vom 
Unterricht befreit wurde, ist dies anstelle der Leistungsbeur-
teilung zu vermerken.

(6) Bei sonstigen freiwilligen Unterrichtsveranstaltungen ist 
an die Stelle einer Leistungsbeurteilung ein Vermerk über die 
Teilnahme aufzunehmen. Bei Herkunftssprachenunterricht 
wird die Leistungsbeurteilung der Schülerinnen und Schüler 
in diesem Unterricht in der der Klassenstufe entsprechenden 
Form in das Zeugnis aufgenommen. Auf Wunsch der Eltern 
kann stattdessen eine gesonderte Bescheinigung ausgestellt 
werden.

(7) In Halbjahres- und Jahreszeugnissen ist die Zahl der ent-
schuldigt und unentschuldigt versäumten Unterrichtstage zu 
vermerken. Im Jahreszeugnis sind die Fehltage des gesamten 
Schuljahres einzutragen.

(8) Die Ausstellung von Zeugnissen in elektronischer Form 
ist ausgeschlossen.

Teil 9 
Abstimmungen

§  5 4 
A b s t i m m u n g s v e r f a h r e n  d e r 

K l a s s e n k o n f e r e n z

(1) Bei den Abstimmungen der Klassenkonferenz nach dieser 
Schulordnung entfällt auf jedes Fach der betroffenen Schüle-
rin oder des betroffenen Schülers eine Stimme. Unterrichten 
mehrere Lehrkräfte die Schülerin oder den Schüler in einem 
Fach, so haben diese in Bezug auf dieses Fach nur eine ge-
meinsame Stimme. Stimmenthaltung ist nicht zulässig. Die 
oder der Vorsitzende hat Stimmrecht. Bei Stimmengleichheit 
entscheidet die Stimme der oder des Vorsitzenden. Das Ver-
fahren richtet sich nach der Konferenzordnung.

(2) Ein Mitglied der Klassenkonferenz kann bei Abstimmun-
gen, die Angehörige im Sinne von § 20 Abs. 5 des Verwal-
tungsverfahrensgesetzes betreffen, nicht tätig werden.

(3) Für Abstimmungen bei Ordnungsmaßnahmen gilt die 
Konferenzordnung.

Teil 10 
Datenverarbeitung, Datenschutz

§  5 5 
V e r a r b e i t u n g  p e r s o n e n b e z o g e n e r  D a t e n

(1) Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten, insbe-
sondere ihre Übermittlung an Dritte, richtet sich nach § 67 
SchulG.

(2) Die bei der Aufnahme erhobenen Daten sowie die sich im 
Rahmen des Schulverhältnisses ergebenden personenbezoge-
nen Daten dürfen für die Verwaltungsaufgaben der Schule, 
insbesondere für die Erstellung von Zeugnissen und für die 
schulische Korrespondenz, verarbeitet werden.

(3) Absatz 2 gilt nicht für personenbezogene Daten über be-
sondere außerunterrichtliche, insbesondere schulärztliche, 
schulzahnärztliche und schulpsychologische Maßnahmen 
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(§ 64 Abs. 3 SchulG) sowie über Ordnungsmaßnahmen. Au-
tomatische Textverarbeitung ist in diesen Fällen zulässig, so-
fern die Daten nicht gespeichert, sondern unverzüglich nach 
Fertigstellung des jeweiligen Textes gelöscht werden.

(4) Personenbezogene Daten dürfen auf privateigenen Da-
tenverarbeitungsgeräten von Lehrkräften zu dienstlichen 
Zwecken verwendet werden, wenn die Schulleiterin oder der 
Schulleiter dies im Einzelfall genehmigt hat, das Einverständ-
nis dafür vorliegt, dass das Datenverarbeitungsgerät unter den 
gleichen Bedingungen wie dienstliche Geräte kontrolliert 
werden kann, und den Belangen des Datenschutzes Rechnung 
getragen ist.

(5) Den Eltern kann zu Beginn eines Schuljahres eine Liste 
mit Namen, Anschrift mit Telekommunikationsverbindung 
und E-Mail-Adresse der Eltern sowie den Namen der Kinder 
der Klasse übergeben werden, soweit der Aufnahme in diese 
Liste nicht widersprochen wird. Auf das Recht jeder betrof-
fenen Person, der Aufnahme ihrer Daten zu widersprechen, 
ist hinzuweisen.

(6) In Klassenbüchern und Kursbüchern können eingetragen 
werden:
1.	 Namen und Geburtsdatum der Schülerinnen und Schüler,
2.	 Teilnahme an Schulveranstaltungen,
3.	 Vermerk über unentschuldigtes und entschuldigtes Fern-

bleiben und über Beurlaubung,
4.	 erzieherische Einwirkungen gemäß § 62 Abs. 1,
5.	 Namen und Anschrift der Eltern,
6.	 Angaben zur Herstellung des Kontakts in Notfällen.

(7) Gibt eine Schule für die Schülerinnen, Schüler und Eltern 
Dokumentationen, insbesondere Jahresberichte, heraus, so 
dürfen darin folgende personenbezogene Daten enthalten 
sein:
1.	 Namen, Geburtsdatum, Jahrgangsstufe und Klasse der 

Schülerinnen und Schüler,
2.	 Namen, Lehrbefähigung und Verwendung der einzelnen 

Lehrkräfte,
3.	 Angaben über besondere schulische Tätigkeiten und 

Funktionen der einzelnen Lehrkräfte, Schülerinnen, Schü-
ler und Eltern.

(8) Die Schule kann ehemaligen Schülerinnen und Schülern 
die zur Organisation eines Treffens geeigneten personenbe-
zogenen Daten von ehemaligen Schülerinnen, Schülern und 
Lehrkräften übermitteln.

§  5 6 
S i c h e r u n g  u n d  A u f b e w a h r u n g 

p e r s o n e n b e z o g e n e r  D a t e n

(1) Werden personenbezogene Daten von Schülerinnen und 
Schülern sowie deren Eltern verarbeitet, hat die Schule die er-
forderlichen technischen und organisatorischen Maßnahmen 
zu treffen, um sicherzustellen, dass bei der Datenverarbeitung 
der Zugriff Unbefugter verhindert wird. Für personenbezo-
gene Daten, die nicht automatisiert verarbeitet werden, ist si-
cherzustellen, dass sie nur denen zugänglich gemacht werden, 
die sie für die Erfüllung ihrer dienstlichen Aufgaben benö-
tigen. Im Unterricht eingesetzte Computer sollen nicht für 
schulinterne Verwaltung genutzt werden.

(2) Personenbezogene Daten in automatisierten Dateisyste-
men sind zu löschen, sobald ihre Kenntnis für die speichernde 
Stelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr erforderlich 
ist, spätestens jedoch ein Jahr nach dem Ende des Schuljahres, 

in dem die Schülerin oder der Schüler die Schule verlassen hat. 
Hiervon ausgenommen sind die Namen und Aktennachwei-
se, die bis zur Vernichtung der Akte automatisiert gespeichert 
werden können.

(3) Personenbezogene Daten in nicht automatisierten Datei-
systemen und in Akten dürfen ab dem Zeitpunkt von einem 
Jahr, nachdem die Schülerin oder der Schüler die Schule ver-
lassen hat, nicht mehr verarbeitet werden, es sei denn, dass die 
Verarbeitung
1.	 zur Behebung einer bestehenden Beweisnot,
2.	 aus sonstigen, im überwiegenden Interesse der speichern-

den oder einer anderen Schule liegenden Gründen oder
3.	 im rechtlichen Interesse eines Dritten unerlässlich ist oder 
4.	 die betroffenen Personen eingewilligt haben.

(4) Personenbezogene Daten in nicht automatisierten Datei-
systemen und in Akten sind nach Maßgabe der hierfür gel-
tenden Bestimmungen aufzubewahren und nach Ablauf der 
jeweiligen Frist zu vernichten oder zu archivieren.

Teil 11 
Schulgesundheitspflege

§  5 7 
S c h u l ä r z t l i c h e  B e t r e u u n g ,  S c h u t z 

v o r  a n s t e c k e n d e n  K r a n k h e i t e n

(1) Die Schülerinnen und Schüler werden durch das Gesund-
heitsamt schulärztlich und schulzahnärztlich betreut. Sie sind 
verpflichtet, an den für verbindlich erklärten schulärztlichen 
und schulzahnärztlichen Untersuchungen teilzunehmen, 
soweit nicht in die körperliche Unversehrtheit eingegriffen 
wird. Die Untersuchungstermine werden im Einvernehmen 
mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter festgelegt.

(2) Die Schülerinnen und Schüler und die Eltern minderjäh-
riger Schülerinnen und Schüler sind rechtzeitig vor schulärzt-
lichen oder schulzahnärztlichen Untersuchungen schriftlich 
oder elektronisch zu benachrichtigen. Den Eltern ist zu ge-
statten, bei den Untersuchungen anwesend zu sein.

(3) Ein Untersuchungsergebnis, das eine Beobachtung oder 
Behandlung der Schülerin oder des Schülers erforderlich 
macht, wird den Eltern, bei volljährigen Schülerinnen und 
Schülern diesen, schriftlich mitgeteilt.

(4) Zum Schutz vor ansteckenden Krankheiten sind die Be-
stimmungen des Infektionsschutzgesetzes vom 20. Juli 2000 
(BGBl. I S. 1045) in der jeweils geltenden Fassung zu beachten.

§  5 8 
M a ß n a h m e n  w e g e n  G e f ä h r d u n g 

d e r  G e s u n d h e i t  a n d e r e r  S c h ü l e r i n n e n 
u n d  S c h ü l e r

(1) Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in der Schule 
eine ernstliche Gefahr für die Gesundheit der anderen Schü-
lerinnen und Schüler bedeutet, können für die Dauer der 
Gefährdung vom Schulbesuch ausgeschlossen werden (§ 55 
Abs.  3 SchulG). Die Schulleiterin oder der Schulleiter ent-
scheidet im Benehmen mit dem Gesundheitsamt. Vor der 
Entscheidung ist der Schülerin oder dem Schüler, bei minder-
jährigen Schülerinnen und Schülern den Eltern, Gelegenheit 
zu einem Gespräch zu geben.

(2) Bei Gefahr im Verzug ist die Schulleiterin oder der Schul-
leiter befugt, die Schülerin oder den Schüler vorläufig auszu-
schließen.
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(3) Die den Ausschluss aussprechende Entscheidung ist zu 
begründen und mit einer Rechtsbehelfsbelehrung zu verse-
hen. Die Entscheidung ist der Schülerin oder dem Schüler, 
bei minderjährigen Schülerinnen und Schülern deren Eltern, 
zuzustellen.

§  5 9 
R a u c h -  u n d  a l k o h o l f r e i e  S c h u l e

(1) Die Gewährleistung des Nichtraucherschutzes erfolgt 
gemäß den Bestimmungen des Nichtraucherschutzgesetzes 
Rheinland-Pfalz vom 5. Oktober 2007 (GVBl. S. 188, BS 212-
2) in der jeweils geltenden Fassung; Verstöße von Schülerin-
nen und Schülern gegen danach bestehende Rauchverbote 
sind Verstöße gegen die Ordnung in der Schule im Sinne des 
§ 61.

(2) Der Konsum von alkoholischen Getränken ist den Schüle-
rinnen und Schülern aus gesundheitlichen und erzieherischen 
Gründen bei allen schulischen Veranstaltungen untersagt. Die 
Schulleiterin oder der Schulleiter kann für Schülerinnen und 
Schüler der Sekundarstufe II, die mindestens 18 Jahre alt sind, 
Ausnahmen mit Zustimmung des Schulelternbeirats (§  40 
Abs. 6 Nr. 1 SchulG) und der Versammlung der Klassen-
sprecherinnen und Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 
SchulG) gestatten.

Teil 12 
Schulpsychologie

§  6 0 
S c h u l p s y c h o l o g i n n e n  u n d 

S c h u l p s y c h o l o g e n

(1) Schulpsychologinnen und Schulpsychologen beraten 
Schülerinnen und Schüler und deren Eltern in Kooperation 
mit den Lehrkräften in besonderen schulischen Problemlagen 
(§ 21 Abs. 3 SchulG).

(2) Schulleiterinnen, Schulleiter und Lehrkräfte sind ver-
pflichtet, die Schulpsychologinnen und Schulpsychologen bei 
der Erfüllung ihres Auftrags zu unterstützen.

(3) Schulpsychologinnen und Schulpsychologen nehmen 
nach Maßgabe der Konferenzordnung an Konferenzen teil.

Teil 13 
Störung der Ordnung

§  6 1 
V e r s t ö ß e  g e g e n  d i e  O r d n u n g 

i n  d e r  S c h u l e

(1) Es gehört zu den erzieherischen Aufgaben der Lehrkraft, 
die Notwendigkeit und Funktion von Ordnungsregelungen 
einsichtig zu machen und so dazu beizutragen, dass die Schü-
lerinnen und Schüler die Ordnung in der Schule bejahen und 
danach handeln.

(2) Bei Verstößen gegen die Ordnung in der Schule können 
Ordnungsmaßnahmen ausgesprochen werden.

(3) Verstöße gegen die Ordnung in der Schule liegen insbeson-
dere vor bei Störungen des Unterrichts oder sonstiger Schul-
veranstaltungen, bei Verletzungen der Teilnahmepflicht, bei 
Handlungen, die das Zusammenleben in der Schule oder die 
Sicherheit der Schule oder der am Schulleben Beteiligten 
gefährden, sowie bei Verletzung der Schulordnung und der 
Hausordnung.

§  6 2 
A n w e n d u n g  v o n  O r d n u n g s m a ß n a h m e n

(1) Ordnungsmaßnahmen können nur ausgesprochen wer-
den, wenn andere erzieherische Einwirkungen nicht ausrei-
chen. Als erzieherische Einwirkungen kommen insbesondere 
in Betracht: Gespräch, Ermahnung, Zurechtweisung, Ver-
pflichtung zur Wiedergutmachung angerichteten Schadens, 
Nacharbeiten von Versäumtem, Entschuldigung für zugefüg-
tes Unrecht und Überweisung in eine andere Klasse oder in 
einen Kurs derselben Klassenstufe der Schule.

(2) Ordnungsmaßnahmen müssen von erzieherischen Ge-
sichtspunkten bestimmt sein und in angemessenem Verhält-
nis zur Schwere des Ordnungsverstoßes stehen.

(3) Ordnungsmaßnahmen für ganze Gruppen sind nur zuläs-
sig, wenn jede einzelne Schülerin oder jeder einzelne Schüler 
der Gruppe sich ordnungswidrig verhalten hat.

(4) In besonderen Fällen unterrichtet die Schule das Jugend-
amt. Die Eltern minderjähriger Schülerinnen und Schüler 
sind vorher zu hören.

§  6 3 
M a ß n a h m e n k a t a l o g

(1) Es können folgende Ordnungsmaßnahmen gemäß § 53 
Abs. 2 Nr. 7 SchulG getroffen werden:
1.	 Untersagung der Teilnahme am Unterricht der laufenden 

Unterrichtsstunde durch die unterrichtende Lehrkraft,
2.	 schriftlicher Verweis durch die Schulleiterin oder den 

Schulleiter,
3.	 Untersagung der Teilnahme am Unterricht des laufenden 

Unterrichtstags oder an sonstigen, bis zu einwöchigen 
Schulveranstaltungen durch die Schulleiterin oder den 
Schulleiter,

4.	 Untersagung der Teilnahme am Unterricht bis zu sechs 
vollen Unterrichtstagen oder an sonstigen über einwöchi-
gen Schulveranstaltungen durch die Klassenkonferenz im 
Einvernehmen mit der Schulleiterin oder dem Schulleiter,

5.	 Androhung des Ausschlusses gemäß Absatz 3 durch die 
Klassenkonferenz im Einvernehmen mit der Schulleite-
rin oder dem Schulleiter; das Benehmen mit dem Schul-
ausschuss ist herzustellen (§ 48 Abs. 3 Nr. 4 SchulG); die 
Androhung wird in der Regel befristet.

(2) Bei der Untersagung der Teilnahme am Unterricht der 
laufenden Unterrichtsstunde oder des laufenden Unterrichts-
tags ist eine Beaufsichtigung der Schülerin oder des Schülers 
sicherzustellen.

(3) Gemäß § 55 SchulG kann auch der Ausschluss von der bis-
her besuchten Förderschule auf Zeit oder auf Dauer als Ord-
nungsmaßnahme getroffen werden, sofern eine unmittelbare 
Leistung nach § 2 Abs. 2 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch 
oder der Schulbesuch an einer anderen Schule anschließt.

§  6 4 
V e r f a h r e n s b e s t i m m u n g e n  z u  d e n 

O r d n u n g s m a ß n a h m e n  n a c h  §  6 3  A b s .  1

(1) Die Ordnungsmaßnahmen können mit einer erzieheri-
schen Einwirkung im Sinne von § 62 Abs. 1 verbunden wer-
den.

(2) Bevor eine Ordnungsmaßnahme ausgesprochen wird, ist 
die Schülerin oder der Schüler zu hören. Die Ordnungsmaß-
nahme ist zu begründen. Sie wird den Eltern minderjähriger 
Schülerinnen und Schüler schriftlich mitgeteilt und in den 
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die Schülerin oder den Schüler betreffenden Unterlagen ver-
merkt. Die Eltern volljähriger Schülerinnen und Schüler sol-
len in den Fällen des § 63 Abs. 1 Nr. 5 unterrichtet werden 
(§ 4 Abs. 2 Nr. 6 SchulG).

(3) In den Fällen des § 63 Abs. 1 Nr. 4 und 5 sowie bei der 
Untersagung der Teilnahme an sonstigen mehrtägigen Schul-
veranstaltungen (§ 63 Abs. 1 Nr. 3) sind die Eltern und, auf 
Wunsch der Schülerin oder des Schülers, ein Beistand zu hö-
ren. Als Beistand können der Schule angehörende Lehrkräfte, 
Schülerinnen und Schüler sowie Eltern von Schülerinnen und 
Schülern gewählt werden.

(4) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann zur Sicherung 
der Unterrichts- und Erziehungsarbeit Ordnungsmaßnahmen 
gemäß § 63 Abs. 1 Nr. 4 vorläufig anordnen. Bei sonstigen 
Schulveranstaltungen kann ihre Leiterin oder ihr Leiter vor-
läufig die Untersagung der Teilnahme anordnen, wenn die 
Entscheidung der zuständigen Stellen nach § 63 Abs. 1 Nr. 3 
und 4 nicht rechtzeitig herbeigeführt werden kann. Die Schü-
lerin oder der Schüler ist vor der Anordnung zu hören. Die 
Eltern sind von der Ordnungsmaßnahme zu unterrichten.

§  6 5 
A u s s c h l u s s  a u f  Z e i t  o d e r  a u f  D a u e r 
v o n  d e r  S c h u l e  g e m ä ß  §  6 3  A b s .  3

(1) Schülerinnen und Schüler, deren Verbleib in der Schule 
eine ernstliche Gefahr für die Erziehung, die Sicherheit oder 
die Unterrichtung der anderen Schülerinnen und Schüler be-
deutet, können auf Zeit oder auf Dauer durch die Gesamt-
konferenz von der bisher besuchten Schule ausgeschlossen 
werden (§ 55 Abs. 1 SchulG).

(2) Ein Ausschluss kann nur erfolgen, wenn er angedroht war 
(§ 63 Abs. 1 Nr. 5), es sei denn, der durch die Androhung 
verfolgte Zweck kann nicht oder nicht mehr erreicht werden 
(§ 55 Abs. 4 Satz 2 SchulG).

(3) Die Gesamtkonferenz hört die Schülerin oder den Schüler, 
die Eltern der minderjährigen Schülerin oder des minderjähri-
gen Schülers und auf Wunsch der Schülerin oder des Schülers 
einen Beistand (§ 64 Abs. 3 Satz 2) an. Das Benehmen mit dem 
Schulausschuss ist herzustellen (§ 48 Abs. 3 Nr. 4 SchulG). 
Vor dem Ausschluss auf Dauer ist auch das Jugendamt zu hö-
ren. Die Schule soll dabei auf Leistungen der Jugendhilfe nach 
§ 2 Abs. 2 des Achten Buchs Sozialgesetzbuch hinwirken.

(4) Bei schulbesuchspflichtigen Schülerinnen und Schülern ist 
vor der Entscheidung über den Ausschluss unter Mitwirkung 
der Schulbehörde zu klären, wie sie nach dem Ausschluss ihre 
Schulbesuchspflicht in der bisher besuchten Schulart erfüllen 
werden.

(5) Die Gesamtkonferenz kann statt eines Ausschlusses eine 
Ordnungsmaßnahme gemäß § 63 Abs. 1 aussprechen.

(6) Die den Ausschluss aussprechende Entscheidung der 
Gesamtkonferenz ist zu begründen und mit einer Rechtsbe-
helfsbelehrung zu versehen. Die Entscheidung ist der Schüle-
rin oder dem Schüler, bei minderjährigen Schülerinnen und 
Schülern deren Eltern, zuzustellen. Die Eltern volljähriger 
Schülerinnen und Schüler sollen unterrichtet werden (§ 4 
Abs. 2 Nr. 6 SchulG).

(7) Ein eingeleitetes Ausschlussverfahren ist zu Ende zu füh-
ren, auch wenn die Schülerin oder der Schüler die Schule vor-
her verlässt.

(8) Die Schulleiterin oder der Schulleiter kann Schülerinnen 

und Schülern bis zur Entscheidung des Ausschlussverfahrens 
vorläufig vom Schulbesuch ausschließen und ihnen das Betre-
ten des Schulgeländes untersagen, wenn dies zur Sicherheit 
der Unterrichts- und Erziehungsarbeit oder zum Schutz der 
am Schulleben Beteiligten erforderlich ist. Die Schülerin oder 
der Schüler ist vorher zu hören. Absatz 6 gilt entsprechend.

(9) Die Schulbehörde ist über den Ausschluss zu unterrichten.

§  6 6 
F l a n k i e r e n d e  M a ß n a h m e n  b e i  d r o h e n d e m 

S c h u l a u s s c h l u s s

(1) Sobald der Schulausschluss (§ 63 Abs. 3) oder die Andro-
hung des Schulausschlusses (§ 63 Abs. 1 Nr. 5) eingeleitet 
wird, beruft die Schulleiterin oder der Schulleiter ein Bera-
tungsteam. Diesem Team gehören an:
1.	 die Leiterin oder der Leiter der Klasse,
2.	 die Verbindungslehrerin oder der Verbindungslehrer,
3.	 nach Entscheidung der Schulleiterin oder des Schulleiters 

gegebenenfalls weitere Personen, insbesondere Schulpsy-
chologinnen, Schulpsychologen und weitere Fachleute aus 
Erziehungsberatungsstellen, Jugendämtern und Agentu-
ren für Arbeit.

Den Vorsitz führt die Schulleiterin oder der Schulleiter.

(2) Das Beratungsteam hat die Aufgabe, eine umfassende Be-
ratung sicherzustellen mit dem Ziel, einen Ausschluss nach 
Möglichkeit zu vermeiden. Im Falle des Schulausschlusses 
werden in enger Kooperation mit der betroffenen Schülerin 
oder dem betroffenen Schüler und den Eltern Perspektiven 
für die Zeit nach dem Schulausschluss entwickelt.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden auch Anwendung, wenn voll-
jährige Schülerinnen und Schüler betroffen sind. Die Eltern 
werden in diesen Fällen nur mit Einwilligung der Schülerin 
oder des Schülers in die Arbeit eingebunden. § 64 Abs. 2 
Satz 4 bleibt unberührt.

Teil 14 
Hausrecht der Schule

§  6 7 
H a u s o r d n u n g

(1) Die Hausordnung soll insbesondere Regelungen für das 
Verhalten bei Gefahr und Unfällen, in Pausen und Freistun-
den, vor Beginn und nach Beendigung des Unterrichts sowie 
für das Verlassen des Schulgeländes und die Benutzung der 
Einrichtung der Schule enthalten.

(2) Die Hausordnung der Schule ist im Einvernehmen mit 
dem Schulausschuss (§ 48 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 SchulG), mit 
Zustimmung des Schulelternbeirats (§ 40 Abs. 6 Satz 1 Nr. 11 
SchulG) sowie im Benehmen mit dem Schulträger und der 
Gesamtkonferenz zu erlassen; in der Sekundarstufe I und II 
bedarf es zudem der Zustimmung der Versammlung der Klas-
sensprecherinnen und Klassensprecher (§ 33 Abs. 4 Satz  1 
Nr.  11 SchulG). Wird ein Einvernehmen nicht erzielt, ent-
scheidet die Schulbehörde.

§  6 8 
W e r b u n g ,  Z u w e n d u n g e n

(1) Werbung und die Verteilung von Werbematerialien auf 
dem Schulgelände sind nicht zulässig. Anzeigen in Schülerzei-
tungen sind zulässig. Untersagt ist die Weitergabe von Unter-
lagen über Schülerinnen und Schüler sowie deren Eltern für 
Werbezwecke.



172		  Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land Rheinland-Pfalz vom 24. Mai 2024	 Nr. 12

(2) Wird die Schule bei der Erfüllung ihres Bildungs- und Er-
ziehungsauftrags durch Zuwendungen Dritter unterstützt, so 
kann hierauf in geeigneter Weise hingewiesen werden. Der 
Hinweis muss in Inhalt und Form dem Auftrag der Schule 
entsprechen (§ 1 SchulG). Die Entscheidung trifft die Schullei-
terin oder der Schulleiter nach Anhören des Schulausschusses. 
Vor der Entscheidung ist zu klären, ob Folgekosten entstehen 
und wer sie trägt. Sofern durch Folgekosten die Belange des 
Schulträgers berührt werden, ist das Einvernehmen mit ihm 
herzustellen.

§  6 9 
S a m m l u n g e n

(1) Über Sammlungen (Geldsammlungen, Sammlungen zur 
Beschaffung von Material, Materialsammlungen) unter Schü-
lerinnen, Schülern und Eltern in der Schule, die klassenüber-
greifend sind, entscheidet die Schulleiterin oder der Schul-
leiter im Einvernehmen mit dem Schulelternbeirat und der 
Schülersprecherin oder dem Schülersprecher. Über Sammlun-
gen innerhalb einer Klasse entscheidet die Klassenleiterin oder 
der Klassenleiter im Einvernehmen mit der Klassenelternspre-
cherin oder dem Klassenelternsprecher und der Klassenspre-
cherin oder dem Klassensprecher.

(2) Eine Beteiligung oder Vermittlung der Schule bei der Mit-
wirkung von Schülerinnen und Schülern an Sammlungen au-
ßerhalb der Schule ist nicht zulässig.

§  7 0 
G e w e r b l i c h e  B e t ä t i g u n g , 

V e r t r i e b  v o n  G e g e n s t ä n d e n

(1) Eine gewerbliche Betätigung und der Vertrieb von Gegen-
ständen in der Schule sind nicht gestattet. Die Schulleiterin 
oder der Schulleiter kann Ausnahmen zulassen, wenn beson-
dere schulische Gründe dies erfordern.

(2) Art und Umfang des Angebots von Speisen und Geträn-
ken, die zum Verzehr in der Schule bestimmt sind, regelt die 
Schulleiterin oder der Schulleiter mit Zustimmung der Ver-
sammlung der Klassensprecherinnen und Klassensprecher 
(§ 33 Abs. 4 Satz 1 Nr. 8 SchulG), des Schulelternbeirats (§ 40 
Abs. 6 Satz 1 Nr. 8 SchulG) und des Schulträgers.

§  7 1 
V e r a n s t a l t u n g e n  s c h u l f r e m d e r  P e r s o n e n

Vorträge, Ausstellungen, Vorführungen und das Verteilen 
von Informationsmaterial durch Schulfremde sind als schu-
lische Veranstaltungen nur zulässig, wenn ihnen eine erzie-
herische oder unterrichtliche Bedeutung zukommt. Die Ent-
scheidung trifft die Schulleiterin oder der Schulleiter. Sofern 
Belange des Schulträgers berührt sind, ist das Benehmen mit 
ihm herzustellen.

Teil 15 
Übergangs- und Schlussbestimmungen

§  7 2 
G e l t u n g  f ü r  S c h u l e n 

i n  f r e i e r  T r ä g e r s c h a f t

Die §§ 3 bis 6, 20, 48 bis 53 und 74 Abs. 2 gelten nach Maß-
gabe des § 74 Abs. 1 und des § 75 im Rahmen des § 18 Abs. 2 
und 3 des Privatschulgesetzes in der Fassung von 4. September 
1970 (GVBl. S. 372, BS 223-7) und des § 16 der Landesverord-
nung zur Durchführung des Privatschulgesetzes vom 21. Juli 
2011 (GVBl. S. 291, BS 223-7-1) in ihrer jeweils geltenden Fas-
sung auch für die entsprechenden staatlich anerkannten Er-

satzschulen in freier Trägerschaft.

§  7 3 
F ö r d e r z e n t r e n  D a u n , 

G e r o l s t e i n  u n d  W o r m s

Die nach § 13 Abs. 4 der Schulordnung für die öffentlichen 
Sonderschulen vom 29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geän-
dert durch Artikel 4 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. 
S. 97), BS 223-1-40, bestehenden Förderzentren in Daun, 
Gerolstein und Worms werden zu Schulen mit den Förder-
schwerpunkten Lernen und ganzheitliche Entwicklung, die 
in den Klassenstufen 1 bis 9 gemäß § 2 Abs. 2 den Unterricht 
förderschwerpunktübergreifend organisieren.

§  7 4 
Ü b e r g a n g s b e s t i m m u n g e n

(1) Abweichend von § 6 werden in Regionen, in denen noch 
keine Förderschule als Förder- und Beratungszentrum beauf-
tragt ist, die integrierten Fördermaßnahmen gemäß § 1 Abs. 8 
der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel  4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-
40, fortgeführt. Die integrierten Fördermaßnahmen aufgrund 
des § 29 der Schulordnung für die öffentlichen Grundschulen 
vom 10. Oktober 2008 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 
223-1-37, werden fortgeführt, ausgenommen in den Regionen 
des Worms-Dauner-Modells (Vulkaneifelkreis, Stadt Landau); 
dort entscheidet die Schulbehörde über die künftige Organi-
sationsform.

(2) Nach Entscheidung der Schulbehörde kann an Schulen 
mit dem Förderschwerpunkt Lernen ein eingerichtetes frei-
williges 10. Schuljahr zum Erwerb des Hauptschulabschlus-
ses bis längstens 31. Juli 2031 bestehen bleiben. Es gelten die 
§§ 40, 42 und 47 Abs. 3 und 5, § 68 Abs. 2 bis 5 und § 74 
der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen vom 
29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 
der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40, 
mit folgenden Maßgaben:
1.	 die Aufnahme von Schülerinnen und Schülern aus ande-

ren Schulen erfolgt längstens bis zu Beginn des Schuljahres 
2030/2031;

2.	 die Aufnahme ist nur an Förderschulen möglich, an denen 
im Schuljahr 2023/2024 ein freiwilliges 10. Schuljahr ein-
gerichtet war;

3.	 es werden keine eigenen Vorlaufklassen gebildet; die Emp-
fehlungen für die Aufnahme in das freiwillige 10. Schuljahr 
gemäß § 42 der Schulordnung für die öffentlichen Sonder-
schulen gelten entsprechend weiter.

(3) Die Schulen mit dem Förderschwerpunkt Lernen und 
Schulen mit diesem Bildungsgang führen integriertes Fremd-
sprachenlernen in Englisch in der Primarstufe und Fremd-
sprachenunterricht im Fach Englisch beginnend in Klassen-
stufe 5 spätestens zu Beginn des Schuljahres 2024/2025 ein.

(4) Das Wahlpflichtfach Deutsche Gebärdensprache nach § 32 
Abs. 3 kann erst angeboten werden, sobald das für das Schul-
wesen zuständige Ministerium den Lehrplan für dieses Wahl-
pflichtfach eingeführt hat. Bis zu diesem Zeitpunkt sollen Ar-
beitsgemeinschaften in allen Klassenstufen angeboten werden.

(5) Abweichend von § 30 Abs. 4 gilt für den Zeitraum vom 
1. August 2024 bis zum Ablauf des 31. Dezember 2024 § 22 
Abs. 4 der Schulordnung für die öffentlichen Sonderschulen 
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vom 29. Mai 2000 (GVBl. S. 219), zuletzt geändert durch Ar-
tikel 4 der Verordnung vom 3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 
223-1-40.

§  7 5 
I n k r a f t t r e t e n

(1) Diese Verordnung tritt mit Ausnahme des § 30 Abs. 4 am 

1. August 2024 in Kraft. § 30 Abs. 4 tritt am 1. Januar 2025 
in Kraft.

(2) Vorbehaltlich des § 74 Abs. 1 und 2 tritt die Schulordnung 
für die öffentlichen Sonderschulen vom 29. Mai 2000 (GVBl. 
S. 219), zuletzt geändert durch Artikel 4 der Verordnung vom 
3. Juni 2019 (GVBl. S. 97), BS 223-1-40, mit Ablauf des 31. Juli 
2024 außer Kraft.

Mainz, den 16. Mai 2024 
Die Ministerin für Bildung 

Stefanie H u b i g
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